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Beginn: 10:07 Uhr 

Präsident André Kuper: Guten Morgen! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich heiße Sie alle herzlich willkommen zu 
unserer heutigen, der 10. Sitzung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch den Gäs-
ten auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Medien.  

(Präsident André Kuper tritt an das Redepult.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Am 2. Oktober ist der 
frühere Vizepräsident dieses Hauses und langjährige 
Abgeordnete der FDP-Fraktion, Dr. Horst-Ludwig 
Riemer, nach einem erfüllten Leben im Alter von 84 
Jahren verstorben. – Unser Mitgefühl gilt seiner 
Ehefrau, seinen drei Kindern und seiner ganzen Fa-
milie. 

Mit Horst-Ludwig Riemer verlieren wir in Nordrhein-
Westfalen einen überaus erfahrenen und gradlinigen 
Demokraten, der über Parteigrenzen hinweg ge-
schätzt und geachtet wurde und der die Politik unse-
res Landes über Jahrzehnte mit geprägt hat.  

Dem Landtag Nordrhein-Westfalen gehörte der Frei-
demokrat von 1966 bis 1980 und noch einmal von 
1985 bis 1995 an. Vizepräsident dieses Hohen Hau-
ses war Horst-Ludwig Riemer von 1985 bis 1990. 

Als Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr 
gehörte er von 1970 bis 1979 dem Kabinett der 7. 
und der 8. Wahlperiode der Ministerpräsidenten 
Heinz Kühn und Johannes Rau an. Stellvertretender 
Ministerpräsident war er von 1975 bis 1979.  

Sein 24-jähriges Wirken im Landtag war geprägt von 
beeindruckender Sachkenntnis, unermüdlichem En-
gagement, aber gleichzeitig auch von großer Fair-
ness. Auch wenn heute nur noch der Abgeordneten-
kollege Karl Schultheis als Zeitzeuge von Horst-Lud-
wig Riemer unter uns ist, so hat der Verstorbene 
doch bleibende Spuren hinterlassen, die noch bis 
heute nachwirken.  

Wirtschafts-, Energie- und Verkehrspolitik waren die 
Themen von Horst-Ludwig Riemer, die er für die er-
folgreiche Zukunft Nordrhein-Westfalens für vor-
dringlich hielt. Ob bei der Diskussion über Modelle 
zur betrieblichen Mitbestimmung, Risiken des 
Schnellen Brüters in Kalkar oder den Ausbau der 
nordrhein-westfälischen Flughäfen – stets gehörte er 
zu den prägenden Debattenrednern.  

Als er anlässlich des 60-jährigen Bestehens der 
NRW-FDP in einem Interview nach den großen Wei-
chenstellungen der 1960er- und 1970er-Jahre ge-
fragt wurde, antwortete Riemer: Ganz wesentlich 
war, dass wir das Bürgerrecht auf Bildung in die Po-
litik gebracht haben. 

Dr. Horst Ludwig Riemer hatte die große Fähigkeit, 
widerstreitende Interessen zusammenzuführen und 
zum Wohle des Landes zu tragfähigen Kompromis-
sen zu verhelfen. Seine menschliche Ausstrahlung 
und sein sicheres Gefühl für Stil und Würde des Par-
laments werden wir vermissen. 

Der Landtag von Nordrhein-Westfalen gedenkt 
Dr. Horst Ludwig Riemer in Dankbarkeit, Respekt 
und Verehrung. Ich bitte Sie, sich zu Ehren des Ver-
storbenen von Ihren Plätzen zu erheben. 

(Die Abgeordneten und die Regierungsmit-
glieder erheben sich von ihren Plätzen.) 

Ich danke Ihnen. 

(Präsident André Kuper begibt sich wieder 
zum Präsidentenplatz.) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung: Seitens der Frak-
tionen von CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen 
liegt der Antrag gemäß § 20 Abs. 3 der Geschäfts-
ordnung vor, unsere heutige Tagesordnung um den 
Punkt „Abberufung von Mitgliedern des Kontrollgre-
miums gemäß § 23 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen (PKG)“ als TOP 
13 (neu) zu ergänzen. Es ist beabsichtigt, hierzu 
keine Aussprache zu führen.  

Ich lasse daher über die Ergänzung der Tagesord-
nung abstimmen. Wer für diese Ergänzung der Ta-
gesordnung ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer ist dagegen? – 
Das sind die fraktionslosen Abgeordneten Langguth, 
Neppe und Pretzell. – Gibt es Enthaltungen? – Ich 
darf damit feststellen, dass die Tagesordnung um 
einen Tagesordnungspunkt 13 (neu) ergänzt ist. 

Wir treten nunmehr in die heutige Tagesordnung 
ein. Ich rufe auf 

1 Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2017 (Nach-
tragshaushaltsgesetz 2017) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/538 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/821 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/887 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/888 

Änderungsantrag 
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der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/889 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/890 

dritte Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer 
Landesgesetze (Haushaltsbegleitgesetz 2017) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/539 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 17/822 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/874 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 17/891 

Ich weise auf Folgendes hin: Eine Rücküberweisung 
des Nachtragshaushaltsgesetzes nach der zweiten 
Lesung zur Vorbereitung einer dritten Lesung ist 
nicht erfolgt. Daher gilt weiter die Beschlussempfeh-
lung des Haushalts- und Finanzausschusses Druck-
sache 17/821 zur zweiten Lesung. 

Zum Haushaltsbegleitgesetz ist die Beratung in zwei-
ter Lesung gestern erfolgt; die Abstimmung findet 
heute statt. 

Ich eröffne die Debatte und erteile dem Abgeordne-
tenkollegen Moritz von der CDU-Fraktion das Wort.  

Arne Moritz (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit der heutigen dritten 
Lesung zum Nachtragshaushalt 2017 ist es voll-
bracht. Der erste Haushalt der NRW-Koalition steht, 
und auch, wenn es nur ein Nachtragshaushalt ist, ist 
es ein guter Haushalt, meine Damen und Herren. 
Denn dieser Haushalt deckt die jahrelange Misswirt-
schaft der rot-grünen Landesregierung gnadenlos 
auf 

(Martin Börschel [SPD]: Und macht Platz für 
einen Schuldenkaiser!) 

und dient dazu, einige – nicht alle, aber vielleicht die 
gravierendsten – Fehler der Regierung Kraft zu be-
heben.  

Insofern diskutieren wir hier heute auch, meine Da-
men und Herren, über rot-grüne Schulden für rot-
grüne Fehler. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In den hinter uns liegenden Beratungen zum Nach-
tragshaushalt wurde viel diskutiert, es wurden An-
träge gestellt, Sachverständige gehört, es wurde sich 
ausgetauscht, und sogar ein Foto eines Abgeordne-
tenkollegen aus noch jüngeren Jahren wurde uns 
präsentiert.  

Aber die Erkenntnis war immer die gleiche: Die ehe-
malige Landesregierung steht nicht zu ihren Fehlern. 
Und, schlimmer noch: Sie kritisiert die neue NRW-
Koalition sogar für deren Behebung.  

So wird vor allem die Rückabwicklung der durch den 
BLB geleisteten Sondertilgung kritisiert. Welche an-
geblichen Nachteile dem BLB dadurch entstünden, 
wird gebetsmühlenartig zu Protokoll gegeben. Dass 
die jetzige Opposition aber durch die rein politisch 
motivierte Sondertilgung erst den Anlass dafür ge-
setzt hat und durch die Sondertilgung dem Kern-
haushalt des Landes ein erheblicher finanzieller 
Schaden in Form eines Zinsverlustes in mehrstelliger 
Millionenhöhe entstanden ist, davon will die ehema-
lige Landesregierung nichts mehr wissen. Das ist 
schade.  

Aber umso wichtiger ist es, diesen Buchungstrick 
aufzudecken und ihn rückgängig zu machen. Denn 
solche Tricks sind nicht im Interesse des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Auch die im Nachtragshaushalt 2017 enthaltene Än-
derung der derzeit unzureichenden Krankenhausin-
vestitionsförderung wird infrage gestellt. Aber auch 
hier verkennt die jetzige Opposition, dass wir erst 
durch die jahrelange Untätigkeit der Regierung Kraft 
zu diesem Schritt gezwungen waren. 

Wir liegen bei den Investitionsmitteln je Einwohner 
nur an zwölfter Stelle der Länder und sogar unter 
dem Bundesdurchschnitt. Das ist eine Gefahr für die 
Versorgung der Menschen in unserem Bundesland 
mit notwendigen Krankenhausbehandlungen und für 
die Krankenhauslandschaft insgesamt. Eine Förde-
rung der Investitionen in diesem Bereich ist daher 
dringend geboten. 

(Zuruf von Sven Wolf [SPD]) 

Das haben wir gemacht, meine Damen und Herren. 
Durch eine Änderung des Krankenhausgestaltungs-
gesetzes haben wir in diesem Zusammenhang er-
reicht, dass die Forderung des Landes gegenüber 
den Kommunen für die gesetzlich nominierte Beteili-
gung an der Krankenhausfinanzierung in Höhe von 
100 Millionen € erst im Jahr 2018 entsteht, was zur 
Folge hat, dass die kommunalen Haushalte für 2017 
nicht zusätzlich und unerwartet belastet werden. 
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Ebenso haben wir durch eine Änderung des Unter-
haltsvorschussgesetzes nicht nur die unter Rot-Grün 
schlichtweg unfaire Behandlung der Kommunen in 
diesem Bereich durch eine nun hälftige Teilung der 
Lasten repariert, nein, wir haben auch die Zentralisie-
rung der übergegangenen Forderungen auf das 
Land zum 1. Juli 2019 festgeschrieben. Dies bedeu-
tet eine zusätzliche Planungssicherheit der Kommu-
nen. Denn wir stehen an der Seite unserer Kommu-
nen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

An diesen Beispielen sieht man deutlich: Die Kritik 
der Opposition am Nachtragshaushalt 2017 ist unan-
gebracht und verfolgt einzig das Ziel, über die rot-
grünen Fehler der vergangenen sieben Jahre hin-
wegzutäuschen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Einsicht und die Übernahme der Verantwortung für 
die gemachten Fehler wären allerdings ehrlicher und 
für das Land Nordrhein-Westfalen wertvoller. 

Die NRW-Koalition verfolgt eine andere Politik, eine 
ehrliche und transparente Politik. Und dafür, meine 
Damen und Herren, ist mit dem Nachtragshaushalt 
2017 ein erster wichtiger Schritt gemacht. 

(Michael Hübner [SPD]: Applaus!) 

Das kann und darf aber nur der Anfang sein. Denn 
die NRW-Koalition hat das Ziel, Nordrhein-Westfalen 
wieder dorthin zu führen, wo das Land hingehört: an 
die Spitze. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Moritz. – Für die SPD hat der Kollege Zimkeit nun 
das Wort. 

Stefan Zimkeit (SPD): Sie haben es selbst auf dem 
höchsten Stand der Rekordsteuereinnahmen 

(Zuruf von Marc Lürbke [FDP]) 

– warten Sie; das mache ich noch; warten Sie doch 
mal ganz gelassen ab! – und auf dem niedrigsten 
Stand der Zinsen nicht geschafft, einen ausgegliche-
nen Haushalt vorzulegen. – Das, Herr Präsident und 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

(Heiterkeit von der FDP) 

waren die Worte von Armin Laschet hier im Dezem-
ber von dieser Stelle. Welcher Hohn, wenn dann Herr 
Moritz hier von Ehrlichkeit spricht, 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

weil er jetzt genau bei diesem noch höheren Höchst-
stand und den gleichen Zinsen 1,5 Milliarden € neue 
Schulden macht! 

Das hat er ja selbst zugegeben. Er hatte in seiner 
Pressekonferenz zu 100 Tagen NRW-Koalition einen 
lichten Moment, wo er selbst gesagt hat: Wir machen 
1,5 Milliarden € neue Schulden. Er hat versucht, den 
ehrlichen Moment wieder zurückzuholen, aber das 
ist natürlich nicht gelungen, weil es wahr ist. 

Da sollte man dann einmal die Vergleiche anstellen. 
Herr Lienenkämper hat ja gestern damit angefangen 
und irgendwie versucht, Vergleiche herbeizuzerren. 
Die Vergleiche sind ganz einfach. Alle anderen Bun-
desländer der Bundesrepublik Deutschland machen 
im Jahr 2017 1,2 Milliarden € Schulden, Nordrhein-
Westfalen unter der Verantwortung von Laschet und 
Lienenkämper 1,5 Milliarden. Herr Laschet, Sie sind 
der Schuldenkaiser von Deutschland.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen von der CDU) 

Dass es anders geht, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, haben wir durch unsere Änderungsanträge 
nachgewiesen. Sie haben durch Ihr Abstimmungs-
verhalten, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP und der CDU, 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

dafür gesorgt, dass dieses Land eine halbe Milli-
arde € neue Schulden macht, die beim Folgen unse-
rer Anträge hätten verhindert werden können, und 
das ist eine totale Wende Ihrer Politik. 

(Zuruf von der FDP) 

Sie wissen genau, dass Ihnen das kein Mensch 
glaubt. Sie haben Ihre Glaubwürdigkeit in der Finanz-
politik in wenigen Wochen zerstört.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP) 

Sie haben aber … 

(Zuruf von Arne Moritz [CDU]) 

– Ja, da können Sie brüllen und toben, wie Sie wol-
len. Ich weiß ja, dass Ihnen das wehtut, dass Sie hier 
jahrelang etwas gepredigt haben und nach wenigen 
Wochen etwas anderes machen. Dass Ihnen das 
vorgehalten wird, tut weh. Herr Moritz, nicht weil 
Ihnen die Kritik nicht passt, ist sie unangebracht. Gu-
cken Sie mal in die Zeitungen, da finden Sie die Kritik 
auch wieder. 

(Beifall von der SPD) 

Aber Ihre Unglaubwürdigkeit beschränkt sich ja nicht 
auf die Finanzpolitik. Deswegen geben wir Ihnen 
heute an drei zentralen Stellen noch einmal die Mög-
lichkeit, mit Änderungsanträgen Ihre Glaubwürdigkeit 
wiederherzustellen.  

315 Millionen € für die Bearbeitung und Finanzierung 
der Aufgaben, die mit Geduldeten zusammenhän-
gen: Sie haben als CDU die Durchleitung der Integ-
rationspauschale gefordert, dazu hören wir jetzt kein 
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Wort mehr. Herr Biesenbach ist ja auch noch Kom-
munalpolitiker, dazu findet er noch die Zeit. Zeigen 
Sie, wie glaubwürdig Ihre Unterstützung für die Kom-
munen ist, stimmen Sie diesem Antrag zu! Die Kom-
munen brauchen das Geld. 

(Beifall von der SPD) 

Angesprochen wurde schon die Krankenhausfinan-
zierung. Da nützt es doch nichts – die Kollegin Schar-
renbach ist auch nicht da, sie weiß es doch –, das 
Problem zu verschieben auf 2018.  

Folgen Sie unseren Anträgen, den Kommunen das 
Geld zu geben. Wir wollen nicht, wie hier gerade 
fälschlicherweise von Herrn Moritz behauptet wurde, 
die Krankenhausfinanzierung nicht ergänzen. Nein, 
wir wollen das nur nicht auf dem Rücken der Kom-
munen tun. Das Land kann es selbst finanzieren.  

(Beifall von der SPD) 

Deshalb lassen Sie es uns doch gemeinsam auf den 
Weg bringen! 

(Zuruf von der CDU) 

– Ja, Ihnen fällt nichts ein als zu sagen: sieben 
Jahre. – Sie haben es versprochen, Sie könnten es 
jetzt halten, aber Sie tun es nicht, Herr Löttgen. Sie 
tun es nicht, das ist doch die Tatsache.  

(Beifall von der SPD) 

Eine andere Tatsache betreffen die die kw-Vermerke 
für Lehrerstellen, die für Integration vorhanden sind. 
Herr Lindner hat hier gestanden und im Brustton der 
Überzeugung gesagt: Wer diese Stellen aufrecht-
erhalten und dauerhaft haben und nicht streichen 
will, muss diese kw-Vermerke streichen. Da hat er 
recht. Deshalb liegt dieser Antrag jetzt vor, und das 
ist jetzt die Glaubwürdigkeitsprobe auch für Sie, Frau 
Gebauer, ob Sie es ernst meinen damit, die Schulen 
mit Stellen zu unterstützen, oder ob Sie diese Stellen 
doch streichen wollen. Stellen Sie Ihre Glaubwürdig-
keit dazu unter Beweis! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Und weil Ihnen das alles so unangenehm ist – das 
merkt man ja auch an den lauten Zwischenrufen –, 
haben Sie die Debatte zum Haushalt schon verkürzt. 
Sie hatten ja Angst, dass diese Debatte im HFA wei-
tergeführt wird. Weil Sie wissen, wie unsozial und un-
solide Ihr Nachtragshaushalt ist, haben Sie diese De-
batte verkürzt, weil Sie Angst vor der weiteren Ausei-
nandersetzung haben. 

(Beifall von der SPD) 

Was die Anmerkung zum Spitzenplatz angeht, die 
Sie gerade gemacht haben, Herr Moritz, so haben 
Sie es in drei Bereichen schon an die Spitze ge-
schafft. 

Präsident André Kuper: Lieber Kollege, die Rede-
zeit. 

Stefan Zimkeit (SPD): Das Erste ist: Sie sind spitze 
in Haushaltstricks. Das Zweite ist: Sie sind spitze im 
Wortbruch. Und das Dritte ist: Sie sind Spitzenreiter 
bei Schulden, da sind Sie jetzt schon auf Platz eins. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Arne Moritz 
[CDU]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Zim-
keit. – Für die FDP erteile ich dem Kollegen Witzel 
das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir werden heute mit 
dem Nachtragshaushalt wichtige Korrekturen an der 
Haushaltsplanung beschließen, um die allergrößten 
Versäumnisse der abgewählten Vorgängerregie-
rung, insbesondere in den Bereichen Unterstützung 
der Kommunen, Rettung der frühkindlichen Bildung, 
Sanierung der Krankenhausinfrastruktur und Ver-
besserungen der inneren Sicherheit zu ermöglichen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Den Kollegen von SPD und Grünen, die in den letz-
ten Wochen hier sehr wortgewaltig aufgetreten 
sind – und bislang auch heute in der Debatte –, sollte 
es zu denken geben, dass Sie eigentlich genau auf-
grund der Defizite in diesen Bereichen, die ich ge-
rade noch einmal benannt habe, abgewählt worden 
sind. Deshalb wäre etwas mehr Selbstkritik auf Ihrer 
Seite schon angemessen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
den GRÜNEN) 

Mein Vorredner hat gerade eine ehrliche Debatte ge-
fordert, und dem wollen wir uns ganz ausdrücklich 
stellen.  

(Zuruf von der SPD) 

Wir wollen die ehrliche Debatte, denn Sie machen 
gegenwärtig als Landtagsabgeordnete – viele Kolle-
gen von SPD und Grünen – in den Wahlkreisen ge-
nau das Gegenteil. Wenige Wochen nach der Ab-
wahl von Rot-Grün stellen Sie sich vor Ort hin und 
bedauern auf einmal fehlende Lehrer zu Schuljahres-
beginn. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Ja, wer hat denn außer Sylvia Löhrmann in den letz-
ten Jahren die Verantwortung für mangelnde Lehrer-
ausbildung getragen? Wer denn sonst, wenn da 
nichts vorbereitet worden ist? 

(Beifall von der FDP und der CDU) 
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Da stellen Sie sich vor Ort in den Wahlkreisen hin 
und bedauern plötzlich fehlende Stellen bei Polizei-
vollzugsbeamten. Wir bedauern das auch und hätten 
gerne mehr Einsatzkräfte vor Ort, die in der Fläche 
ankommen. Aber wer hat sich denn außer Innenmi-
nister Ralf Jäger jahrelang geweigert, zur Kenntnis 
zu nehmen, dass es bei der Polizei größere Ausbil-
dungskapazitäten gibt, als er jahrelang behauptet 
hat? Das waren doch Sie.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Christian 
Dahm [SPD]: Wer hat zuvor die Stellen abge-
baut?) 

Wenn wir in dieser Situation sagen, wir haben jetzt 
drei Jahre Ausbildungsvorlauf im Rahmen der Beam-
tenausbildung der Polizeianwärter, und deshalb 
müssen wir den Bereich der Tarifangestellten bei der 
Polizei verstärken, um für eine bessere Personalaus-
stattung zu sorgen, 

(Michael Hübner [SPD]: Wenn Sie das über-
rascht hat, dann haben Sie Sorgen!) 

dann kritisieren Sie jetzt, dass das Problem besteht, 
dass es dort Befristungen gibt. Ja, wer hat denn 
diese Befristungen vorgenommen? – Das waren 
doch Sie! Wir werden jetzt zu Entfristungen kommen, 
um Leistungsträger bei der Polizei zu halten.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Deshalb haben wir doch jetzt das Problem, dass sich 
motivierte Kräfte, Tarifbeschäftigte bei der Polizei 
schon für andere Stellen am Arbeitsmarkt interessie-
ren, weil wir ihnen erst jetzt das Signal der Verläss-
lichkeit senden können, was wir als neue Koalition 
von Nordrhein-Westfalen auch gerne machen.  

SPD und Grüne haben vor etlichen Jahren das Kran-
kenhausgesetz verabschiedet, in dem geregelt ist, 
wie die Krankenhausinfrastruktur finanziert wird, wer 
die Anteile auch im kommunalen Bereich im Rahmen 
der Mitfinanzierung für neue Investitionen entspre-
chend zu tragen hat.  

(Michael Hübner [SPD]: Das haben Sie nicht 
mitbekommen, dass Sie den Kommunen in 
die Taschen packen!) 

Wir bringen jetzt im Rahmen dieses Haushalts die-
ses Gesetz, das Sie verabschiedet haben, ganz re-
gulär zur Anwendung. Nun stehen Sie hier voller Em-
pörung und sagen: Das ist ja unanständig,  

(Zuruf von der SPD: Ist es auch!) 

jetzt müssen die Kommunen ja auch ihren Anteil leis-
ten. – Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
SPD und Grünen, das ist Ihr Gesetz, das jetzt zur An-
wendung kommt.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Lieber Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Zimkeit?  

Ralf Witzel (FDP): Ja, selbstverständlich.  

Stefan Zimkeit (SPD): Danke, dass Sie die Zwi-
schenfrage zulassen. – Mutmaßlich ändern Sie die-
ses zitierte Gesetz ja gleich, um eine Verschiebung 
der Belastungen für die Kommunen vorzunehmen. 
Warum ist es dann nicht möglich, das Gesetz zu ver-
ändern, um die Kommunen von diesen Belastungen 
zu verschonen?  

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege Zimkeit, es geht um 
zwei verschiedene Dinge. Die grundsätzliche Frage 
ist: Finden wir es in Ordnung, dass man, wenn es 
jahrelange Vereinbarungen gibt, welchen Anteil das 
Land und welchen Anteil die Kommunen tragen, 
dazu auch steht?  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Seit wann 
gibt es denn diese Vereinbarung?) 

Da sind wir der Auffassung, dass ein Gesetz, das Sie 
in der anteiligen Verteilung von Kosten richtig gefun-
den haben, nicht deshalb ein unanständiges Gesetz 
wird, weil dasselbe Gesetz jetzt von einer neuen 
schwarz-gelben Mehrheit zur Anwendung gebracht 
wird.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Martin 
Börschel [SPD]: Es geht doch um die Sum-
men! Die Kommunen leisten doch ihren An-
teil!) 

Die zweite Frage ist aber in der Tat, zu welchem Zeit-
punkt dieser Anteil erbracht wird. Natürlich ist die 
Lage in allen Kommunen unterschiedlich. Aber der 
weit überwiegende Teil der Kommunen hält es für 
vorteilhaft, diesen Anteil, auf den wir auch nicht ver-
zichten wollen, nicht jetzt zu erbringen, sondern mit 
längerem Planungsvorlauf im nächsten Jahr. Des-
halb sind wir mit dem Nachtragshaushalt dem mehr-
heitlichen Wunsch entsprechend nachgekommen, 
dass die Entstehung dieser anteiligen Mitfinanzie-
rung im nächsten Jahr realisiert wird und nicht in die-
sem Jahr, weil sonst der Planungsvorlauf für viele 
Kommunen zu kurz gewesen wäre.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Aber ich möchte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von SPD und Grünen … 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine zweite Zwischenfrage, diesmal vom Kollegen 
Börschel? 

Ralf Witzel (FDP): Ja, selbstverständlich.  
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Martin Börschel (SPD): Vielen Dank, Herr Kollege 
Witzel, für die Ermöglichung der Zwischenfrage. – 
Sind Sie denn nicht mit mir einer Meinung, dass es 
bei der Beteiligung der Kommunen viel mehr darauf 
ankommt, welche Summe sie bezahlen müssen, und 
gar nicht so sehr der prozentuale Anteil im Fokus 
steht? Die Summe wird von Ihnen deutlich erhöht. 
Dadurch verringern Sie eindeutig die Planungssi-
cherheit und die Planungsvorläufe.  

Ich meine, Sie müssten mir – und das ist meine 
Frage – auch in dem Punkt zustimmen, dass die 
kommunalen Spitzenverbände mitnichten mir Ihrer 
Lösung einverstanden sind, sondern Sie in der An-
hörung zum Nachtragshaushaltsgesetz massiv kriti-
siert haben.  

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege, ich halte es für 
nachvollziehbar und kritisiere das gar nicht, dass 
kommunale Spitzenverbände natürlich von ihrer Auf-
gabenstellung her den Wunsch haben, dass mög-
lichst das Land einen ganz großen oder idealerweise 
sogar den vollständigen Anteil in sämtlichen Berei-
chen übernimmt, wo wir uns auch über Kostenteilung 
entsprechend unterhalten. Das kritisiere ich über-
haupt nicht.  

(Martin Börschel [SPD]: Dann können Sie 
doch nicht behaupten, die wären einverstan-
den! Die sind dagegen!) 

Natürlich ist es die Konsequenz, wenn man jetzt bei 
der Krankenhausfinanzierung handelt und einen grö-
ßeren, absoluten Betrag zahlt, dass dann, wenn man 
sich auf einen prozentualen Schlüssel in der Vertei-
lung verständigt hat, auch die anderen Partner einen 
entsprechend höheren Anteil mit übernehmen müs-
sen. Deshalb haben wir ihnen ja einen längeren Pla-
nungsvorlauf eingeräumt.  

Aber die Alternative, Herr Kollege, sprechen Sie hier 
nicht an. 

(Martin Börschel [SPD]: Wir haben die Alter-
native beantragt! Die haben Sie abgelehnt!) 

Es in dem Bereich der Krankenhausfinanzierung ein-
fach zu unterlassen, wo wir es jahrelang mit Defiziten 
zu tun haben, wo wir es mit dem Verzehr von Sub-
stanz zu tun haben, wäre nicht die richtige Alterna-
tive. Wir holen doch in Wahrheit vieles von dem jetzt 
nach, was Sie in den letzten Jahren hätten machen 
müssen.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Michael 
Hübner [SPD]: Den Kommunen in die Tasche 
packen?) 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und 
Grünen, Sie haben es jetzt selber in der Hand. Sie 
haben die Chance. Wenn Sie das, was dieser Nach-
tragshaushalt für Nordrhein-Westfalen vorsieht, für 

falsch halten, wenn Sie es für falsch halten, das Kita-
träger-Rettungsprogramm auf den Weg zu bringen, 
um vor Ort die Einrichtungen besser auszustatten 
und die Kommunen zu entlasten, weil sie natürlich 
sonst die Pflichtaufgabe vor Ort zu höheren Preisen 
stemmen müssten, weil die Beteiligung von dritten 
Trägern entfiele, dann sagen Sie das hier, stellen Sie 
einen Änderungsantrag, streichen Sie die Kompo-
nente und stehen Sie auch vor Ort dazu.  

Wenn Sie es für falsch halten, dass wir das Thema 
„Überstundenabbau bei Polizei und Justiz“ in Angriff 
nehmen, dann stellen Sie einen Änderungsantrag 
und reduzieren Sie das. Dann haben Sie auch dazu 
Ihre Haltung dokumentiert.  

Und wenn Sie etwas dagegen haben, dass wir den 
Kommunen beim Unterhaltsvorschuss entgegen-
kommen, indem das Land auf der einen Seite einen 
größeren Anteil mitübernimmt und auf der anderen 
Seite bei der Nachverfolgung der Ansprüche admi-
nistrativ behilflich ist, wenn Sie das alles für falsch 
halten, dann stellen Sie – ganz transparent – Ände-
rungsanträge –, dann stehen Sie hier zu Ihrer Hal-
tung, aber Sie sollten nicht diffus gegen alles sein 
und keine Verantwortung übernehmen. Das ist nicht 
richtig.  

Für FDP und CDU gilt: Wir müssen am heutigen Tag 
in den Bereichen elementarster Unterfinanzierung 
bei Kernaufgaben der Landespolitik nachsteuern. 
Dafür bitten wir jetzt um Ihre Unterstützung. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Kollege Wit-
zel. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
Frau Düker das Wort.  

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Witzel, ich fange mit den Punkten an, bei denen ich 
sogar noch mit Ihnen übereinstimme. Ich glaube tat-
sächlich auch, dass wir, wenn wir weiter regiert hät-
ten, im Kitabereich hätten nachsteuern müssen.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

An der Stelle stimmt das, aber das ist auch wirklich 
die einzige Stelle. Deswegen können Sie all Ihre 
Mehrausgaben nicht unter „Schlussbilanz“ und „Re-
paraturhaushalt“ fassen. Bei diesem einen Punkt 
würde ich Ihnen aber sogar zustimmen. Ich sage 
das, damit diese Debatte ein bisschen sachgerechter 
geführt wird.  

Aber mit dem ganzen Gerede, das sei alles nur 
Schlussbilanz und nur Reparatur, 

(Zuruf von der FDP: Was denn sonst?) 
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nehmen Sie erstens Ihren Gestaltungsauftrag über-
haupt nicht an. Sie sind gewählt worden, nicht um zu 
reparieren, sondern um zu gestalten. 

(Lachen von CDU und FDP) 

Zweitens zeigen Sie mit dem Nachtragshaushalt, 
dass Sie eigentlich kein Konzept haben, wie es in der 
Haushalts- und Finanzpolitik weitergeht. Ich möchte 
vier Punkte nennen. 

(Widerspruch von der FDP) 

Erstens. Es fehlt jegliche Nachhaltigkeit in der Haus-
halts- und Finanzpolitik bei diesem Nachtragshaus-
halt, denn es ist null Gegenfinanzierung vorhanden. 
Ihre ganzen angeblichen Einsparungen, die Sie noch 
in der Pressekonferenz zum Koalitionsvertrag mit Di-
gitalisierungsdividende, Bürokratieabbau und wo 
man überall Geld herbekommen kann, genannt ha-
ben, sind bis zum heutigen Tag durch nichts konkre-
tisiert – durch gar nichts. Nur wolkige Sprüche, keine 
Gegenfinanzierung! 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist ein Nachtragshaus-
halt!) 

Zweitens. Wir haben im Haushalts- und Finanzaus-
schuss auch vom Minister eine Politik präsentiert be-
kommen, die nicht zu Ende gedacht ist. Es gibt keine 
Kostenfolgenabschätzung. Beispiel Grunderwerb-
steuer: In Schleswig Holstein gibt es eine Finanzmi-
nisterin, eine Grüne, die sagt: Wenn wir irgendetwas 
in diesem Bereich machen, darf das nicht zulasten 
des Landeshaushalts gehen; wir machen das unter 
Umständen, aber erst einmal will ich die Gegenfinan-
zierung haben. – Diese Herangehensweise nennt 
man „zu Ende gedachte Politik“. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von der 
FDP: So wie das sieben Jahre hier war?) 

In NRW läuft das so ab, dass der Finanzminister 
sagt: Schauen wir mal. Wir machen mal eine Bun-
desratsinitiative. Wir wissen auch nicht, wie viel das 
kostet. Dann sehen wir mal, wie viel Geld wir vom 
Bund bekommen. 

(Zuruf von der FDP) 

Selbst das Institut der deutschen Wirtschaft mit ei-
nem sehr fundierten Gutachten, das im Auftrag der 
FDP gelaufen ist, bilanziert, dass das mindestens 1 
Milliarde € kosten wird, Herr Minister. Dann müssen 
Sie doch die Frage beantworten können, wie dieses 
Wahlgeschenk finanziert wird, und das tun Sie nicht. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Drittens. Ihre Politik schottet sich gegenüber jegli-
chen Ratschlägen, Stellungnahmen oder aber auch 
Rückmeldungen ab. Beispiel Kommunen: Man redet 
doch einmal darüber, Herr Laumann. Hat denn Ihre 
Kollegin Frau Scharrenbach Ihnen im Kabinett zur 
Krankenhausinvestitionsfinanzierung nicht rückge-
meldet, dass dies Probleme geben könnte mit den 

Haushalten der Kommunen, insbesondere mit den 
Kommunen, die in der Nothaushaltsverordnung 
sind? Die wissen ja gar nicht, wie sie den Eigenanteil 
dieses Jahr decken können. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Deshalb findet das ja 
auch dieses Jahr nicht statt! – Zuruf von der 
FDP) 

Dann sagt der Finanzminister: Es ist alles geheilt. – 
In der Anhörung sagen die kommunalen Spitzenver-
bände genau das Gegenteil. Warum machen wir 
nicht eine Rücküberweisung an den Haushalts- und 
Finanzausschuss und klären das? 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich habe keinen Vertreter der kommunalen Spitzen-
verbände und auch nicht der Kommunen gehört, der 
sagt: Das ist alles geklärt. Keine Probleme. 

(Zuruf von der FDP: Reden Sie doch mal mit 
den Mitarbeitern der Krankenhäuser! – Wei-
tere Zurufe) 

– Sie sollten nicht nur die Rückmeldungen der Kom-
munen ernst nehmen, sondern auch die Rückmel-
dungen vom Landesrechnungshof, aber auch die ig-
norieren Sie komplett. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Landesrechnungshof sagt zum Beispiel zu den 
139 Stellen: Wenn Sie es ernst meinen würden, dass 
das irgendwann wieder eingespart wird, warum set-
zen Sie denn dann keine kw-Vermerke? Warum tun 
Sie das nicht? Das ist eine Empfehlung des Landes-
rechnungshofs. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Aber auch der Landesrechnungshof ist offenbar nicht 
gefragt, wenn er entsprechende Rückmeldungen 
gibt. 

Vierter Punkt: Intransparenz. Herr Minister, keine 
Frage zu diesem Nachtragshaushalt haben Sie im 
Haushalts- und Finanzausschuss beantworten kön-
nen. Wo werden die 139 Stellen eingesetzt? Das sa-
gen Sie nicht. Wie werden die denn wieder einge-
spart? Das machen wir irgendwie im Laufe der Le-
gislaturperiode. Kw-Vermerke? – Nein, wir haben an-
dere Ideen. Diese wollen Sie uns aber offenbar nicht 
mitteilen. 

(Martin Börschel [SPD]: Können!) 

Intransparenz beim Thema „Grunderwerbsteuer“; ich 
sagte es schon. Sie pusten mal eben ein Wahlge-
schenk in die Lande und gehen davon aus: Dann 
kriegen wir das schon irgendwie vom Bund wieder. – 
Meinen Sie denn, dass eine Bundesregierung – egal, 
wer darin sitzt – mal eben dem Land NRW 1 Milli-
arde € refinanziert, weil Sie Ihre Wahlgeschenke an 
die Familien verteilen? – Das glauben Sie doch wohl 
nicht im Ernst. 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Intransparenz besteht auch in der ganzen Frage 
Krankenhausinvestitionsfinanzierung. Herr Minister 
Laumann, es gibt Kommunen, die zum Beispiel Dop-
pelhaushalte haben. 

Präsident André Kuper: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit. 

Monika Düker (GRÜNE): Es gibt Kommunen, die 
jetzt schon ihre Haushalte für das Jahr 2018 aufstel-
len. Man redet doch mal miteinander und sagt, ob 
das jetzt eine einmalige Maßnahme ist oder ob hier 
strukturelle Veränderungen geplant sind. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Es geht ja nicht darum, dass wir kritisieren, dass sie 
mehr Geld kriegen, sondern der Eigenanteil muss 
doch vor Ort in den kommunalen Haushalten auch 
eingeplant werden. 

Kolleginnen und Kollegen von den Regierungsfrakti-
onen und Herr Minister Lienenkämper, Sie legen 
keine Schlussbilanz von Rot-Grün und keinen Repa-
raturhaushalt vor. Das ist Ihr Offenbarungseid einer 
nicht nachhaltigen, einer konzeptlosen, einer nicht zu 
Ende gedachten Haushalts- und Finanzpolitik, die 
auch noch nach dem Motto läuft: … 

Präsident André Kuper: Liebe Kollegin, die Rede-
zeit! 

Monika Düker (GRÜNE): … Was schert mich ei-
gentlich mein Geschwätz von gestern, als wir noch in 
der Opposition waren! – Vertrauen in Politik schafft 
das nicht. Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf: Was interessiert mich mein Geschwätz 
aus der Regierungszeit?) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Düker. – Für 
die AfD hat Herr Strotebeck das Wort. 

Herbert Strotebeck (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen, meine Herren! Ich möchte hier nicht im Ein-
zelnen die Punkte der letzten Plenarreden meiner 
Kollegen wiederholen, aber ich halte es schon für 
durchaus wiederholens- und auch bemerkenswert, 
dass bei einem Haushaltsvolumen von 74 Milliar-
den € und nicht geplanter zusätzlicher Steuereinnah-
men von 1,3 Milliarden € gerade einmal 100 Millio-
nen € übrig bleiben für die Tilgung von Schulden. 
Das ist schon ein bisschen bedauerlich. 

Anlässlich der fünften Sitzung des Haushalts und Fi-
nanzausschusses haben die Sachverständigen gut 

begründet und überzeugend ihre Kritik dargebracht. 
Demnach ist die Kindertagesstättenrettung mit 500 
Millionen € über zwei Jahre gesichert. Durch die be-
reitzustellenden 250 Millionen € für den Investitions-
stau der Krankenhäuser, wobei die Kommunen mit 
100 Millionen € beteiligt werden, ist davon auszuge-
hen, dass sich dieser Investitionsstau langsam auflö-
sen wird. 

Herr Hahn vom Städtetag Nordrhein-Westfalen er-
wähnte bei der Anhörung in der fünften Sitzung bei-
läufig, dass er mit der Behandlung der Flüchtlinge im 
Nachtragshaushalt nicht einverstanden ist.  

Laut Aussagen von Herrn Hahn stellt sich die Situa-
tion für die Kommunen sehr problematisch dar: Wir 
hätten die Situation, dass die abgelehnten Flücht-
linge nicht so zeitnah zurückgeführt werden, wie es 
wünschenswert sei. Die Zahl der abgelehnten und 
geduldeten ausreisepflichtigen Flüchtlinge nimmt 
täglich zu und die Aufwendungen treffen die kommu-
nalen Haushalte aufgrund der fehlenden Gegenfi-
nanzierung zu 100 %. – Im Protokoll können Sie die 
Details sehr gerne nachlesen. 

Nichts ist da näherliegender als die Fragen: Wie viele 
zusätzliche Kosten kommen eigentlich auf die Kom-
munen und auf das Land zu? Und: Um welche Grö-
ßenordnung geht es eigentlich? – Die Antwort ist er-
nüchternd und erschreckend: Bereits Mitte des Jah-
res 2017 sind auf der Grundlage der Zahlen des Bun-
desamtes für Migration in der Bundesrepublik über 
220.000 Ausreisepflichtige, davon in Nordrhein-
Westfalen alleine über 60.000. Nur am Rande: Abge-
schoben wurden bis August 2017 gerade einmal 
16.000. Die Anzahl der ausreisepflichtigen Personen 
erhöht sich aber täglich. 

Die sich daraus ergebenden Kosten betragen jährlich 
– und das dynamisch steigend – 600 Millionen. Zur 
Erinnerung: Wir hatten 500.000 für die Kindertages-
stättenrettung. Wir hatten 150 Millionen für den In-
vestitionsstau bei den Krankenhäusern. Das sind zu-
fällig ungefähr identische Beträge. Über die haben 
wir lange diskutiert und debattiert. Der Unterschied 
zu dem anderen liegt allerdings darin, dass der Be-
trag für die konsequent nicht zurückgeführten Ausrei-
sepflichtigen nirgends erscheint und nur auf Nach-
frage zu erhalten war. 

Die Kosten der Kommunen sind nicht durch die In-
tegrationspauschale gedeckt. Die Kommunen wer-
den total überfordert. Diese Kosten werden mit Si-
cherheit beim Land Nordrhein-Westfalen als Mitver-
ursacher geltend gemacht. Das ist auch absolut ver-
ständlich und geschieht zu Recht. 

Interessant wird sicherlich auch das Ergebnis der 
laufenden umfänglichen Erhebung der flüchtlingsbe-
dingten Kosten der Nordrhein-Westfalen-Kommunen 
sein, auch wenn wir laut WDR erst Mitte nächsten 
Jahres mit dem Ergebnis werden rechnen können. 
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Meine Damen, meine Herren, dieser rücksichtslose 
und unverantwortliche Umgang mit dem Thema der 
ständig steigenden Zahl nicht zurückgeführter aus-
reisepflichtiger Flüchtlinge wird unsere Landeshaus-
halte und auch unsere Gesellschaft dauerhaft nega-
tiv beeinflussen. 

(Beifall von der AfD) 

Ich hoffe, dass die Landesregierung sich ab dem 
Haushalt 2018 konsequent dieses Finanzierungsthe-
mas annimmt, sich darum kümmert und die Kommu-
nen nicht im Regen stehen lässt, wobei ich da zuver-
sichtlich bin. Denn Herr Moritz hat ja gleich zu Beginn 
der ersten Rede gesagt, … 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, die Redezeit. 

Herbert Strotebeck (AfD): Wie hat er so schön ge-
sagt? – Er wird an der Seite der Kommunen stehen. 

Meine Damen, meine Herren, wir können dem Nach-
tragshaushalt leider nicht zustimmen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Ich erteile nun für die Lan-
desregierung Herrn Minister Lienenkämper das 
Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute 
haben wir in der dritten Lesung des Nachtragshaus-
halts wirklich eine Menge darüber gehört, warum die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen im Mai dieses 
Jahres eine andere Landesregierung wollten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Bürgerinnen und Bürger waren eben nicht mehr 
damit zufrieden, dass sich viele Menschen in unse-
rem Bundesland nicht mehr sicher gefühlt haben. Sie 
waren nicht damit zufrieden, dass die Kinderbetreu-
ung hinter ihren Ansprüchen zurückbleibt und wir hier 
in Nordrhein-Westfalen eine unterdurchschnittliche 
Investitionsquote in Krankenhäuser haben. 

Offenbar, Frau Kollegin Düker, Herr Kollege Zimkeit, 
wollen SPD und Grüne das als ehemalige Regie-
rungsfraktionen nicht hören. Sie wollen davon nichts 
wissen. Ihre beiden Reden haben heute quasi die 
Wahlentscheidung der Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen bestätigt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Beschäftigen wir uns also jetzt mit der Reparatur der 
größten Fehler der Vergangenheit und steigen wir 
ein in die Gestaltung unseres Landes. Wenn Sie, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, heute die-
sem Nachtragshaushalt zustimmen, dann ermögli-
chen Sie den Trägern unserer Kitas einen Neustart. 

Wir können mit diesem Nachtragshaushalt nicht die 
Struktur der Finanzierung im Handstreich ändern, 
aber wir können mit einer stolzen Summe von einer 
halben Milliarde Euro ein Rettungsprogramm für die 
Träger auf den Weg bringen. Wenn Sie heute diesem 
Nachtragshaushalt zustimmen, dann verbessern Sie 
ganz konkret die Situation der Kinder in unserem 
Land Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn Sie heute diesem Nachtragshaushalt zustim-
men, dann machen Sie sich mit uns auf den Weg zu 
mehr Sicherheit in unserem Bundesland. Mehr Poli-
zisten, eine bessere Ausrüstung – das ist genau das, 
wonach die Polizei seit Langem zu Recht ruft, und 
das ist auch das, was die Menschen von einer Re-
gierung erwarten. Wenn Sie diesem Haushalt heute 
zustimmen, dann wird es um die innere Sicherheit in 
unserem Land besser stehen als in der Vergangen-
heit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie können heute mit Ihrer Entscheidung über den 
Nachtragshaushalt auch einen Schub geben für die 
Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen. Kollege 
Karl-Josef Laumann hat das gestern plastisch be-
schrieben. Wir investieren zu wenig in die Kranken-
häuser. Das trifft alle Patientinnen und Patienten, 
aber ganz genauso die Pflegerinnen und Pfleger und 
viele, die im Gesundheitswesen hart arbeiten. Sie 
können heute mit einer Investitionsspritze von insge-
samt 250 Millionen € dazu beitragen, dass sich die 
Situation in unseren Krankenhäusern in Nordrhein-
Westfalen konkret verbessert, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit diesem Nachtragshaushalt machen wir uns heute 
auf, Fehler zu beseitigen. Ja, wir machen rot-grüne 
Schulden für rot-grüne Fehler. Aber wir machen 
heute mehr. Dieses Parlament kann heute ein star-
kes Signal in unser Bundesland senden. Wenn Sie 
heute diesem Nachtragshaushalt zustimmen, dann 
beginnen wir gemeinsam damit, unser Land wieder 
zu einem Aufsteigerland zu machen. Wir können ge-
meinsam damit beginnen, den fleißigen und talentier-
ten Menschen in Nordrhein-Westfalen wieder Per-
spektiven zu eröffnen. Wir reparieren heute Fehler, 
meine Damen und Herren, aber wir beginnen gleich-
zeitig mit der Gestaltung der Zukunft in Nordrhein-
Westfalen. 

Ich bitte Sie herzlich: Stimmen Sie diesem Nach-
tragshaushalt zu! 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Lienenkämper. – Gibt es weitere Wortmeldungen? – 
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Das ist nicht der Fall. Damit schließe ich die Ausspra-
che.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.  

Erstens stimmen wir ab über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/887. Wer ist für 
diesen Antrag? – SPD und Bündnis 90/Die Grünen.  

(Ein AfD-Abgeordneter zeigt auf.) 

– War das jetzt die AfD, oder waren das einzelne Ab-
geordnete? – Keine Meldung aus der AfD.  

Also: Dafür sind SPD und Bündnis 90. Wer ist dage-
gen? – Die CDU, die FDP und zwei Abgeordnete der 
AfD. Wer enthält sich der Stimme? – Das sind die 
fraktionslosen Abgeordneten Langguth und Neppe. 
Damit darf ich feststellen, dass der Änderungsan-
trag Drucksache 17/887 abgelehnt ist.  

Ich rufe zweitens die Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
17/888 auf. Wer möchte diesem Änderungsantrag 
zustimmen? – Das sind die SPD und Bündnis 90. 
Wer ist dagegen? – Das sind CDU, FDP, AfD und die 
beiden fraktionslosen Abgeordneten. Damit ist auch 
dieser Änderungsantrag abgelehnt.  

Dritte Abstimmung, jetzt über den Änderungsantrag 
der SPD Drucksache 17/889. Wer möchte diesem 
Änderungsantrag zustimmen? – Das sind SPD und 
Bündnis 90. Wer ist dagegen? – Die CDU, die FDP, 
die AfD und die beiden anwesenden fraktionslosen 
Abgeordneten. Damit ist auch dieser Änderungsan-
trag abgelehnt.  

Viertens stimmen wir ab über den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/538 in dritter Lesung. Wir stimmen 
somit in der dritten Lesung ab über den geänderten 
Gesetzentwurf nach der zweiten Lesung. Da das Be-
ratungsverfahren hiermit abgeschlossen wird, han-
delt es sich um eine Schlussabstimmung nach § 76 
Abs. 3 der Geschäftsordnung.  

Wer also für die Annahme des Gesetzentwurfs in der 
geänderten Fassung nach der zweiten Lesung ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind CDU 
und FDP. Wer ist dagegen? – Das sind SPD, Bünd-
nis 90 und die AfD. Wer enthält sich? – Die beiden 
anwesenden fraktionslosen Abgeordneten Langguth 
und Neppe. Ich stelle damit fest, dass der Gesetz-
entwurf Drucksache 17/538 in der geänderten 
Fassung nach der zweiten Lesung zu einem Nach-
tragshaushaltsgesetz 2017 in dritter Lesung ange-
nommen und verabschiedet ist.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir stimmen fünftens ab über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der SPD Drucksache 17/890. 
Wer diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen? – Das sind SPD 
und Bündnis 90. Wer ist dagegen? – Das sind CDU, 
FDP, AfD und die beiden anwesenden fraktionslosen 

Abgeordneten Langguth und Neppe. Enthält sich je-
mand? – Damit ist dieser Entschließungsantrag 
Drucksache 17/890 abgelehnt.  

Sechstens stimmen wir ab über den Änderungsan-
trag von CDU und FDP Drucksache 17/874 zum 
Haushaltsbegleitgesetz 2017. Wer möchte diesem 
Änderungsantrag zustimmen? – Das sind SPD, 
Bündnis 90, CDU, FDP. Wer ist dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Die Fraktion der AfD und 
die beiden fraktionslosen Abgeordneten Langguth 
und Neppe. Ich darf damit feststellen, dass dieser 
Änderungsantrag Drucksache 17/874 entspre-
chend angenommen worden ist.  

Wir stimmen siebtens ab über den Änderungsantrag 
der SPD Drucksache 17/891 zum Haushaltsbegleit-
gesetz 2017. Wer möchte für diesen Änderungsan-
trag der SPD stimmen? – Das sind SPD und Bünd-
nis 90. Wer ist dagegen? – CDU, FDP, AfD und die 
beiden fraktionslosen Abgeordneten Langguth und 
Neppe. Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist dieser Änderungsantrag Drucksache 
17/891 abgelehnt.  

Ich darf als letzten Abstimmungsprozess achtens 
über den so geänderten Gesetzentwurf zu einem 
Haushaltsbegleitgesetz 2017 Drucksache 17/539 
abstimmen lassen. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 17/822, den Gesetz-
entwurf in Drucksache 17/539 in der Fassung seiner 
Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 17/822 unter Berücksichtigung des soeben an-
genommenen Änderungsantrags, nicht über den Ge-
setzentwurf selbst.  

Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind CDU und FDP. Wer ist dage-
gen? – Das sind SPD, Bündnis 90, AfD und die bei-
den fraktionslosen Abgeordneten Langguth und 
Neppe. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/539 in der Fassung der Beschlüsse des Haus-
halts- und Finanzausschusses in Drucksache 
17/822 in zweiter Lesung angenommen und da-
mit verabschiedet.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich rufe auf:  

2 Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen wei-
ter sichern! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/810 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD 
der Kollegin Hammelrath das Wort. 
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Gabriele Hammelrath (SPD) Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir ha-
ben gerade in der Haushaltsdebatte viel über die Not-
wendigkeit der Verbesserung der Situation unserer 
Kinder gehört. Insofern bin ich ganz zuversichtlich, 
dass viele Abgeordnete auch aus den regierungstra-
genden Fraktionen froh über unseren Antrag zur 
Weiterfinanzierung der Schulsozialarbeit sind, denn 
ich gehe davon aus, dass in diesem Hohen Hause 
eine große Einigkeit über die Wichtigkeit dieser Maß-
nahmen in unseren Schulen und vor allen Dingen für 
unsere Kinder und Jugendlichen besteht.  

Wir wissen auch – sicherlich die meisten von uns –, 
dass hierbei eigentlich der Bund in der Pflicht ist, der 
mit dem Bildungs- und Teilhabepaket in diese Finan-
zierung eingestiegen ist, der aber 2014 dieses 
Thema verlassen hat.  

Wir als Regierung haben damals vor der Situation 
gestanden, die Hürden zu überwinden, die eigentlich 
zwischen den Politikebenen bestehen, und uns trotz 
der Zuständigkeit des Bundes dafür entschieden, 48 
Millionen € in die Hand zu nehmen und damit die 
Schulsozialarbeit in Nordrhein-Westfalen zu sichern.  

Schauen wir uns noch einmal die Entstehungsge-
schichte an. Dort sehen wir, dass das Bildungs- und 
Teilhabepaket, das aus dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zur Unterstützung von Kindern und 
Jugendlichen aus sozial schwachen Familien hervor-
gegangen ist, in zwei große Teile aufgeteilt war.  

Der deutlich größere Anteil betraf die individuelle För-
derung. Es gab aber auch einen Teil, der für die Or-
ganisation zuständig war, auf den wir uns lange be-
ziehen konnten. Diesen organisatorischen Teil ha-
ben wir als SPD damals – leider nur für eine be-
grenzte Zeit – im Bund erstritten. Mit diesem Teil 
konnte Schulsozialarbeit finanziert werden: Men-
schen, die als Brückenbauer in den Schulen tätig wa-
ren und den Kindern und deren Eltern die Möglichkeit 
verschafft haben, auf das Geld des Bildungs- und 
Teilhabepakets zuzugreifen.  

Das war nämlich nicht so einfach. Es gab große bü-
rokratische Hürden, die dazu geführt haben, dass 
dreistellige Millionenbeträge aus dem Bildungs- und 
Teilhabepaket nicht abgerufen werden konnten. Das 
hat den Finanzminister gefreut und sehr glücklich ge-
macht, die Kinder und Jugendlichen sowie deren El-
tern allerdings deutlich weniger; denn dieses Geld ist 
nicht dort angekommen, wohin es eigentlich gehört 
hat. 

Die Kommunen haben nun den deutlich kleineren 
zweiten Teil des Geldes genommen und davon 
Schulsozialarbeiter eingesetzt, die nicht nur dafür zu-
ständig waren, dieses Geld an die Familien und Kin-
der weiterzuleiten, sondern die selbstverständlich 
auch wichtige zusätzliche Arbeit in den Schulen ge-
leistet haben. 

Noch einmal zur Verdeutlichung, wie groß der Betrag 
war, der nicht an den richtigen Stellen angekommen 
ist: Allein in Nordrhein-Westfalen standen den Kin-
dern 58 Millionen € eben nicht zur Verfügung. Im Ge-
gensatz dazu ist das Geld für die sogenannten Brü-
ckenbauer in der Schulsozialarbeit zu 100 % ausge-
schöpft worden. Das war für alle Beteiligten insge-
samt eine sehr gute Angelegenheit.  

2013 kam dann der große Schock für die Schulen 
und für die Kommunen; denn dieses Geld sollte vom 
Bund nicht weiter zur Verfügung gestellt werden. Wir 
standen vor der schwierigen Aufgabe, zu überlegen, 
ob wir eindeutig vorgehen und einfach sagen: Das 
liegt nicht in unserer Zuständigkeit. Dafür ist der 
Bund zuständig.  

Wir lassen die Kommunen und vor allen Dingen die 
Schulen und Kinder im Stich. Wir haben uns anders 
entschieden. Der damalige Arbeitsminister Guntram 
Schneider und die damalige Schulministerin Sylvia 
Löhrmann haben gemeinsam die Anstrengung voll-
bracht, 48 Millionen € zur Verfügung zu stellen. Da-
mit konnten wir die Situation für die Kinder retten. Ich 
drücke das einmal in Zahlen aus: Wir reden von 
1.700 Stellen in Nordrhein-Westfalen. Noch plasti-
scher wird es durch das Beispiel aus Essen: 2011 
gab es in Essen sieben Schulsozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter; mit dem Bildungs- und Teilhabepaket 
stieg die Zahl auf 150. Das war also eine sehr deutli-
che Verbesserung der Situation. 

Weil dieses Thema so wichtig ist und wir jetzt wieder 
vor der großen Aufgabe stehen, das Geld für die Fi-
nanzierung in die Hand zu nehmen, hat unser Antrag 
eine doppelte Stoßrichtung:  

Der Druck auf den Bund darf natürlich nicht nachlas-
sen. Er muss aufrechterhalten werden; denn von dort 
muss die Finanzierung eigentlich kommen. Für die 
Zeit aber, in der wir vom Land die Kommunen, die 
Schulen, die Kinder und die Jugendlichen nicht im 
Stich lassen dürfen – das habe ich schon mehrfach 
gesagt –, sind hier in Nordrhein-Westfalen 48 Millio-
nen € aufzubringen. Wir leisten damit eine hervorra-
gende Arbeit, die übrigens auch der Zukunftssiche-
rung unseres Landes dient. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hammelrath. – Für die CDU-Fraktion 
spricht jetzt Herr Kollege Rock. 

Frank Rock (CDU): Frau Landtagspräsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Zu Beginn meiner Rede möchte ich die Vermu-
tung äußern, dass ich – in meiner Funktion als Schul-
leiter – wahrscheinlich der Einzige oder zumindest 
eine von wenigen Personen hier im Hohen Hause 
bin, die vor dem Regierungswechsel intensiv mit 
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Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern 
gearbeitet haben. 

(Zurufe von der SPD: Oh! – Zuruf von Helmut 
Seifen [AfD]) 

– Eine der wenigen, Herr Seifen. Ich habe vermutet, 
dass Sie es sind. 

Eine sich ständig verändernde Gesellschaft birgt 
Chancen, Risiken und Herausforderungen. Heraus-
forderungen bedeuten Motivation und zugleich 
Bürde für die Menschen in diesem Bereich. Spiegeln 
wir diese Entwicklung in unseren Schulen wider, 
kann man festhalten, dass die Herausforderungen in 
den Schulen ständig steigen und noch weiter steigen 
werden. Dies hat in meinen Augen drei besondere 
Gründe, die Ihnen nicht neu sind:  

Erstens. Die Herausforderungen sind vor allen Din-
gen deswegen gegeben, weil sich die Kindheit an 
sich verändert hat, ebenso die Erziehungssituation in 
unseren Familien. Diesen Punkt nenne ich gleich als 
ersten, weil er meistens ein bisschen untergeht. 

Zweitens. Herausforderungen bestehen im Zusam-
menhang mit der Inklusion und den damit verbunde-
nen Aufgaben, alle Menschen mit Handicaps in den 
Schulalltag zu integrieren. 

Drittens. Herausforderungen gibt es zudem im Be-
reich der Migration, wenn es darum geht, den vielen 
Kindern und Jugendlichen aus den verschiedensten 
Ländern der Erde eine Chance in unserem Bildungs-
system zu geben. 

Angesichts all dieser Herausforderungen in unseren 
Schulen bedarf es von unserer Seite politischer Ant-
worten und Hilfestellungen für die Kolleginnen und 
Kollegen in den Schulen. Aus diesem Grund wird es 
zukünftig wichtiger sein denn je, mehr unterschiedli-
che Professionen und mehr Kompetenzen an die 
Schulen zu bringen und deren Fähigkeiten für unsere 
Kinder dort zu nutzen.  

Es ist unerlässlich, die Schulsozialarbeit an unseren 
Schulen zu stabilisieren und auszubauen. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Sie ist und wird auch weiterhin Bestandteil unserer 
schulischen Arbeit sein. Diesen Wert hat die NRW-
Koalition erkannt und im Koalitionsvertrag fest veran-
kert. Ich zitiere: 

„Daher wollen wir eine Stärkung und verlässliche 
Fortführung der Schulsozialarbeit erreichen und 
den Ausbau der Schulpsychologie vorantreiben.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden als 
NRW-Koalition unseren Teil dazu beitragen. Wir 
möchten Netzwerke schaffen und vorhandene Pro-
fessionen an unseren Schulen fester einbinden. Da-
her sehen wir für Punkt 1 Ihres Antrages, Frau Ham-
melrath, gar keinen Handlungsbedarf. Wir werden 

das Ganze in den Haushaltsberatungen thematisie-
ren – denn dort gehört dieses Thema bei einer or-
dentlichen Haushaltsplanung hin – und entspre-
chend agieren. 

Dennoch möchte ich noch einmal den Blick auf die 
verschiedenen Aufgabengebiete einer Schulsozial-
arbeiterin oder eines Schulsozialarbeiters in der heu-
tigen Zeit richten. Beim Blick auf das Ganze und da-
rauf, wie vielschichtig diese Aufgaben sind, darf man 
auch die Finanzierung nicht vergessen. Die Diver-
genz der Aufgaben einer Schulsozialarbeiterin und 
eines Schulsozialarbeiters bedarf der Betrachtung 
der Gesamtfinanzierung. 

Der Antwort der Landesregierung im letzten Schul-
ausschuss war zu entnehmen, wie kompliziert und 
differenziert die Finanzierung ist: 736 Stellen für be-
sondere Unterstützungsangebote sollen aus Lan-
desmitteln finanziert werden. Hinzu kommen 226 
Stellen für die neuen multiprofessionellen Teams so-
wie 973 Stellen mit Verzicht auf Lehrerstellen im Mat-
ching-Verfahren. 

Die Schulsozialarbeit ist eben eine Schnittstellenauf-
gabe dreier großer Bereiche: Schule, Jugendhilfe 
und Soziales. Dies ist auch der Grund für die Einbin-
dung dreier Ministerien. 

Der Zuschnitt im Bereich des Sozialministeriums be-
ruht auf der Mitfinanzierung – da gebe ich Frau Ham-
meldrath recht – des Bundes im Rahmen des Bil-
dungs- und Teilhabepaketes und war somit fester 
Bestandteil einer präventiven Arbeits-, Bildungs- und 
Sozialpolitik in den Jahren 2011 bis 2014. Die von 
Ihnen genannten 1.800 Kollegen machen hier eine 
gute Arbeit, und deshalb wollen wir sie auch unter-
stützen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie haben es geschafft, den Stau bei der Beantra-
gung der Mittel aufzulösen. Sie haben dafür gesorgt, 
dass jetzt 200 Millionen € für die Teilhabe unserer 
Kinder in Nordrhein-Westfalen ankommen. 

Meine Aufzählung und die Diskussion der Problema-
tik machen deutlich, um welch komplexes System es 
sich hierbei handelt. Den Kolleginnen und Kollegen 
in den Schulen, vor allem aber den Kindern, ist dabei 
nur eines wichtig: dass es Menschen gibt, die sich 
ihrer Probleme annehmen. Für sie ist die Verteilung 
auf einzelne Ministerien und auch eine Finanzierung 
eher unwichtig. Sie brauchen Menschen, die ihnen 
helfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, Ihrem An-
trag können wir entnehmen, dass Sie den Fokus wei-
terhin auf die Finanzierung aus dem SGB II setzen, 
in der Hoffnung, weitere Mittel aus Berlin zu bekom-
men. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 
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Grundsätzlich ist der Ansatz nicht falsch, eine Finan-
zierung auf breite Schultern zu verteilen. In unseren 
Augen bedarf es bei der finanziellen Zuständigkeit 
aber auch einer differenzierten Betrachtung. 

Das Arbeitsfeld der Kolleginnen und Kollegen ist sehr 
unterschiedlich. In erster Linie – und ich spreche hier 
aus Erfahrung – haben sie eine pädagogische und 
beratende Funktion für Schüler, Eltern und Lehrer. 
Sie bereiten gewaltpräventive Maßnahmen vor, füh-
ren Einzelgespräche über schwierige Lagen, leiten 
gruppendynamische Prozesse an, pflegen Elternbe-
ratungen sowie den Kontakt mit den Jugendämtern 
und organisieren den Übergang von Schule zu Beruf 
und überwachen diesen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ein Teil der Arbeit besteht natürlich auch darin, trotz 
Benachteiligung eine Teilhabe zu ermöglichen. Dies 
gestaltet sich je nach Schultyp und Schulstandort 
sehr unterschiedlich. Aus diesem Grund ist auch dies 
in der Gesamtbetrachtung zu berücksichtigen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Hinzu kommt, dass jeder Stadtteil – sei es Düssel-
dorf, Köln oder Minden – andere Standortfaktoren im 
Rahmen der Schulsozialarbeit aufweist. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Mit wel-
chem Ergebnis, Herr Kollege? – Nadja Lüders 
[SPD]: Genau!) 

– Ich habe mich schon gewundert, dass Sie noch 
nicht reingeschrien haben. – Diesen beschriebenen 
vielfältigen Aufgaben kann man entnehmen, dass die 
Schulsozialarbeit unentbehrlicher Bestandteil unse-
rer schulischen Aufgaben geworden ist. 

Der Überweisung des Antrages in den zuständigen 
Ausschuss stimmen wir gerne zu, obwohl vor dem 
Hintergrund der Komplexität und der Schnittstellen-
problematik die Frage nach der Federführung nicht 
nur aus finanztechnischer Sicht getroffen werden 
darf und kann, sondern auch Weiteres betrachtet 
werden muss. Wir freuen uns auf den Dialog. 

Zum Ende meines Beitrags möchte ich noch den Phi-
losophen Karl Raimund Popper zitieren, der sagte: 
„Der Wert des Dialogs hängt vor allem von der Viel-
falt der konkurrierenden Meinungen ab.“ In diesem 
Sinne – vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rock. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Lenzen. 

Stefan Lenzen (FDP): Frau Präsidentin! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die soziale Arbeit 
an unseren Schulen leistet einen unverzichtbaren 

Beitrag, um Bildungs- und Zukunftschancen für alle 
Kinder zu verbessern. Wir wissen um die gestiege-
nen Herausforderungen angesichts sich wandelnder 
Familienstrukturen, der Integration von Kindern aus 
Einwandererfamilien und des Ziels der Inklusion von 
Kindern mit Behinderung. 

So haben sich verschiedene Angebote entwickelt: 
von rund 2.600 Stellen der originären schulischen 
Sozialarbeit in Trägerschaft des Landes bis zu unter-
schiedlichen Konzepten der kommunalen Jugend-
hilfe. Im Mittelpunkt der heutigen Debatte steht je-
doch die Schulsozialarbeit im Rahmen des Bildungs- 
und Teilhabepakets. 

Das von der damaligen CDU- und FDP-geführten 
Bundesregierung auf den Weg gebrachte Paket war 
ein wichtiger Schritt, um dem Ausschluss von Kin-
dern aus finanziell benachteiligten Familien vorzu-
beugen, zum Beispiel bei Ausflügen und Klassen-
fahrten oder bei einer Mittagsverpflegung in Schule 
und Kita. 

Darüber hinaus werden aber auch kulturelle und 
sportliche Aktivitäten gefördert, indem zum Beispiel 
Vereinsbeiträge oder Kosten für Museumsbesuche 
bezuschusst werden. Das Bildungspaket unterstützt 
so gezielt die Teilhabe von bundesweit rund 2,5 Mil-
lionen Kindern und Jugendlichen. 

Die Schulsozialarbeit soll dabei helfen, dass die Leis-
tungen des Bildungs- und Teilhabepakets auch bei 
denen ankommen, die auf sie angewiesen sind. So 
können zum Beispiel Eltern bei der Antragstellung 
unterstützt werden. Die rund 1.800 Berater in den 
Kommunen haben dabei gute Arbeit geleistet, mög-
lichst viele Kinder zu erreichen. 

Die Ausgaben für Leistungen, Bildung und Teilhabe 
in NRW sind im letzten Jahr um 8,1 % angestiegen. 
Dabei ist die Inanspruchnahme der Lernförderung 
ebenfalls überdurchschnittlich angestiegen. Dies 
zeigt aber auch, dass wir die Schulsozialarbeit auf ei-
nen guten Weg gebracht haben, um so die Bildungs-
chancen insbesondere für Kinder und Jugendliche zu 
sichern. 

Die Sozialarbeit hat sich aber auch weiterentwickelt 
und wirkt oft über die Schulen hinaus. So stellen un-
ter anderem Förder- und Freizeitangebote sowie 
Präventionsarbeit eine wichtige Entlastung und Hilfe 
im sozialen Umfeld der Kommunen dar. Damit kön-
nen wir die gesellschaftliche Teilhabe der Kinder ver-
bessern. 

Jetzt aber noch ganz kurz in Richtung der SPD: Frau 
Kollegin Hammelrath, vielleicht muss man manchmal 
auch an gewisse Punkte erinnern. Das Pingpong-
spiel über die Finanzierung der Schulsozialarbeit 
zwischen Düsseldorf und Berlin wollen Sie doch nicht 
wirklich heute fortsetzen. Für dieses wichtige Thema 
brauchen wir Ihren Antrag übrigens gar nicht.  

(Zuruf von der SPD: Wir brauchen Geld!) 
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Wir werden heute der Überweisung an die Aus-
schüsse zustimmen. Sie haben weder im Bund noch 
damals als rot-grüne Landesregierung die Verant-
wortung übernommen, das Ganze langfristig abzusi-
chern.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die FDP-Landtagsfraktion hatte schon im März 2014 
gefordert, sich dafür einzusetzen, für diese wichtige 
Aufgabe Verantwortung zu übernehmen und die 
Fortsetzung der Schulsozialarbeit ansonsten mit ei-
genen Mitteln sicherzustellen.  

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Damit haben Sie mit dem Landesprogramm An-
fang 2015 angefangen, zunächst befristet auf drei 
Jahren.  

Unser Ziel in der NRW-Koalition ist und bleibt eine 
verlässliche Absicherung der Schulsozialarbeit. Wir 
brauchen eine dauerhafte Finanzierung über 2018 
hinaus. Wir sehen den Bund natürlich weiter in der 
Pflicht, 

(Zurufe von der SPD) 

die materiellen Voraussetzungen für ein Mindestmaß 
gesellschaftlicher Teilhabe für Kinder und Jugendli-
che zu erfüllen und damit auch die für die Umsetzung 
des Bildungs- und Teilhabepakets erforderlichen Be-
raterstellen dauerhaft zu finanzieren.  

(Michael Hübner [SPD]: Macht ihr doch nicht!) 

Unabhängig von der Frage, ob der Bund die Schulso-
zialarbeit wieder fördern wird, sehen wir aber auch 
die Verantwortung des Landes für eine beständige 
Finanzierung. Unser Ziel ist es, die fachlich immens 
wichtige Arbeit der Schulsozialarbeiter und Schulso-
zialarbeiterinnen in den Kommunen zu sichern und 
deren Stellen über eine verstetigte Förderung zu er-
halten. – Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lenzen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich könnte jetzt 
vier Minuten lang aus Ausarbeitungen vorlesen, wa-
rum die Schulsozialarbeit bzw. die Sozialarbeit an 
Schulen wichtig und notwendig für die Kommunen 
ist. Ich könnte darauf hinweisen, dass die Netzwerk-
arbeit von hoher Bedeutung ist und viele Punkte, die 
Herr Kollege Lenzen und Herr Kollege Rock bereits 
vorgetragen haben, wiederholen. Ich könnte dem 
Vortrag von Herrn Rock und in weiten Teilen auch 
dem Vortrag von Herrn Lenzen ausnahmslos zustim-
men. Das ist überhaupt kein Problem.  

(Zurufe von der CDU) 

Der entscheidende Punkt, um den es heute geht, ist 
aber die Tatsache, dass wir uns immerhin schon im 
Oktober des Jahres befinden. Zu einer vernünftigen 
Bildungsplanung gehört es auch, dass sich die ver-
schiedenen Träger zusammensetzen, eine Planung 
machen und Bescheid wissen, was in den nächsten 
Jahren – also nicht nur in den nächsten Tagen – zu 
tun ist. Das geht aber nur, wenn eine vernünftige fi-
nanzielle Sicherheit hinter dieser Planung steht. 

(Beifall von den Grünen und der SPD) 

Angesichts dessen, was Sie bei den Haushaltsbera-
tungen vorgelegt haben, verstehe ich schon, warum 
die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten die-
sen Antrag eingebracht haben. Sie haben die Pas-
sage aus dem Koalitionsvertrag vorgelesen. Die ist 
aus meiner Sicht klar wie Kloßbrühe. Trotzdem 
schaffen Sie es nicht, sich heute hierhin zu stellen 
und zu sagen: Ja, selbstverständlich wird der Finanz-
minister 48 Millionen € im Haushaltsentwurf stehen 
haben, und zwar nicht nur für 2018 – das hatten wir 
schon durch die Verpflichtungsermächtigung vorbe-
reitet –, sondern auch für die Jahre darüber hinaus. 
Wir werden ein Konzept vorlegen, wie das ausgebaut 
wird.  

(Zuruf von der SPD) 

Warum schaffen Sie es nicht, das hier und heute zu 
sagen? Das verstehe ich überhaupt nicht, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Herr Lenzen, das ist keineswegs ein Pingpongspiel, 
um das sehr klar zu sagen. Die Position meiner Frak-
tion, der Grünen, ist nach wie vor, dass wir, solange 
der Bund nicht finanziert, diese 48 Millionen € – wenn 
Sie eine Weiterentwicklung, eine Dynamisierung für 
richtig halten, sind wir gerne an Ihrer Seite, noch 
mehr bereitzustellen – selbstverständlich aus Lan-
desmitteln bereitstellen müssen. Das muss aber ein-
deutig etatisiert und in einem klaren Plan vorgelegt 
werden, und Sie müssen die Zusammenarbeit mit 
den Kommunen und auch mit der Region suchen. 
Das ist das, was heute zur Abstimmung steht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Sozialde-
mokraten, eines kann ich Ihnen nicht ganz ersparen: 
Die Entwicklung der Schulsozialarbeit ist von Frau 
Hammelrath in weiten Teil richtig dargestellt worden. 
Zur Frage aber, ob das von der FDP und der SPD 
erkämpft worden ist, habe ich eine etwas andere Er-
innerung. 2010 wurde das Paket von Frau von der 
Leyen vorgestellt. Dann hat das Bundesverfassungs-
gericht gesagt: Dieses Paket ist nicht effektiv. Es 
kommt nicht bei den Kindern und Familien an, bei de-
nen es ankommen soll.  

Der Bundesrat hat es dann nach der Einigung meh-
rerer Parteien geschafft, die Schulsozialarbeit auf 
den Weg zu bringen. Weil die Große Koalition das 
schließlich nicht weiter unterstützt hatte, war es 
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schließlich Frau Nahles, die das Aus für die Schulso-
zialarbeit durch den Bund präsentieren musste.  

Die FDP musste also in der Zusammenarbeit zum 
Jagen getragen werden, und die SPD hat es in der 
Großen Koalition leider nicht durchsetzen können. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, das ist 
an Finanzminister Schäuble gescheitert.  

Jetzt sind wir an dem Punkt, an dem wir die ver-
dammte Pflicht haben, zu sagen, dass wir dauerhaft 
die Sozialarbeit an den Schulen fördern wollen, dass 
das Land eintritt und die Planung dafür bereitstellt. 
Das könnten Sie doch heute sagen! Der Ministerprä-
sident könnte eine klare Aussage treffen, und dann 
wären wir alle zufrieden. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank. – Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Die Vorlage der SPD zur Schulsozialpolitik 
führt in ihrer Beschreibung der Schulsozialarbeit ei-
nige Allgemeinplätze an, anhand derer deutlich wird, 
dass die linksideologische Denkweise diese Arbeit 
immer nur als Reparaturinstrument für die Schäden 
einordnet,  

(Beifall von der AfD – Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN: Oh!) 

welche ihre Gesellschafts- und Staatspolitik verur-
sacht hat. 

(Beifall von der AfD) 

Erstens. Ihre Politik für die globalen Geldeliten führt 
und führte zur zunehmenden Verarmung breiter Be-
völkerungskreise.  

Zweitens. Die Diskriminierung bürgerlicher Lebens-
formen gerade durch Ihre linksideologischen, libertä-
ren Gesellschaftsvorstellungen entwertet alle soge-
nannten Sekundärtugenden, die aber für einen sozi-
alverträglichen Umgang miteinander unabdingbar 
sind. Das können wir hier auch im Parlament be-
obachten. 

(Beifall von der AfD) 

Drittens. Ihre antiautoritäre Ideologie der vergange-
nen 40 Jahre unterhöhlte die Autorität sämtlicher 
Amtspersonen und raubte damit auch den Lehrern 
und Erziehern ein unverzichtbares Instrument der 
Menschenführung und der emotionalen Fürsorge.  

Viertens. Die Inklusion macht das Unterrichten in ei-
nigen Lerngruppen fast unmöglich und überfordert 

nicht nur die Lehrkräfte, sondern vor allen Dingen 
zahlreiche Schülerinnen und Schüler.  

Fünftens. Der massenhafte unkontrollierte Zuzug 
aus dem Ausland mit einer Vielzahl von Kindern, die 
nun in den Schulen intensiver Betreuung bedürfen, 
verlangt von allen Beteiligten in den Schulen unge-
heure Anstrengungen und geht nicht ohne soziale 
Friktionen ab.  

Sechstens. Die Zunahme der Schulsysteme des ge-
meinsamen Lernens sorgt mit ihren instabilen Lern-
gruppen für Frust und Langeweile, wirft die Schüle-
rinnen und Schüler auf sich selbst zurück und fordert 
ebenfalls soziale Verwerfungen im schulischen 
Raum.  

All das, was ich gerade aufgeführt habe, führt dazu, 
dass Schulsozialarbeit mittlerweile wirklich unbedingt 
notwendig ist und finanziert werden muss. Da könnte 
ich jetzt die Rede von Herrn Rock sozusagen wieder-
holen.  

Diese Hinweise verdeutlichen aber auch, dass es 
nicht damit getan ist, einfach nur den Etat zu erhöhen 
und mehr Geld in das System zu werfen. Wir müssen 
hier auch mehrgleisig fahren, damit wir nachhaltig Er-
folge erzielen.  

Zunächst müssen wir die Formen des Gemeinsamen 
Lernens zurückfahren und in den begabungsgerech-
ten Lerngruppen gruppendynamische Prozesse in 
Gang setzen, in denen gemeinsames Leisten und 
gemeinsam erarbeiteter Erfolg die Kinder zusam-
menschweißt und hilft, eine vertrauensvolle Bezie-
hung zu den Lehrkräften aufzubauen.  

(Beifall von der AfD) 

Nicht erst die Hattie-Studie hat bewiesen: Auf den 
Lehrer kommt es an. Und die Heranwachsenden 
brauchen nicht nur in ihrem familiären Umfeld feste 
Bezugspersonen, zu denen sie Vertrauen aufbauen 
können, sondern sie benötigen auch im schulischen 
Raum Personen, die ihnen Halt und Orientierung ge-
ben und ihnen bei der Entfaltung ihrer Begabungen 
und ihrer Persönlichkeit zur Seite stehen.  

So kann die Schulsozialarbeit ihre größte Wirksam-
keit in Schulsystemen entfalten, in denen die Kinder, 
begleitet von fürsorglicher Autorität, im Rahmen ei-
ner klaren Ordnung in eine begabungsgerechte Lern- 
und Leistungsgemeinschaft eingebunden sind.  

Schulsozialarbeit kann aber nicht gesellschaftliche 
Defizite heilen und psychotherapeutische Dienste 
leisten. Schulsozialarbeit muss letztlich ausgerichtet 
sein auf Hilfestellungen zum besseren Lernen und 
zur gelungenen Eingliederung in den Klassen- und 
Schulverband. So müssen die verschiedenen 
Stränge der Schulsozialarbeit bei einer Lehrkraft zu-
sammenlaufen, die die unterschiedlichen Beratungs-
stränge koordiniert und die Arbeit der Beratungsleh-
rer, der Schulsozialarbeit und der Angebote anderer 
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Träger wie Caritas und Diakonie zusammenführt und 
in ein Beratungskonzept einbindet. Sonst bleibt es 
bei Einzellösungen, und jeder Träger werkelt so vor 
sich hin.  

Dafür, sehr geehrte Frau Ministerin – wenn sie denn 
da wäre, in diesem Falle ...  

(Nadja Lüders [SPD]: Sie ist gar nicht zustän-
dig bei dem Thema! – Zuruf von Minister Karl-
Josef Laumann) 

– Sie sind da, aber ich spreche jetzt Frau Gebauer 
an. – Dann müssten an den weiterführenden Schulen 
Beförderungsstellen geschaffen werden, in die die 
Lehrkräfte aufrücken können, welche diese Koordi-
nationsaufgaben erledigen. Ich kann Ihnen sagen: 
Ich habe damit hervorragende Erfahrungen ge-
macht.  

Noch ein weiterer Aspekt wäre unabdingbar: 
Schulsozialarbeit darf keine Fürsorgearbeit bleiben. 
Sie muss das Ziel haben, die Kinder und jungen 
Menschen zur Selbstständigkeit zu befähigen.  

Dies aber erfordert Modelle, die über das hinausge-
hen, was normale Schulsozialarbeit leisten kann. Ein 
zusätzlicher Ansatz muss es sein, Coaching-Modelle 
wie zum Beispiel das Züricher Ressourcen Modell in 
den Blick zu nehmen und Lehrkräfte darin auszubil-
den. Welche segensreiche Wirkung dieses 
Coaching-Modell hat, kann man an den Schulen fest-
stellen, die sich dieser Methode bereits bedienen. Sie 
glauben es gar nicht – da geschehen immer wieder 
kleine Wunder!  

Das Coaching entlässt den Schüler, die Schülerin 
aus der Fürsorgesituation und weckt die tief in ihm 
verborgenen Kräfte der Eigenstabilisierung. Ich habe 
es selbst erfahren. Es führt ihn aus der Rolle des Be-
dürftigen heraus in die Situation der Selbstbestim-
mung. Hierfür müssten die Lehrkräfte eine Ausbil-
dung durchlaufen, für die das Schulministerium Fort-
bildungsgelder zur Verfügung stellen müsste.  

Es wäre sehr zu wünschen, wenn Frau Ministerin 
Gebauer das Ministerium beauftragen würde, solche 
Modelle in den Blick zu nehmen und dann für die 
Fortbildung der Lehrkräfte Geld bereitzustellen. Da-
mit wäre die Hoffnung verbunden, dass sich langfris-
tig eine Verbesserung der schulischen sozialen Situ-
ation ergeben könnte.  

Es geht darum, den einzelnen Menschen in den Blick 
zu nehmen und nicht nur an den Symptomen einer 
verfehlten linksideologischen Schul- und Gesell-
schaftspolitik herumzudoktern.  

(Beifall von der AfD) 

Nichtsdestotrotz: Das Kind ist schon fast in den Brun-
nen gefallen. Ich kann mich, wie gerade schon ein-
mal gesagt, den Ausführungen des Kollegen Rock 
unbedingt anschließen. Wir brauchen dringend das 
Geld für die Schulsozialarbeit, sonst schlagen den 

Kollegen die Probleme über dem Kopf zusammen. 
Wir können sie damit auf keinen Fall alleine lassen.  

Heute überweisen wir den Antrag in den Ausschuss; 
dem stimmen wir selbstverständlich zu. Ich kann 
aber jetzt schon sagen, dass wir – es mag Sie viel-
leicht wundern – auch den Punkten 1 und 2 des An-
trags der SPD zustimmen werden. Das Land kann 
sich hier nicht aus der Verantwortung stehlen. Den 
dritten Punkt jedoch, die Schulsozialarbeit als Regel-
leistung im SGB II zu verankern, sehen wir eher 
skeptisch. – Recht herzlichen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Das war der Kol-
lege Seifen für die AfD-Fraktion. – Für die Landesre-
gierung spricht jetzt Herr Minister Laumann.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau Präsidentin! 
Herr Kollege Seifen, ich will Ihnen zu Ihrer Rede nur 
eines sagen: Solange diese Landesregierung im Amt 
ist, solange ich im Amt bin, werden wir in Nordrhein-
Westfalen jedes Kind, das in diesem Land lebt – egal 
aus welchem Grund, egal wo es herkommt –, anstän-
dig und mit Achtung behandeln. Darauf können Sie 
sich verlassen.  

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN – Beifall von Markus Wagner 
[AfD]) 

Wir müssen auch nach bestem Wissen und Gewis-
sen sicherstellen, dass jedes Kind, egal aus welchen 
Verhältnissen es von zu Hause her kommt, eine faire 
Chance hat, durch Fleiß und Bildung in dieser Ge-
sellschaft aufzusteigen. Das ist unabdingbar.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der AfD) 

Eine Gesellschaft ist zunächst einmal so, wie sie ist.  

(Zuruf von Roger Beckamp [AfD]) 

Auch die Schülergemeinschaft einer Schule ist erst 
einmal so, wie sie ist. Wir müssen doch zugeben, 
dass die Schülergemeinschaften an unseren Schu-
len in Nordrhein-Westfalen in ihrer Zusammenset-
zung sehr, sehr unterschiedlich sind. Ich wohne in ei-
nem münsterländischen Dorf mit 6.500 Einwohnern. 
Da ist die Zusammensetzung der Kinder in der 
Grundschule und auch in der weiterführenden 
Schule von der sozialen Herkunft und von den Fami-
lienstrukturen her völlig anders als in anderen Gebie-
ten, etwa in die Emscher-Lippe-Region. Das ist doch 
einfach die Wahrheit.  

Wenn wir diese Fragen vernünftig beantworten wol-
len, dann steht doch außer Frage, dass die Stellen 
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der Schulsozialarbeit – wer sie auch immer finan-
ziert – ein unverzichtbarer Bestandteil dieses Sys-
tems sind. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der SPD) 

Die 1.800 Stellen, die letztendlich über das Arbeits-
ministerium gefördert werden, haben eine lange Vor-
geschichte. Selbst als die Hartz-IV-Gesetze einge-
führt worden sind, haben die Verantwortlichen – das 
war immerhin eine rot-grüne Regierung – kein Teil-
habepaket für die Schüler auf den Weg gebracht. Da-
mals war man nämlich der Meinung, dass in den Re-
gelsätzen für die Kinder selbstverständlich das 
ganze Geld für die Teilhabe an Schule enthalten war. 

In der Zeit, in der ich zum ersten Mal Arbeitsminister 
war, habe ich zusammen mit unserem Ministerpräsi-
denten Rüttgers – ich gebe aber zu: auch zusammen 
mit dem damaligen Ministerpräsidenten von Rhein-
land-Pfalz – einen ganz langen Kampf geführt, die-
ses Teilhabepaket überhaupt durchzusetzen, damit 
die Hartz-IV-Kinder, wie man damals gesagt hat, an 
Klassenfahrten und Sportvereinen usw. teilhaben 
konnten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dann haben wir gesehen, dass die Mittel nicht abge-
rufen worden sind und das Programm nicht ans Lau-
fen kam. Der Bund hat dann gesagt: Wir müssen an 
den Schulen Leute haben, die sich darum kümmern, 
die über die Schule hinaus einen ganzheitlichen An-
satz verfolgen und auch das Schicksal der arbeitslo-
sen, Hartz-IV-beziehenden Eltern im Blick haben. 
Darum sind diese Stellen geschaffen worden. 

Der Bund hat gesagt, das werde eine gewisse Zeit 
lang getan werden, und dann müsse das System im-
plementiert sein. Und die damalige Landesregierung 
hat dann aus guten Gründen darauf hingewiesen, 
diese Stellen seien in Nordrhein-Westfalen nicht üb-
rig und man finanziere das erst einmal weiter. 

Natürlich werden wir versuchen, die Zuständigkeit 
der Finanzierung dieser Stellen wieder an den Bund 
zu übertragen; denn wir halten sie für unverzichtbar. 
Wenn ich beteiligt sein sollte, wird von uns dieser 
Punkt natürlich auch in die Koalitionsverhandlungen 
in Berlin eingebracht werden – dass meine Partei 
dort mit am Tisch sitzen wird, ist ja wohl ziemlich si-
cher. 

(Nadja Lüders [SPD]: Die Schwesterpartei 
auch?) 

Aber wir müssen uns auch um einen zweiten Punkt 
kümmern. Hier wird heute gesagt, dass wir die vielen 
Leute brauchen – ich weiß, dass sie auch andere Ar-
beit machen –, weil sonst die Mittel aus dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket nicht abfließen würden. 

In Vorbereitung dieser Rede bin ich aber auch dahin-
tergekommen, dass die Bearbeitung dieser Mittel 

mittlerweile in den ARGEN in einer Kompliziertheit 
gehandhabt wird, die – ich sage das mal ganz vor-
sichtig – nicht mehr nachvollziehbar ist. Und damit 
habe ich es noch freundlich ausgedrückt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der SPD – Nadja Lüders [SPD]: Ja, 
das ist so!) 

Ich möchte schon gerne, dass diese Leute Zeit ha-
ben, mit den Kindern zu reden und bei den Leuten 
Hausbesuche zu machen. Wir müssen uns also auch 
die Frage stellen: Wie können wir die Administration 
im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets pau-
schaler und einfacher machen? 

Ich will ein paar Beispiele nennen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Gerne!) 

Es gibt immer noch die Anrechnung des Eigenanteils 
in Höhe von einem Euro beim Mittagessen. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ja! – 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ja, sicher!) 

Die Wahrscheinlichkeit ist relativ groß, dass dieses 
Einziehen des einen Euros die Verwaltung mehr kos-
tet, als es einbringt.  

Ein anderer Punkt: Wenn das Kind in der Schule zwei 
Tage lang krankheitsbedingt fehlt … 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Warum 
macht ihr das denn dann?) 

– Entschuldigung, ich bin nicht zuständig für die 
ARGE. Das ist Bundespolitik. Dafür ist das Bundes-
arbeitsministerium zuständig, bis vor Kurzem war 
das noch Frau Nahles und nicht Karl-Josef 
Laumann – um es mal in aller Deutlichkeit zu sagen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD – Nadja Lüders [SPD]: 
Vorsicht an der Bahnsteigkante!) 

Es kann doch nicht sein, dass, wenn ein Kind ein 
paar Tage lang krank ist, eine Administration er-
scheint und fordert, dass das Geld wieder zurückge-
zahlt werden muss. 

(Nadja Lüders [SPD]: Frau Nahles hat damit 
nichts zu tun!) 

Die Dinge laufen trotz relativ kleiner Beträge nicht 
pauschalisiert genug. 

Wir müssen uns deswegen auch mit der Frage be-
schäftigen, wie wir das gesamte Thema entbürokra-
tisieren können, damit bei der Schulsozialarbeit nicht 
so viel Zeit für das Helfen bei Anträgen draufgeht. 
Das ist doch verrückt. Deswegen werden wir uns 
auch um diese Fragen kümmern.  

(Michael Hübner [SPD]: Aber das ist doch der 
Grund der Schulsozialarbeit!) 
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– Entschuldigung, dann sollte man nicht fordern, 
Stellen zu schaffen, um die Bürokratie zu beherr-
schen, sondern da muss man mal den Kopf anstren-
gen und die Bürokratie so gestalten, dass ein norma-
ler Mensch damit klarkommt. 

(Michael Hübner [SPD]: Weil ihr dafür in Berlin 
keine Lösung hattet! – Nadja Lüders [SPD]: 
Herr Schäuble!) 

Das ist mein Ansatz bei dieser Politik. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Da ja nun das Arbeitsministerium in den letzten De-
kaden über zwölf Jahre lang unter der Verantwortung 
der SPD gestanden hat, können Sie diese Dinge 
nicht mir in die Schuhe schieben – um das mal in aller 
Deutlichkeit zu sagen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Nadja Lüders [SPD] – Zuruf von Michael Hüb-
ner [SPD]) 

Ich habe Ihnen nur gesagt – regen Sie sich doch 
nicht auf! –, dass wir uns um die Entbürokratisierung 
kümmern werden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister 
Laumann … 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sie haben hier doch sieben Jahre 
lang den sozialdemokratischen Arbeitsminister ge-
stellt. Ich werde die Entbürokratisierung anpacken 
und mit allen Möglichkeiten des Landes bekämp-
fen. – Schönen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Für die CDU-Fraktion hat Herr Kol-
lege Rock noch einmal das Wort. 

Frank Rock (CDU): Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Immer wieder kommen wir zu dem Punkt, an dem wir 
uns fragen, wo die Verantwortung liegt. Wir dürfen 
bei diesem Verantwortungsgerangel aber nicht au-
ßer Acht lassen, worum es eigentlich geht, nämlich 
darum, unseren Kindern bzw. Schülern Hilfestellung 
zu leisten. 

(Nadja Lüders [SPD]: Dafür sitzen wir hier!) 

Es ist im Grunde genommen dabei nicht ganz so 
wichtig … 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Meinen Sie 
jetzt Ihren Minister?) 

– Sie meinen, durch weiteres Reinrufen den Redner 
irritieren zu müssen. Ich sage das noch einmal deut-
lich, Herr Mostofizadeh, … 

(Nadja Lüders [SPD]: Herrn Laumann zu irri-
tieren, schaffen selbst wir nicht!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Rock, entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche. 
Es möchte niemand reinrufen, sondern es möchte je-
mand eine Zwischenfrage stellen, und zwar die Kol-
legin Beer. 

Frank Rock (CDU): Ich bin das ja gewohnt. Wer 
möchte eine Frage stellen? Ich hatte ja noch gar nicht 
wirklich angefangen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Soll ich die 
Frage jetzt zulassen? 

Frank Rock (CDU): Bitte. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich bedanke mich sehr, Herr 
Kollege Rock, dass Sie die Zwischenfrage zulas-
sen. – 

(Frank Rock [CDU]: Ach! Ich hatte den Namen 
nicht gehört. Ich hätte es mir denken kön-
nen. – Heiterkeit von der CDU) 

Herr Minister Laumann hat leider so schnell das Re-
depult verlassen. – Ich stimme Ihrer Ausführung aus-
drücklich zu, dass wir auf die Kinder schauen müs-
sen. Ich stimme auch ausdrücklich dem zu, was der 
Minister über die Entbürokratisierung des Bildungs- 
und Teilhabepakets gesagt hat. 

(Zuruf von der CDU: Frage!) 

Das ist richtig; das müssen wir anfassen. Warum ha-
ben wir das in der Form gehabt? – Weil das Koope-
rationsverbot direkte Unterstützung verhindert hat. 

(Frank Rock [CDU]: Die Frage? – Dr. Günther 
Bergmann [CDU]: Sie müssen eine Frage stel-
len!) 

Meine Frage: Sind Sie dabei, den Weg endlich frei-
zumachen und das Kooperationsverbot abzuschaf-
fen, 

(Minister Karl-Josef Laumann: Nein, nein, 
nein!) 

damit wir den Kindern, die es brauchen, das Geld 
entbürokratisiert zukommen lassen können? 

Frank Rock (CDU): Frau Beer, ich glaube, dass ich 
das meinerseits nicht kann. Dazu gehören weitere 
Diskussionen im Bund und im Bundesrat. Ich könnte 
mir gut vorstellen, dass wir das vielleicht mal auflö-
sen. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 



Landtag   12.10.2017 

Nordrhein-Westfalen 23 Plenarprotokoll 17/10 

 

Das sage ich auch. Es liegt aber nicht in meiner Ent-
scheidungskompetenz. Wir sollten versuchen, für die 
Kinder das Bestmögliche rauszubekommen. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Mostofizadeh – Entschuldigung, dass ich Ihren 
Namen noch ein bisschen holprig ausspreche –, ich 
möchte eines feststellen: Sie haben eine Tugend 
nicht, nämlich die Geduld. Bei meinen Kindern ver-
suche ich immer, die Grundlage dafür zu legen. – Sie 
rufen immer mal wieder rein – das ist schon ein biss-
chen ungeduldig –, und Sie sind auch bei der Finan-
zierung ungeduldig.  

Ich habe anfangs in meiner Rede gesagt: Wir werden 
uns 2019 um den Haushalt kümmern, wenn es dann 
noch notwendig ist. Mit den Beratungen fangen wir 
jetzt als NRW-Koalition an. Für 2018 – das haben Sie 
auch gesagt – ist die Finanzierung gesichert. – Wir 
machen hier Haushaltsführung aus Hand und nicht 
auf Zuruf. Aus dem Grund werden wir uns darum 
kümmern, wenn es so weit ist. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, zur Wahr-
heit gehört auch – das ist immer mal durchgeschim-
mert – das Stichwort „Unterstützung“. Liebe Frau 
Hammelrath, Sie haben gesagt: Oh, 2013, da war ja 
was. – Also: Es war 2011 bis 2014, und unsere Bun-
desregierung hat beim Einstieg 2011 schon sehr 
deutlich gesagt, dass das ein begrenzter Raum ist. 
Und Sie erklären uns gerade: Ups, 2013 war das, da 
mussten wir reagieren. – Das ist nicht redlich. Sie 
wussten das schon 2011.  

(Nadja Lüders [SPD]: Das stimmt doch nicht! – 
Michael Hübner [SPD]: Das stimmt nicht! Da 
haben Sie nicht zugehört!) 

Weiterhin war es von Anfang an klar, dass das 
Grundgesetz die zweckgebundene Finanzierung der 
Schulsozialarbeit verbietet. Auch das war Ihnen klar. 
Daraus konnte man die Anschubfinanzierung durch 
den Bund und die Notwendigkeit ableiten, dass die 
Verantwortung der Länder wieder kommt – aller Län-
der zwischen Schleswig-Holstein und Bayern. Das ist 
wohl auch – so habe ich zumindest das, was ich viel-
fach gelesen habe, verstanden – in allen Ländern er-
folgt. Es war klar, dass hier eine Verantwortung für 
das Land entsteht.  

Abgesehen davon, Frau Hammelrath, war es Ihre 
SPD-Arbeitsministerin in Berlin, die zukünftige Oppo-
sitionsführerin, die 2014 die Bereitstellung der Mittel, 
wie angekündigt, auch eingestellt hat.  

(Michael Hübner [SPD]: Bei den Bundesrats-
papieren ist das nicht klar gewesen!) 

Einem Bericht der Zeitung „Der Westen“ aus 2014 
entnahm ich den Ausschnitt eines Antwortschreibens 

Ihrer damaligen Ministerin an die Landtagsfraktion 
der Grünen – Zitat –:  

„Die Zuständigkeit für Schulsozialarbeit liegt nach 
der verfassungsrechtlichen Kompetenzzuord-
nung nicht beim Bund.“ 

Unsere ehemalige Landesregierung hat das damals 
schon gewusst und hat auch damals schon nach 
Berlin gerufen. Und wenn man den Antrag jetzt liest, 
rufen Sie jetzt auch wieder nach Berlin.  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Ich habe schon gesagt, wie wir das sehen, und wir 
werden uns in Zukunft dafür einsetzen.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, das Thema 
„Schulsozialarbeit“ wird nicht nur uns in Nordrhein-
Westfalen, sondern in naher Zukunft auch viele poli-
tische Gremien in ganz Deutschland beschäftigen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege, 
Entschuldigung, ich muss hier leider ein zweites Mal 
unterbrechen. – Herr Kollege Ott würde Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen. 

Frank Rock (CDU): Nein, jetzt möchte ich erst mal 
weitermachen. Herr Ott, sehen Sie es mir nach! 
Sonst heißt es, ich würde zu lange reden. 

(Zurufe von der SPD) 

Die schulpolitische Diskussion wird im ganzen Land 
aus mehreren Gründen geführt: 

Erstens. Die Menschen, die Bürgerinnen und Bürger 
in unserem Land spüren, welch gute Arbeit die Sozi-
alarbeiterinnen und Sozialarbeiter in unseren Schu-
len machen. 

Zweitens. Es ist wichtig festzuhalten und es ist un-
umstritten, dass die Schulsozialarbeiterinnen und -
arbeiter gute Arbeit leisten. Das merkt man auch an 
der Diskussion hier.  

Drittens. Ein bedeutsamer Punkt ist, dass wir auch 
sehen müssen, wie sich die Professionen in einer 
modernen Schullandschaft weiterentwickeln. Wir ha-
ben nicht nur den Lehrer vor Ort, sondern wir müssen 
auch überlegen, wo wir Kompetenzen und Professi-
onen in unsere Schulen bekommen. 

Viertens. Wir müssen natürlich auch dafür sorgen, 
die Teilhabe aller Kinder zu ermöglichen.  

Wir als NRW-Koalition möchten die Schulsozialarbeit 
auch an den Grundschulen etablieren, und wir wollen 
vor allem den Fokus auf Schulstandorte mit sozialen 
Problemlagen richten. 

(Nadja Lüders [SPD] und Michael Hübner 
[SPD]: Da sind die schon längst!) 
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Wir werden uns zukünftig auch nochmals intensiv mit 
dem Thema auseinandersetzen, weil wir das Wirr-
warr … 

(Nadja Lüders [SPD]: Erforderlich! – Michael 
Hübner [SPD]: Und zwar dringend!) 

– Die Tugend der Geduld.  

(Zurufe von Nadja Lüders [SPD] und Michael 
Hübner [SPD]) 

Wir möchten das Wirrwarr der Zuständigkeiten und 
der Finanzierung beheben. Der Zehnte Kinder- und 
Jugendbericht der Bundesregierung hat schon da-
rauf hingewiesen, dass die historisch gewachsene 
Abkopplung der pädagogischen Arbeitsfelder von 
Schule auf der einen Seite und Jugendhilfe auf der 
anderen Seite nicht mehr zutrifft. 

(Michael Hübner [SPD]: Aha!) 

Die hieraus entstandenen Formen der Zusammenar-
beit benötigen in unseren Augen ein klares Zukunfts-
konzept. Wem will man heute auf der Straße den Un-
terschied erklären zwischen klassischer Schulsozial-
arbeit, schulbezogener Jugendsozialarbeit, Jugend-
schulsozialarbeit, Schulsozialpädagogik und Ju-
gendarbeit in oder an Schulen? Das kann man heut-
zutage keinem mehr erklären. 

Die Finanzierungsverantwortung des Bundes wird 
auch zukünftig eine Rolle spielen müssen. Denn die 
Kosten für die Aufgaben können nicht ausschließlich 
vom Land übernommen werden. 

(Michael Hübner [SPD]: Aha!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, für mich ist 
Schulsozialarbeit aus meiner Erfahrung heraus zum 
größten Teil pädagogische und erzieherische Arbeit 
und Hilfestellung in der Schule. 

Konfuzius stellte einmal fest: „Das Leben ist einfach; 
aber wir bestehen darauf, es kompliziert zu machen.“ 

Ich hoffe, dass wir in diesem Falle nicht darauf beste-
hen, die Schulsozialarbeit durch das Gerede kompli-
zierter zu machen, sondern dass wir sie so einfach 
wie möglich machen. Sie soll fester Bestandteil un-
serer Schulen werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rock. – Für die SPD-Fraktion hat Herr 
Kollege Neumann das Wort.  

Josef Neumann (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Schulsozialarbeit ist das 
Spiegelbild dieser Gesellschaft, einer modernen, teil-
habeorientierten, sozialen, demokratischen Gesell-
schaft. 

Werter Kollege von der AfD, dass Sie diese Gesell-
schaft nicht haben wollen, haben Sie gestern in der 
Debatte um das Thema „Populismus“ gezeigt. Und 
Sie haben das heute nur mit anderen, vielleicht ein 
bisschen vornehmeren Mitteln wiederholt und damit 
gezeigt, was Sie eigentlich von Schulsozialarbeit hal-
ten.  

Ich will noch mal klarstellen: Unser Bild von der Ge-
sellschaft, von dem, was Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeiter zu machen haben, ist ein 
völlig anderes als Ihres. Es ist demokratisch, es ist 
modern, es ist sozial, und es ist dieser Gesellschaft 
verpflichtet  

(Zuruf von der AfD: Und bevormundend!) 

und nicht ausgrenzend, wie Sie es hier ständig vor-
schlagen.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir können uns jetzt sicherlich noch eine Stunde lang 
darüber unterhalten, wer schuld ist oder wer nicht 
schuld ist oder wer auf welcher Ebene schuld ist. 

Der Kollege von der CDU sagte gerade: Na ja, 2019 
werden wir das irgendwie machen.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Sicher machen 
wir das!) 

Das ist zwar gut, dass Sie das hier ankündigen, das 
nützt aber den Kolleginnen und Kollegen Schulsozi-
alarbeiterinnen und Schulsozialarbeitern gar nichts. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Doch, doch!) 

Denn die stehen 2018 vor der Frage, ob sie ihren be-
fristeten Job aufgeben oder von ihrem Träger gekün-
digt werden.  

(Beifall von der SPD) 

Das ist der Punkt, um den es geht. Wenn es nicht 
gelingt, in 2018 Klarheit bei der Finanzierung der 
Schulsozialarbeit 

(Minister Karl-Josef Laumann: Bis Weihnach-
ten!) 

herbeizuführen und die Aussage zu treffen, dass 
diese finanziert wird, dann werden Hunderte 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter in 
diesem Land die Schulen verlassen. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir können uns jetzt über die Modelle der Finanzie-
rung unterhalten und streiten. Wir können auch dar-
über sprechen, wie der Kompromiss zur Schulsozial-
arbeit damals auf Bundesebene erfolgt ist:  

Es war nicht das Kooperationsverbot, Kollegin Beer, 
sondern es waren vor allem die völlig unterschiedli-
chen Ansichten von CDU und SPD hinsichtlich der 
Schulsozialarbeit. Außerdem sollte das Geld – das 
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war unsere Forderung – in die Institutionen fließen, 
um Entbürokratisierung sicherzustellen. Das ist aber 
an der CDU und an Schäuble gescheitert. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist egal, wer damals regiert hat und welche Zu-
ständigkeit in welchem Ministerium hatte. Unsere 
Aufgabe besteht jetzt darin, die Stellen, die wir in 
Nordrhein-Westfalen haben, zu erhalten. Und die Be-
schäftigten und die Trägerinnen und Träger brau-
chen eindeutige Signale aus diesem Parlament und 
von dieser Landesregierung. 

(Beifall von der SPD) 

Sie müssen deshalb deutlich erklären, wie Sie das 
Modell finanzieren wollen. Ich betone aber auch: Es 
gibt Unterschiede zwischen der allgemeinen Schul-
sozialarbeit, die durch Kommunen finanziert wird, 
und dem Bildungs- und Teilhabepaket, über das wir 
hier sprechen, und beides kann man nicht miteinan-
der vermischen. Es sind zwei unterschiedliche 
Rechtskreise, die unterschiedlich finanziert und aus-
geführt werden. Wer das vermischt, hat nicht ver-
standen, wie dieses System funktioniert. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Worum es hier geht, ist das System aus dem Bun-
despaket, aus dem BuT, und zwar die Teilhabe im 
Sinne der Schulsozialarbeit für die Kinder, die – wie 
Minister Laumann hier auch ausgeführt hat – diese 
notwendige Unterstützung und Zuwendung zu Recht 
bekommen. Dafür muss aber auch klar sein, was Sie 
2018 machen wollen oder nicht. Sie müssen sich ge-
genüber den Trägern und den Beschäftigten erklä-
ren: „Das tun wir oder das tun wir nicht“, damit sie 
sich entscheiden können, ob sie an diesen Schulen 
weiter tätig sein wollen. 

(Beifall von der SPD – Beifall von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Man muss jetzt versuchen – das ist eine wichtige 
Vorgabe –, das in den Koalitionsvertrag auf Bundes-
ebene hineinzubekommen. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Sollte das aus welchen Gründen auch immer nicht 
gelingen, ist es umso wichtiger, dieses Signal recht-
zeitig zu senden, damit die Beschäftigten und die 
Kinder, die diese Hilfe bekommen, sowie deren Fa-
milien Klarheit beim Thema Schulsozialarbeit in die-
sem Land erhalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Neumann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Müller-Rech. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte auf das aufbauen, was mein Kollege Stefan 
Lenzen in seiner Rede als sozial- und integrations-
politischer Sprecher schon erläutert hat, und ich 
möchte Ihnen die Rolle der Schulsozialarbeit auch 
aus Sicht unserer FDP-Bildungspolitik darstellen.  

Wir haben es uns als schwarz-gelbe NRW-Koalition 
zum Ziel gesetzt, gerechte Bildungschancen für je-
des Kind unabhängig von dessen Elternhaus zu 
schaffen. Dabei wollen wir weiterhin auf die erfolgrei-
che Schulsozialarbeit setzen, die gerade durch die in 
den letzten Jahren leider gestiegene Kinderarmut im-
mer wichtiger geworden ist. 

Die Schulsozialarbeiter sind ein wichtiges Bindeglied 
zwischen Lehrern, Eltern und Schülern. Allerdings – 
das wurde heute auch schon mehrmals festgestellt – 
wurde der Schulsozialarbeiter immer mehr zum Be-
hördenbegleiter; seine Zeit und Energie hat er immer 
mehr mit dem Ausfüllen von Anträgen und der Be-
wältigung von Bürokratie verbracht. Das wollen und 
müssen wir ändern. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir wollen die Schulsozialarbeit stärken und weiter-
entwickeln. Die Schulsozialarbeiter sollen endlich 
wieder ihre eigentlichen Aufgaben als Ratgeber, 
Mentor, Streitschlichter, Berufsberater und vor al-
lem – das ist das Wichtigste – als Vertrauensperson 
der Schülerinnen und Schüler erfüllen können. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Richtig!) 

Meine Damen und Herren, die Schulsozialarbeiter 
genießen das Vertrauen und den Respekt der Kinder 
und Jugendlichen. Sie dringen oft noch zu ihnen 
durch, wenn das Lehrerkollegium und die Eltern nicht 
mehr weiter wissen. Durch ihre Arbeit sorgen sie da-
für, dass sich die Bildungschancen und die Zukunfts-
chancen der Schüler vergrößern. 

Mit der langfristigen Sicherung der Schulsozialarbeit 
soll den Kindern und Jugendlichen die Stabilität ge-
geben werden, die sie brauchen. Wir wollen die 
Schulsozialarbeit dort intensivieren und ausbauen, 
wo die Probleme am größten sind, insbesondere an 
den Schulen mit großen sozialen Herausforderun-
gen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe heute hier 
gehört, dass wir Demokraten uns in der Sache einig 
sind. Wir wollen die Schulsozialarbeit fortführen und 
weiterentwickeln; Sie alle haben hier auch unsere 
Passage aus dem Koalitionsvertrag gehört; sie 
wurde zitiert. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 
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Wir werden deshalb der Verweisung in den Aus-
schuss natürlich zustimmen, die Diskussion dort fort-
führen und die Schulsozialarbeit weiterentwickeln. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Müller-Rech. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht noch einmal Herr Kollege 
Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Müller-
Rech, wie wollen Sie die Schulsozialarbeit weiterfüh-
ren, wenn Sie nicht für die dauerhafte finanzielle Aus-
stattung sorgen? Die Leute, die Sie für Ihre Aufgaben 
einsetzen wollen, sind dann futsch! Das ist das, was 
heute hier klarzustellen ist. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Herr Minister Laumann, Sie machen das immer wie-
der: Sie tun so, als könnten Sie als Einzelperson ver-
antwortungslos durch diese Welt schlittern, und 
wenn Karl-Josef Laumann irgendwo hinkommt, wird 
er die Probleme dieser Welt schon alle lösen. – Ich 
finde es ganz schön lächerlich, wie Sie hier auftreten, 
Herr Minister. 

Ich kann Ihnen auch sagen: Die Bundesregierung, 
über die wir sprechen, ist von der CDU geführt, und 
CDU und SPD haben die Finanzierung der Schulso-
zialarbeit 2013 eingestellt. So ist es gewesen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Bürokratie, die in den ARGEN aufgebaut wird, 
hat die CDU-geführte Bundesregierung zu verant-
worten. 

So sieht die Wahrheit aus. Wenn Sie es lösen wollen, 
machen Sie Ihren eigenen Dreck weg, Herr Minister 
Laumann! 

Ich will sehr klar etwas fragen, weil ich es schon be-
dauerlich finde, Herr Rock und Kolleginnen und Kol-
legen von der FDP: Wieso schaffen Sie es nicht, sich 
heute hier hinzustellen und zu sagen: „Ja, wir werden 
2018, 2019 und 2020 und darüber hinaus mindes-
tens 48 Millionen € für die Schulsozialarbeit bereit-
stellen,“ wenn Sie doch Ihren Koalitionsvertrag ernst 
nehmen? 

Warum schaffen Sie das nicht? Haben Sie Angst vor 
Ihrer eigenen Chuzpe? Oder ist es vielleicht so, dass 
Ihnen Finanzminister Lienenkämper, der bis jetzt ja 
nicht als besonderer Wächter des Haushalts aufge-
fallen ist, im Nacken sitzt? Ist die Parole in den Koa-
litionsfraktionen vielleicht so: „Passt mal auf, 

Freunde, keine Versprechungen mehr; dieser Kata-
strophenhaushalt von gestern kommt mir nicht noch 
mal in die Tüte“? 

Diesen Verdacht muss man doch nach der Debatte, 
die hier heute gelaufen ist, haben. Sie wollen die 
Schulsozialarbeit überhaupt nicht weiterführen; Sie 
stellen die Schulsozialarbeit offensichtlich infrage, 
sonst müssten Sie hier doch nicht so herumeiern, wie 
Sie es getan haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Rock, wenn Sie sich selbst ernst nehmen, dann 
muss ich Ihnen sagen: Ein Sozialarbeiter, eine Sozi-
alarbeiterin hat im Moment keine Schwierigkeiten, ei-
nen Job auf dem Arbeitsmarkt in Nordrhein-Westfa-
len und auch in Deutschland zu finden, ganz im Ge-
genteil: Gerade für die von Ihnen genannten Felder 
– Inklusion, sich um die sozial Schwächeren oder 
auch um diejenigen kümmern, die Anträge ausfüllen 
müssen – kann man ganz viel und auch gut bezahlte 
Arbeit in Nordrhein-Westfalen bekommen. 

Wenn Sie es nicht schaffen – das war auch der Im-
puls, warum wir als Koalition eingesprungen sind –, 
diesen Menschen heute oder in absehbarer Zeit sehr 
klar zu sagen, ihr Job sei auf Jahre gesichert, sind 
die weg. Ich glaube, darauf spekulieren Sie: die 
Struktur kaputtgehen zu lassen, um sie dann hinter-
her wieder reparieren zu müssen. Das ist doch kein 
Umgang mit Politik. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Machen Sie es anders! Stellen Sie das Geld bereit, 
erklären Sie sich klar gegenüber der kommunalen 
Familie. Sonst werden wir sehr wohl erzählen, was 
die Wahrheit ist, nämlich dass Sie es nicht machen 
wollen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Mostofizadeh. – Für die AfD spricht noch einmal 
Herr Kollege Seifen. 

Helmut Seifen*) (AfD): Recht herzlichen Dank. – 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Herr Minister Laumann, Ihre Antwort auf 
meine Rede hat mich etwas irritiert. Sie haben doch 
in besonderer Weise betont, dass Sie jedem Schüler 
und jeder Schülerin gerecht werden wollen. – Ja, da-
von gehe ich aber doch wohl aus. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Ja!) 

Ich weiß nicht, ob Sie in meiner Rede etwas anderes 
gehört haben. 

(Nadja Lüders [SPD]: Ja, das haben wir auch 
gehört!) 
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Genau das wollen wir auch. Wir wollen tatsächlich, 
dass jedem Schüler, jeder Schülerin geholfen wird, 
aber auch den Kolleginnen und Kollegen, nämlich zu 
dem Zwecke, dass die Lernergebnisse gut sind und 
die Menschen, die in der Schule arbeiten, den Erfolg 
genießen können. 

(Beifall von der AfD) 

Aber dann muss man sich doch fragen: Woher 
kommt es denn, dass wir 1975 noch keine Schulso-
zialarbeiter haben mussten und sie heute unbedingt 
haben müssen? 

Da, Herr Neumann, muss ich Ihnen ganz deutlich sa-
gen: Diese Gesellschaft, die Sie haben wollen, diese 
Fürsorgegesellschaft, diese Entmündigung der Bür-
ger, dass sie sich in die Schulsozialpflicht geben 
müssen, die wollen wir nicht. Wir wollen den selbst-
bestimmten Bürger, 

(Beifall von der AfD) 

der sich selbst trägt und selbst sein Leben bestimmt. 

Deswegen habe ich das ausgeführt, was ich gerade 
gesagt habe. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Jochen Ott [SPD]: Das 
ist ein Rechtsanspruch! – Gegenruf von Hel-
mut Seifen [AfD]) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Seifen. – Für die Landesregierung noch einmal 
Herr Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte gern auf die Rede von Herrn Kollegen Jo-
sef Neumann antworten, weil er gesagt hat, es 
müsse hier jetzt Klarheit geschaffen werden. 

Das Ministerium hat die Bewilligungsbescheide für 
die Fortführung der Schulsozialarbeit für das ge-
samte Jahr 2018 verschickt. 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ja, das 
Schuljahr geht weiter!) 

Das Zweite ist: Wir sind in einem Haushaltsaufstel-
lungsverfahren für das Jahr 2018. Das Kabinett wird 
sich am 23. Oktober mit dem Haushaltsplan beschäf-
tigen; wir werden ihn dann dem Landtag von Nord-
rhein-Westfalen in den Tagen danach zuleiten. Da-
nach gibt es die Beratungen in den Ausschüssen. 
Dann wird der Haushalt, wie es unsere Verfassung 
verlangt, noch vor Weihnachten vom Hohen Haus 
verabschiedet. 

Das heißt, im Haushaltsverfahren für den Haushalt 
2018 wird die Frage, die Sie gestellt haben, definitiv 
beantwortet. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wer hat 
Ihnen das denn aufgeschrieben?) 

– Da brauche ich nichts aufzuschreiben. Ich bin 
schon lange genug dabei, sodass ich weiß, wie es 
geht. 

(Jochen Ott [SPD]: Stimmt nur leider nicht!) 

– Ja, sicher stimmt das. 

Deswegen ist die Geschichte ganz einfach: Ihr An-
trag, jetzt schon zu sagen, hier werde etwas nicht ge-
macht, ist schlicht und ergreifend überflüssig. Denn 
die 48 Millionen € müssen natürlich im Haushalt 
2019, 2020 und in den folgenden Jahren stehen – 
das ist doch ganz klar –, wenn sie fließen sollen. 

Der Haushaltsgesetzgeber ist schlicht und ergreifend 
der Landtag von Nordrhein-Westfalen, 

(Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: Ja?) 

und die Landesregierung wird aus ihrer Verantwor-
tung heraus einen Haushaltsplan vorlegen. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Damit ist die Geschichte – um das noch einmal ganz 
klar zu sagen – eine Frage, die im Haushaltsplanver-
fahren bis Weihnachten für alle Beteiligten definitiv 
beantwortet wird. Denn Geld, welches nicht im Haus-
halt steht, kann auch keiner ausgeben. 

(Nadja Lüders [SPD]: Verabschiedung ist für 
das nächste Jahr geplant! – Gegenruf von Jo-
sef Hovenjürgen [CDU]) 

– Bitte? Wird auch schon im Haushalt geregelt. Das 
wissen Sie doch genauso gut wie ich. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Deswegen sind die ganzen Vor-
würfe, die Leute wüssten nicht, was passiert, über-
flüssig. Im Zuge des Haushaltsverfahrens wird diese 
Frage beantwortet. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Laumann, Entschuldigung – ich kam eben nicht da-
zwischen –: Jetzt würde Ihnen gern Herr Kollege Ott 
noch eine … 

(Jochen Ott [SPD]: Ich glaube, das ist alles er-
klärt!) 

– Okay. 

(Jochen Ott [SPD]: Das war nur fürs Protokoll! 
Herr Laumann persönlich bürgt, wenn der 
Haushalt umgeschrieben wird! – Nadja Lüders 
[SPD]: Genau!) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, dann sind wir jetzt 
am Ende dieser Aussprache, wenn niemand mehr 
das Wort … 

Herr Kollege Mostofizadeh, lassen Sie mich 
schauen: 1:18 Minuten Redezeit haben die Grünen 
noch. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Erstens. Herr 
Minister Laumann, so viel Vertrauen habe ich. Ich bin 
überrascht, dass Sie nicht einmal über das eigene 
Haushaltsverfahren irgendwie Kenntnis haben. Der 
Haushalt wird nach Planung der Landesregierung im 
November eingebracht. Nach Absprache der Frakti-
onen im Ältestenrat ist die Verabschiedung für Ja-
nuar nächsten Jahres geplant. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Na gut! Dann 
ist es im Januar!) 

Vielleicht erkundigen Sie sich mal bei Ihrem Finanz-
minister. Weihnachten liegt in aller Regel vor Januar. 

(Heiterkeit und Beifall von den GRÜNEN – Zu-
ruf von Minister Karl-Josef Laumann) 

Zweitens. Herr Minister Laumann, sind Sie nicht in 
der Lage, heute ein klares Signal für die Schulsozial-
arbeit dahin gehend zu geben, dass die Stellen für 
die nächsten Jahre gesichert werden? Warum schaf-
fen Sie das heute nicht? 

(Beifall von den GRÜNEN – Bodo Löttgen 
[CDU]: Weil Sie für Misstrauen sind!) 

Warum muss das Misstrauen von dieser Debatte 
ausgehen, dass diese Landesregierung trotz Koaliti-
onsvertrag nicht in der Lage ist, eine klare Ansage zu 
machen? Das ist doch das, was wir hier heute klären 
wollten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Mostofizadeh. – Ich starte noch einmal den Ver-
such, dass mir keine weiteren Wortmeldungen vor-
liegen. – Jetzt bleibt es aber auch dabei. Dann 
schließe ich die Debatte an dieser Stelle.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages mit der Druck-
sachennummer 17/810 an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales – er bekommt die 
Federführung –, und die Mitberatungen gehen an 
den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend, 
an den Haushalts- und Finanzausschuss sowie an 
den Ausschuss für Schule und Bildung. Die ab-
schließende Abstimmung soll dann im federführen-
den Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Möchte jemand gegen die Überweisung stimmen? – 
Das ist nicht der Fall. Enthaltungen – sehe ich auch 
keine. Dann haben wir so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

3 Englischunterricht in der Primarstufe abschaf-
fen – Deutsch und Mathematik dafür stärken! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/794 

Ich eröffne die Aussprache, und als erster Redner für 
die antragstellende Fraktion Herr Seifen das Wort. 

Helmut Seifen (AfD): Vielen Dank. – Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Als ehe-
maliger Lehrer und Schulleiter weiß ich ja, dass Poli-
tiker in dem Bestreben, den Eltern populistisch ent-
gegenzukommen, ihnen alles Mögliche für die Schul-
laufbahn ihrer Kinder versprechen. 

Und so war seinerzeit die Einführung des Faches 
Englisch wohl der Vorstellung geschuldet, dass 
durch eine frühe Kontaktaufnahme der Kinder mit 
dieser Fremdsprache besondere Kenntnisse erwor-
ben werden und dazu noch so etwas wie internatio-
naler Flair Einzug halten soll in die Schulstuben der 
Kleinen.  

Aber was alle diese Vielfaltspolitiker vergessen: 
Leipziger Allerlei mag für den Magen bekömmlich 
sein, die Aufnahme von Wissen und Erkenntnissen 
in unseren grauen Zellen braucht eher die Konzent-
ration auf das Wesentliche und die intensive Be-
schäftigung mit diesem Wesentlichen und eben nicht 
das Allerlei. 

Zum Wesentlichen gehören die deutsche Sprache 
und mathematische Kenntnisse. Die Sprache ist das 
Mittel, das Organon, das wir brauchen, um unsere 
Welt bewusst wahrzunehmen, diese zu ordnen, zu 
strukturieren und zu kategorisieren. Der Umfang des 
Wortschatzes und die Beherrschung grammatikali-
scher Regeln und Finessen sind verantwortlich für 
den Grad der Differenzierung von Wirklichkeitsauf-
fassung und Ausdrucksfähigkeit.  

(Beifall von der AfD) 

Immer mehr ist zu beobachten, dass die Schüler und 
Schülerinnen große sprachliche Defizite vorweisen. 
Wortarten werden nicht identifiziert, Satzgrenzen 
nicht erkannt, Hypotaxe nicht beherrscht, und der 
Umfang des Wortschatzes ist eher gering. Die Erfas-
sung von Sachverhalten, wie sie am Gymnasium be-
handelt werden, und der Erkenntnisgewinn werden 
durch diese Mängel erschwert. Fragen Sie einmal 
Geschichtslehrer, die in einer sechsten Klasse unter-
richten, wie schwer sich mittlerweile die Schülerinnen 
und Schüler tun, einfache Lehrbuchtexte zu erfas-
sen. Die Intensivierung des Sprachunterrichts im 
Fach Deutsch ist deshalb dringend geboten.  
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(Beifall von der AfD) 

Besonders geboten ist sie auch durch die Tatsache, 
dass wir immer mehr Kinder aus Migrantenfamilien 
haben, die in ihren Elternhäusern in ihrer Mutterspra-
che kommunizieren und der deutschen Sprache aus 
diesem Grund weniger mächtig sind. Deshalb ist ein 
intensiver Unterricht unbedingt notwendig, um die 
aus diesen sprachlichen Mängeln resultierenden 
Nachteile zu vermeiden. Daraus folgt zwingend, das 
Lernen einer zweiten Fremdsprache auf das fünfte 
Schuljahr zu verlegen.  

Man sollte dies aber auch noch aus anderen Grün-
den tun:  

Zum einen gibt es Interferenzen zwischen Deutsch 
und Englisch, die das vertiefte Erlernen der deut-
schen Sprache sehr erschweren, vor allem bei Kin-
dern mit Migrationshintergrund.  

Zum Zweiten mangelt es deutlich an Effizienz. Die 
Lehrkräfte der weiterführenden Schulen bemängeln 
die große Unterschiedlichkeit der Kenntnisse im 
Fach Englisch, wenn die Grundschulkinder auf die 
weiterführende Schule wechseln, sodass sie in ihrem 
Unterricht im Grund wieder von vorne anfangen müs-
sen. Dazu fehlt den Schülerinnen und Schülern oft-
mals die Motivation, denn sie glauben natürlich, sie 
können bereits Englisch. Letzteres ist leider nicht der 
Fall.  

Die unterschiedlichen Lehr- und Lernmethoden in 
den Grundschulen, die verschiedenen Formen der 
Fehlerkorrektur, die unterschiedliche Handhabung 
der Schreibung, schließlich die Heterogenität der 
Lerngruppen in den Grundschulen, die nicht ohne 
Weiteres einen in sich geschlossenen Lernzuwachs 
erlauben, all das führt zu einem chaotischen Kennt-
nisstand bei den Grundschülern, der weder den Kin-
dern noch dem Unterricht in den aufnehmenden 
Klassen der weiterführenden Schulen nutzen.  

Im Gegenteil, die Kinder, welche glauben, Englisch 
zu können, erfahren die ersten Frustrationen beim 
Anfangsunterricht in den weiterführenden Schulen. 
Die Englischlehrer der weiterführenden Schulen kön-
nen nicht mehr auf die hohe Motivation von Lernan-
fängern aufbauen. Die Ineffizienz des fremdsprachli-
chen Frühbeginns belegt auch die Studie „Ganz In – 
Mit Ganztag mehr Zukunft. Das neue Ganztagsgym-
nasium NRW“ von Jäkel, die 2017 erschienen ist. 

Das Ergebnis der Studie zeigt, dass Kinder, die in der 
ersten Klasse mit dem Englischunterricht beginnen, 
sieben Jahre später schlechter in diesem Fach sind 
als Kinder, die erst in der dritten Klasse in die Fremd-
sprache einsteigen. Baden-Württemberg hat bereits 
daraus Konsequenzen gezogen, wenn auch nur 
halbherzig, hat den Englischunterricht von der ersten 
in die dritte Klasse verlegt.  

Aber ich könnte mir vorstellen, dass die Mitglieder 
der CDU-Fraktion hier im Landtag NRW nicht weni-
ger klug sind als ihre Kollegen im Landtag von Ba-
den-Württemberg, und erwarte deswegen, dass sie 
wenigstens an dieser Stelle uns zustimmen, auch 
wenn es ihnen möglicherweise schwerfällt. Ich kann 
sie ja vielleicht noch durch das Zitat von Friedrich 
Nietzsche etwas befeuern in ihren Entscheidungs-
zweifeln. Nietzsche sagte einmal: „Die Bildung wird 
täglich geringer, weil die Hast größer wird.“ – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Als nächster Redner hat für die Fraktion der CDU der 
Kollege Sträßer das Wort. 

Martin Sträßer (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Als ich den Antrag der AfD-Frak-
tion erstmals zu lesen bekam, musste ich unwillkür-
lich an den Englischunterricht in meiner Schulzeit zu-
rückdenken.  

Ende der 1960er-Jahre war noch kein Gedanke da-
ran, schon in der Grundschule mit Englischunterricht 
zu beginnen. Im Gegenteil: Mitte der 1970er Jahre 
gehörte ich dank der gerade eingeführten reformier-
ten Oberstufe zu den ersten, die das Fach Englisch 
vor dem Abitur abwählen konnten. Wenig später war 
der Film „Star Wars“ der erste Kinofilm, den ich in der 
Originalfassung ohne deutsche Untertitel gesehen 
habe, und ich bedauerte zum ersten Mal, dass ich mit 
meinen bescheidenen Schulenglischkenntnissen die 
Jedi-Ritter nur begrenzt verstehen konnte. Sie mö-
gen verstehen, warum ich den AfD-Antrag deshalb 
für einen ziemlich rückwärtsgewandten Antrag halte.  

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Die bis heute fortgeschrittene Globalisierung des Ar-
beitsmarktes und der europäische Integrationspro-
zess machen das Erlernen einer Fremdsprache im 
Schulunterricht nicht nur wünschenswert, sondern 
absolut erforderlich. Schließlich gilt auch der Spruch: 
Language is also the key to understanding another 
culture. – Die Sprache ist auch der Schlüssel zum 
Verständnis einer anderen Kultur.  

Vielleicht hätte ich diesen Satz etwas akzentfreier 
ausgesprochen, hätte ich schon Englisch in der 
Grundschule gehabt.  

(Beifall von der CDU – Helmut Seifen [AfD]: 
Oder gerade im Gegenteil!) 

Ein Generationensprung: Als ich in der vergangenen 
Woche beim Frühstück mit der Familie genüsslich in 
mein Wurstbrot biss, saßen meine drei mehr oder 
weniger erwachsenen Kinder mit am Tisch, die alle 
schon Englischunterricht in der Grundschule hatten. 



Landtag   12.10.2017 

Nordrhein-Westfalen 30 Plenarprotokoll 17/10 

 

Alle drei sprechen heute ein deutlich besseres Eng-
lisch als ihr Vater. Ist das vielleicht schon ein Hinweis 
dafür, dass Englisch in der Grundschule doch funkti-
oniert?  

Bei der Frage an meine Kinder, was sie vom Eng-
lischunterricht in der Grundschule halten, gab es 
dann durchaus differenzierte Antworten: Es habe un-
heimlich Spaß gemacht, eine fremde Sprache aus-
zuprobieren. Man habe ganz schnell auch etwas ge-
lernt, zum Beispiel Alphabet, Zahlen, erste kleine Lie-
der. – Aber ob das beim späteren Englischunterricht 
in der weiterführenden Schule wirklich geholfen hat, 
darüber gingen die Meinungen durchaus auseinan-
der –  

(Helmut Seifen [AfD]: Darum geht es bei die-
sem Antrag!) 

eine spannende Diskussion am Frühstückstisch.  

Meine Frau, selbst Grundschullehrerin, und meine 
Tochter, Lehramtsstudentin für die Primarstufe, erin-
nerten daran, dass inzwischen wohl viele Hundert 
Grundschullehrkräfte Englisch als Schwerpunktfach 
studiert haben und landesweit unterrichten. Weitere 
befinden sich noch im Studium und stehen bald vor 
dem Abschluss. Will man denen jetzt sagen: „Das 
Ganze war ein Irrtum; wir brauchen euch nicht 
mehr.“? – Sie sagen: Ja. – Erzählen Sie das denen 
mal.  

Kurzum, den Antrag, den Englischunterricht in der 
Grundschule einfach abzuschaffen, greift aus unse-
rer Sicht zu kurz. Umgekehrt wäre es aber auch zu 
einfach zu sagen, dass der Englischunterricht in der 
Grundschule in der jetzigen Form und Ausgestaltung 
unantastbar ist. Wer Englischunterricht in der Grund-
schule für absolut unverzichtbar hält, um später er-
folgreich Fremdsprachen zu erlernen, lebt sicherlich 
auch im Wolkenkuckucksheim. Denn auch in Zeiten 
ohne Englischunterricht in der Grundschule hat es – 
leider außer mir – viele gegeben, die später exzellent 
Englisch gelernt haben.  

Zurück zum AfD-Antrag. Er baut auch noch einen 
Gegensatz zwischen Englischunterricht einerseits 
und Lesen, Schreiben und Rechnen andererseits 
auf. Keiner hier im Saal wird bestreiten, dass das 
Vermitteln von Lesen, Schreiben und Rechnen zu 
den Kernaufgaben der Grundschule gehört.  

Auch die NRW-Koalition will diese deshalb beson-
ders stärken. Der Englischunterricht ist aber sicher 
nicht verantwortlich für wirkliche oder vermeintliche 
Defizite bei der Vermittlung von Schreiben, Lesen 
und Rechnen.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, ...  

Martin Sträßer (CDU): Ich komme zum Schluss. – 
Wie eben beschrieben, kann es schon bei einer fa-
miliären Diskussion am morgendlichen Frühstücks-
tisch zu einer differenzierteren Befassung mit dem 
Thema „Englisch in der Grundschule“ kommen als in 
der immer kleiner werdenden AfD-Fraktion hier im 
Landtag.  

(Beifall von der CDU – Markus Wagner [AfD]: 
Das war billig! – Zuruf von der CDU: Aber 
trotzdem richtig!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Seifen?  

(Zuruf) 

– Es ist Ihre erste Rede, Entschuldigung. 

Martin Sträßer (CDU): Danke, nein. – Die aus dem 
Antrag sprechende Einseitigkeit und Voreingenom-
menheit ist deshalb das, was mir und meiner Fraktion 
gar nicht gefällt.  

(Markus Wagner [AfD]: Das war noch billiger!) 

So einfach darf man es sich mit wichtigen Bildungs-
fragen nicht machen, es geht hier um Bildung unse-
rer Kinder.  

(Helmut Seifen [AfD]: Genau!) 

Da möchte ich gerade Ihnen, Herr Seifen, sagen, 
dass da populistische Vereinfachungen einfach fehl 
am Platz sind. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Trotzdem gibt uns der Antrag die Chance, dass wir 
uns intensiver mit der Bedeutung des Englischunter-
richts in der Grundschule befassen. Deshalb stim-
men wir einer Überweisung des Antrags in die zu-
ständigen Fachausschüsse gerne zu. – Ich danke für 
die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und der FDP ) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, lie-
ber Herr Kollege Sträßer. Herzlichen Glückwunsch 
auch zu Ihrer ersten Rede hier im Hohen Haus! Die 
Information war nicht zu mir vorgedrungen, sonst 
hätten wir das anders gehandhabt. – Vielen Dank.  

Als nächste Rednerin hat für die Fraktion der SPD 
Frau Kollegin Spanier-Oppermann das Wort. Bitte 
schön, Frau Kollegin.  

Ina Spanier-Oppermann (SPD): Danke schön. – 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Herr Sträßer, auch von meiner Seite herzli-
chen Glückwunsch zu Ihrer ersten Rede. Beim Zuhö-
ren habe ich gerade gedacht: Was die Zielrichtung 
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unserer beider Reden angeht, so liegen wir gar nicht 
weit auseinander.  

(Zuruf von der AfD) 

Dann fange ich jetzt auch mal an. Ich bin keine Leh-
rerin, aber Mutter eines Sohnes, der noch nicht ganz 
so alt ist. Ich verfolge natürlich seine schulische Lauf-
bahn ganz extrem. Bei uns war es genauso Thema 
am Tisch. Unsere Kinder wachsen mit einer Selbst-
verständlichkeit in einer Welt der sprachlichen Vielfalt 
auf. Neben dem Erlernen der eigenen Muttersprache 
ist es für uns in Nordrhein-Westfalen, die wir im Her-
zen Europas liegen, richtig und konsequent, unseren 
Kindern die Möglichkeit zu eröffnen, frühzeitig die 
ersten Englischkenntnisse zu erlernen.  

(Beifall von der SPD) 

Wie wir gehört haben – und das gilt auch für mich –, 
begann der Englischunterricht bis in die 90er-Jahre 
klassisch in der 5. Klasse und wurde in NRW im 
Jahre 2003, wie in vielen anderen europäischen Län-
dern, verpflichtend ab der 3. Klasse eingeführt. Vor 
knapp zehn Jahren wurde der Unterrichtszeitraum 
erweitert. Nun lernen die Schülerinnen und Schüler 
ab dem zweiten Halbjahr der 1. Klasse, also insge-
samt dreieinhalb Jahre, Englisch mit zwei Unter-
richtsstunden pro Woche.  

Wie bei fast allen schulpolitischen Entscheidungen 
wurde auch diese in den einzelnen Bundesländern 
sehr unterschiedlich umgesetzt. Diese Unterschied-
lichkeit wird auch in verschiedenen Studien bemän-
gelt. Doch gleichzeitig stellen eben diese Studien 
dem englischsprachigen Unterricht in der Grund-
schule ein gutes Zeugnis aus.  

Ich möchte einmal Professor Böttger vom Lehrstuhl 
für Didaktik der englischen Sprache und Literatur an 
der Universität Erlangen-Nürnberg zitieren: 

„Wissenschaftliche Studien, Erfahrungsberichte 
der beteiligten Lehrkräfte, Aussagen der Eltern 
und die Kinder selbst zeigen deutlich, welches 
Sprachlernpotenzial aktiviert werden kann.“  

Gerne würde ich auch das im Antrag aus dem Kon-
text gerissene Zitat von Herrn Meidinger in einen zu-
sätzlichen Kontext bringen. So sagte dieser, dass er 
zwar nicht für eine Abschaffung des Fremdsprachen-
unterrichts an den Grundschulen plädiere, aber – 
und da teile ich die Einschätzung, die Herr Sträßer 
eben in seiner Rede kundtat – für eine ehrliche Be-
standsaufnahme, und dass man dann auch die not-
wendigen Konsequenzen ziehen sollte. Seiner Mei-
nung nach müsse das unter anderem bedeuten, 
klare und verbindliche Bildungsstandards für den 
Fremdsprachenunterricht an der Grundschule zu er-
arbeiten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da sind wir genau 
bei dem entscheidenden Punkt: Es geht hier nicht 

darum, den Englischunterricht abzuschaffen, son-
dern einheitliche, bundesweite und verbindliche 
Standards einzuführen. Das ist die Aufgabe der KMK 
und sollte auch angegangen werden. 

Nun noch ein Wort zur Priorität der Deutsch- und Ma-
thekenntnisse. Es stand nie zur Debatte, dass Eng-
lisch eines dieser beiden Fächer verdrängt oder zu 
deren Nachteil in den Unterricht eingebaut wird; das 
ist absurd. Die Grundschüler sollen bewusst und be-
dacht an eine erste Fremdsprache herangeführt wer-
den, und zwar in einer Art und Weise, die dem Alter 
der Kinder gerecht wird, aber – und das betone ich 
noch einmal – anhand eines Leitfadens, der es mög-
lich macht, dass die Lehrkräfte auf den weiterführen-
den Schulen wissen, auf welchem Niveau sich die 
Kinder befinden. Kurzum: Auch der Unterricht in der 
Grundschule muss zum Lehrplan der weiterführen-
den Schule passen. 

Unsere Aufgabe im Ausschuss ist es also nun, einen 
Auftrag an die Landesregierung zu erarbeiten, der zu 
einheitlichen Standards führen soll. Dabei dürfen wir 
nicht nur unser Bundesland im Blick haben, sondern 
müssen die anderen Bundesländer mitnehmen. Aus 
unserer Sicht sollte NRW Motor in der KMK sein, um 
diese einheitlichen Standards auf den Weg zu brin-
gen.  

So sind wir von einer Abschaffung des Englischun-
terrichts weit entfernt; das werden wir auch in den 
Beratungen im Ausschuss deutlich machen. Selbst-
verständlich stimmen wir der Überweisung zu. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Spanier-Oppermann. – Als nächste 
Rednerin hat für die Fraktion der FDP Frau Kollegin 
Müller-Rech das Wort. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
AfD-Fraktion beschreibt in ihrem Antrag zwei unter-
schiedliche Problemstellungen. Zum einen beschrei-
ben Sie, dass es beim Übergang von der Grund-
schule zur weiterführenden Schule unterschiedliche 
Kenntnisstände der Schüler in der englischen Spra-
che gäbe. Des Weiteren beschreiben Sie, dass die 
Grundschüler mit Defiziten in Englisch und Mathe-
matik in die weiterführende Schule übergehen. 

(Helmut Seifen [AfD]: Deutsch!) 

– Nein. – Doch, ja, Deutsch und Mathe, okay. 

(Helmut Seifen [AfD]: Manche auch in Sport!) 

– Geschenkt. 

Jetzt wird es aber leider nicht mehr so schön. Un-
glücklicherweise verbinden Sie nämlich diese beiden 
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Problemstellungen miteinander und legen heute 
schon wieder eine vermeintlich ganz einfache Lö-
sung vor: Englisch streichen, dafür Deutsch und Ma-
the machen.  

Das ist doch keine Lösung, das ist brutal vereinfacht. 
Statt eines brutal vereinfachten Vorschlags wollen 
wir praxisorientierte und zukunftsfähige Lösungen 
finden für unsere Schüler. 

(Zuruf von Roger Beckamp [AfD]) 

Noch einmal zur Wiederholung, damit Sie auch 
selbst verstehen, was Sie hier eigentlich fordern: Sie 
beschreiben, dass die Schüler beim Übergang zur 
weiterführenden Schule zu wenig Englischkennt-
nisse hätten und die weiterführende Schule verein-
zelt bei null anfangen müsse. Sie fordern dann als 
Konsequenz das ersatzlose Streichen des Faches, 
damit alle Kinder in Klasse fünf keine Englischkennt-
nisse haben? 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Das ist doch merkwürdig. Merken Sie das denn nicht 
selbst? 

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Müller-Rech, der Abgeordnete Wagner würde Ihnen 
gerne eine Zwischenfrage stellen, wenn Sie sie zu-
lassen. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Ja klar. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön. 

Markus Wagner (AfD): Vielen Dank. – Ich stelle mei-
ner Zwischenfrage ein Zitat voran, nämlich des FDP-
Fraktionschefs im baden-württembergischen Land-
tag, Hans-Ulrich Rülke. Er sagte der „Rhein-Neckar-
Zeitung“ – ich zitiere –: 

„Als Ehemann einer Englischlehrerin und Vater 
von drei Kindern komme ich zu dem Ergebnis: 
Der Englischunterricht in der Grundschule ist 
nicht sehr ergiebig. Deshalb ist es sinnvoll, die 
Ressourcen auf andere Fächer zu konzentrie-
ren.“ Die internationale Konkurrenzfähigkeit ba-
den-württembergischer Schüler entscheide sich 
nicht im Englischunterricht der Grundschule. „Es 
ist notwendig, dass die Kinder im Alter von zehn 
Jahren plus X ordentlich Englisch lernen.“ 

Die Frage, die sich mir daraufhin stellt, lautet: Haben 
sich die Erkenntnisse des FDP-Fraktionschefs in Ba-
den-Württemberg noch nicht bis zur FDP-Fraktion in 
NRW herumgesprochen? 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der FDP: Völ-
liger Blödsinn!) 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Wagner, was uns in der FDP auszeichnet … 

(Markus Wagner [AfD]: Sagen Sie das Ihrem 
Fraktionskollegen in Baden-Württemberg!) 

– Vielleicht hören Sie auch einfach zu, wenn ich Ihre 
Zwischenfrage beantworte. Herr Wagner, ich lasse 
Ihre Zwischenfrage zu, und dann wäre es auch 
schön, wenn Sie mir zuhören, wenn ich sie beant-
worte. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Wir pflegen in der FDP einen Umgang miteinander, 
bei dem wir unterschiedliche Meinung haben können 
und sie auch diskutieren. Die Meinung von Herrn 
Rülke kenne ich nicht, aber wir sind hier auch in 
NRW. Wir stellen hier Lösungen vor; dazu komme 
ich jetzt in meinem weiteren Redebeitrag. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

In Ihrem Antrag fehlt mir übrigens auch noch Folgen-
des: Sie lassen völlig die Konsequenz für den Eng-
lischunterricht in den weiterführenden Schulen aus. 
Wie geht es dann weiter? Das fehlt. Es ist einfach 
nicht zu Ende gedacht. 

Nun zu unserem Koalitionsvertrag; dort steht: 

„Aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
soll die Erteilung des Fachs Englisch in den 
Grundschulen überprüft werden.“ 

Genau das wollen wir tun: ergebnisoffen prüfen, uns 
den Zeitpunkt des Englischunterrichts anschauen, 
Standards, Lehrpläne, Erfahrungen der Lehrer in Pri-
mar- und Sekundarstufe, Lösungen entwickeln mit 
dem Ziel der weltbesten Bildung – und nicht Fächer 
streichen. 

Wir brauchen Schüler, denen von Grund auf die 
Kompetenzen vermittelt werden, die von ihnen in Zu-
kunft gefordert sind. Soll denn der erste Kontakt der 
Kinder mit dem Englischen von YouTube und Snap-
chat bestimmt werden? 

(Roger Beckamp [AfD]: Digitalisierung à la 
FDP!) 

Nein, wir wollen, dass das lieber durch einen hervor-
ragend ausgebildeten Pädagogen erfolgt. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Denn es geht doch an unseren Grundschulen darum, 
erste positive Erfahrungen mit einer neuen Sprache 
zu machen, und für internationale und interkulturelle 
Begegnungen ist Englisch unabdingbar. 

Beim Lesen Ihres Antrags kam bei mir auch echt ein 
fieser Beigeschmack auf: Mehr Deutsch statt Eng-
lisch – das klingt aus Ihrer Feder heute schon wieder 
nach mehr Abschottung statt nach Öffnung zur Welt. 
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(Roger Beckamp [AfD]: Aber in Baden-Würt-
temberg finden Sie das super!) 

Ich komme aus Bonn, einer sehr internationalen 
Stadt, worauf die Bonner – und auch ich – sehr stolz 
sind. Wir öffnen uns zur Welt, insbesondere an unse-
ren Schulen. Das gehört auch zu weltbester Bildung 
untrennbar dazu: das frühe Erwerben der englischen 
Sprache. Das lassen wir uns von Ihnen hier und 
heute nicht nehmen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Müller-Rech, es gibt erneut den Wunsch nach einer 
Zwischenfrage. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Und nun zu der zwei-
ten Herausforderung, die Sie beschreiben: Deutsch 
und Mathematik in der Grundschule. Da bleiben Sie 
völlig unkonkret. Sie sprechen nur von nicht behobe-
nen Mängeln. Das ist ein einziger Satz in dem gan-
zen Antrag. Das ist ganz schön wenig, richtig, richtig 
dünn. 

(Helmut Seifen [AfD]: Haben Sie meiner Rede 
nicht zugehört?) 

Da werden auch wir im Koalitionsvertrag wieder kon-
kreter; dort heißt es: 

„Daher wollen wir die Kernkompetenzen Lesen, 
Schreiben und Rechnen stärken, mit besonderer 
Fokussierung auf die Rechtschreibung.“ 

Da gehen wir viel weiter als Sie in Ihrem Antrag. Das 
werden wir machen. Aber ich sage noch einmal: nicht 
auf Kosten anderer Fächer. 

Wir setzen jetzt also die Diskussion im Schulaus-
schuss fort. For you in English: Hit the sack and get 
back to work. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Müller-Rech. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hat nun Frau Kollegin Beer das Wort. Bitte 
schön, Frau Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Englisch in der Pri-
marstufe abschaffen – mehr Deutsch und Mathe! – 
Wissen Sie was? Auf keinen Fall möchte ich, dass 
wir mehr vermeintlich Deutsches bekommen, wie wir 
es gestern in dem unsäglichen Beitrag von Helmut 
Seifen zu Europa gehört haben. 

(Beifall von den GRÜNEN – Helmut Seifen 
[AfD]: Sie haben nichts verstanden! – Beifall 
von der AfD) 

Ich kann es Ihnen nicht ersparen, dass wir uns dieses 
Vokabular noch einmal vor Augen führen: Altpar-
teien, Schmähschrift, Errichtung eines autoritären 
Zentralstaats, 

(Helmut Seifen [AfD]: Ja!) 

Vernichtung der Nationalstaaten, 

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist doch so!) 

Beseitigung der Meinungsfreiheit, 

(Helmut Seifen [AfD]: Das machen Sie doch!) 

das Niederträchtigste, Entmündigung, zu Untertanen 
degradieren, Herrschaftseliten, 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Wahnsinnsideen, pharisäerhafte Gesinnungsdespo-
ten, 

(Zuruf von der AfD: Genau so!) 

Jakobiner des 21. Jahrhunderts, Schafott der sozia-
len Ausgrenzung, Sturmabteilung, Masseneinwan-
derung, Fürsorgeindustrie der Wohlfahrtsverbände 
und Kirchen, Mitverantwortung für Untaten. 

Das Vokabular und die Tonlage gestern ähnelten 
nicht nur der Rede vom 17. Januar 2017 von Björn 
Höcke in Dresden,  

(Lachen von der AfD) 

sondern auch vielen anderen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Herr Seifen spielt hier im Haus das Spiel von Bieder-
mann und Brandstifter. Er spielt das Spiel von Bie-
dermann und Brandstifter. Auf den Fluren trägt er 
gerne das Cape des Bürgerlichen, und darunter ist 
dann die Höcke-Rhetorik und -Denke, und hier im 
Plenum lässt er sie raus. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Da kann manch einer doch 
mit Sprache umgehen, und er missbraucht sie zur 
Verhetzung. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Lassen Sie uns rekapitulieren! Ich nehme nur mal 
das Wort „Altparteien“. Das ist nämlich ein alter, ab-
genutzter Kampfbegriff der politischen Rhetorik. Ul-
rich Kasparick hat das beschrieben. 

(Zuruf von der AfD: Thema!) 

„Schon Joseph Goebbels hat das Wort gern benutzt, 
um seine Bewegung als jung, modern und aufge-
schlossen darstellen zu können.“ 
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(Zuruf von der AfD: Thema!) 

„Dafür brauchte er eine dunkle und vor allem alte 
Projektionsfläche, die Altparteien eben.“ 

(Zuruf von der AfD: Ja!) 

Ich finde es bedenklich, dass der Terminus mittler-
weile 

(Zuruf von der AfD: Frau Präsidentin! Thema!) 

selbst von zahlreichen deutschen Medien nicht mehr 
in Anführungszeichen verwendet wird. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kolle-
gin, … 

Sigrid Beer (GRÜNE): Diese unkritische Verwen-
dung des Wortes „Altparteien“ etabliert einen Kampf-
begriff des rechten Spektrums und der AfD, dessen 
Ursprung auf Joseph „Lügenpresse“ Goebbels zu-
rückgeht. 

(Zurufe von der AfD: Oh!) 

Die AfD im Landtag Nordrhein-Westfalen folgt treu 
den Spuren Björn Höckes. 

(Zuruf von der AfD: Thema!) 

Die demokratischen Parteien seien Altparteien, be-
hauptet genau dieser Björn Höcke, jener Oberstudi-
enrat aus Westfalen, der nun in Thüringen und an 
anderen Orten den AfD-Einpeitscher gibt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Beer, … 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ein Oberstudienrat! Ich kann 
es Bürgerinnen, die mich fragen, kaum erklären: Wie 
kann es sein, dass jemand, der sich einen solchen 
Auftritt hier gestern im Plenum erlaubt hat, einmal Di-
rektor eines Gymnasiums in NRW war? 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP – Zurufe von der AfD) 

Ein anderer ehemaliger Gymnasiallehrer gibt hier ja 
auch nur bizarre Redebeiträge von sich. 

(Zuruf von der AfD: Sogar eines gut geführten 
Gymnasiums!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin, 
wenn Sie mir ein kurzes Signal geben … 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ich unterbreche 
Sie ungerne. Es gibt von zwei Kollegen der AfD den 
Wunsch nach Zwischenfragen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich trage zusammen vor. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Gut. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Dieser Kollege trägt nicht nur 
bizarr vor, er lässt sich auch gerne Arm in Arm mit 
Björn Höcke ablichten. Beide genannten Personen 
sitzen jetzt im Schulausschuss des Landtags von 
Nordrhein-Westfalen. Und sie sind so weit weg von 
dem Bildungsideal eines Wilhelm von Humboldt, der 
auch unsere Gymnasien geprägt hat! Ich zitiere:  

Das Weltbürgertum ist jenes kollektive Band, das die 
autonomen Individuen, unabhängig von ihrer sozia-
len und kulturellen Sozialisation verbindet: 

(Zuruf von der AfD) 

Bei Humboldt heißt es: „Soviel Welt als möglich in die 
eigene Person zu verwandeln, ist im höheren Sinne 
des Wortes Leben.“  

Das Bemühen soll darauf zielen, sich möglichst um-
fassend an der Welt abzuarbeiten und sich dadurch 
als Subjekt … 

(Markus Wagner [AfD]: Sie sprechen vom Ge-
genteil und Sie machen das Gegenteil! Weil 
Sie nichts beizutragen haben, lassen Sie auch 
keine Zwischenfragen zu! Das ist Ihr Problem! 
Sie haben nichts zum Thema beizutragen!) 

– Sie schreien mich hier nicht nieder! Nein! 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Ich werde hier meinen Beitrag zu Ende führen. 

(Weitere Zurufe von Markus Wagner [AfD] – 
Gegenruf von der SPD: Wir können ja mal 
über Ihre Probleme reden!) 

Zum Weltbürger werden heißt, sich mit den großen 
Menschenrechtsfragen … 

(Zuruf von der AfD) 

Frau Präsidentin, ich würde gerne meinen Beitrag 
ungestört zu Ende bringen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Beer, Sie haben das Wort. Sie haben das Mikrofon. 

(Zuruf von der AfD: Aber nicht das Thema al-
leine!) 

Es ist eine Frage der Höflichkeit, einem Redner hier 
auch zuzuhören. Aber zwingen … 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Frau Präsiden-
tin. 

Noch einmal zu Humboldt: 
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Zum Weltbürger werden heißt, sich mit den großen 
Menschenfragen auseinanderzusetzen: sich um 
Frieden, Gerechtigkeit, um den Austausch der Kultu-
ren, andere Geschlechterverhältnisse oder eine an-
dere Beziehung zur Natur zu bemühen. 

Humboldt dürfte sich im Grab umdrehen bei den Bei-
trägen,  

(Zuruf von der AfD: Er hat deutsch gespro-
chen!) 

wie wir sie gestern hier gehört haben. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Also noch einmal: Von diesem vermeintlich Deut-
schen brauchen wir nicht mehr, auch nicht hier im 
Plenum. 

Jetzt komme ich zu Englisch in der Grundschule. 

(Zuruf von der AfD: Das hat ein bisschen ge-
dauert!) 

Frau Ministerin, die Koalition hat sich entschlossen – 
Frau Kollegin Müller-Rech hat es eben noch einmal 
zitiert –, Englisch in der Grundschule zu prüfen. 
Diese Evaluation werden wir uns anschauen und 
dann miteinander diskutieren müssen. 

Ich will an dieser Stelle aber schon einmal anmer-
ken – aber Sie haben ja auch den Pfad schon ge-
legt –, dass es nicht nur um den Englischunterricht in 
der Grundschule gehen kann, sondern auch darum, 
wie es im Anschluss 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

in der Sekundarstufe I dann weitergeht und wie die-
ser Anschluss dann besser gelingen kann. Die Stu-
dien seit 2009 weisen auch auf diesen Umstand hin. 
Darüber unterhalten wir uns gerne. Aber rechtem 
Gedankengut geben wir hier keinen Raum. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – An dieser Stelle sei mir der all-
gemeine Hinweis gestattet: Ich bin nicht erkältet. 
Mein Räuspern hat etwas mit der Redezeit zu tun. – 
Frau Ministerin Gebauer, Sie haben für die Landes-
regierung das Wort. 

Yvonne Gebauer, Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Antrag greift eine Diskus-
sion über das Fach Englisch in der Grundschule auf, 
eine Diskussion, die in unregelmäßigen Abständen in 
der Öffentlichkeit geführt wird und vor der wir uns 
auch nicht scheuen sollten. 

Englisch als Fach des Pflichtstundenkanons in der 
Grundschule wurde in Nordrhein-Westfalen seit 

2003 zunächst mit zwei Wochenstunden in den Klas-
sen 3 und 4 unterrichtet. 

Es war damals bundesweite Zielrichtung, mit der Ein-
richtung eines solchen Unterrichtsfachs die Grund-
lage für lebenslanges Fremdsprachenlernen zu le-
gen sowie die kindliche Neugier, Unbefangenheit 
und Lernbegeisterung zu nutzen. 

Mit dem Schuljahr 2008/2009 wurde der Beginn des 
Fremdsprachenunterrichts auf die zweite Hälfte des 
ersten Schuljahrs vorgezogen.  

Im Koalitionsvertrag von CDU und FDP ist das Ziel 
formuliert, die Kernkompetenzen Lesen, Schreiben 
und Rechnen zu stärken. Darin wurde bereits auf-
grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse festge-
legt, die Erteilung des Unterrichts im Fach Englisch 
an Grundschulen zu überprüfen. 

Ich halte es persönlich auch für notwendig, dass man 
sich Dinge, die vor fast zehn Jahren aktueller Stand 
der Erkenntnis waren, heute noch einmal genau an-
schaut. Daher ist es auch richtig zu prüfen, ob sich 
die damals damit verbundenen Erwartungen durch 
die gewählten und praktizierten Formen erfüllt ha-
ben.  

Der Antrag der AfD schießt allerdings über das Ziel 
hinaus, da er ohne eine fundierte Überprüfung Fak-
ten schaffen will. Ebenso ist die Schlussfolgerung, 
dass eine Stärkung der Kernkompetenzen in 
Deutsch und Mathematik zwangsläufig zu einem 
Verzicht auf das Fach Englisch führen muss, vor-
schnell und pädagogisch überhaupt nicht begründet. 

Wir werden der immer wieder aufkeimenden Kritik 
am Englischunterricht in der Grundschule, wie meine 
Vorredner auch schon dargelegt haben, sachorien-
tiert nachgehen. Dabei sollten zum Beispiel folgende 
Fragestellungen zu untersuchen sein:  

Erfüllt der Englischunterricht die damaligen Erwar-
tungen? Haben wir heute möglicherweise andere Er-
wartungen? Haben wir vielleicht ein Problem in der 
Umsetzung der Lehrpläne? Sind die Lehrpläne selbst 
nicht zielführend formuliert? Müssen wir vielleicht die 
sprachdidaktischen Konzepte modernisieren? Gibt 
es Probleme beim Übergang von der Grundschule 
auf die weiterführenden Schulen? Was ist mit der 
Qualifikation der Lehrkräfte? Müssen wir vielleicht 
auch die Stundentafel noch einmal überprüfen? 

Meine Damen und Herren, bevor es zu möglichen 
Veränderungen kommt, ist es – auch das wurde be-
reits gesagt – unerlässlich, Sachverhalte und mögli-
che Konsequenzen ganz genau und ergebnisoffen 
zu prüfen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Gebauer. – Liebe Kolleginnen und 
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Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen uns nicht 
vor, sodass wir am Schluss der Aussprache sind.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/794 an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung – federführend – sowie an den Wissen-
schaftsausschuss. Die abschließende Abstim-
mung soll im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Ich darf fragen, wer dieser 
Überweisungsempfehlung zustimmen möchte. – Das 
sind die Abgeordneten der Fraktionen von CDU, 
SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und AfD. Gibt es 
Enthaltungen? – Nein-Stimmen? – Dann stelle ich 
fest, dass die Überweisung mit den Stimmen der ge-
nannten Fraktionen in Abwesenheit der fraktionslo-
sen Kollegen angenommen wurde. 

Wir kommen damit zu 

4 Entfesselungskampagne im Sport: Verbände 
und Vereine durch schlankes Förderverfahren 
entlasten 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/808 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU dem Kollegen Nette-
koven das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.  

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Sowohl als sport-
politischer Sprecher der CDU-Fraktion im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen als auch als Präsident des 
Ringerverbandes von Nordrhein-Westfalen freue ich 
mich über den Antrag der NRW-Fraktionen.  

Der gemeinsame Antrag trägt die Überschrift „Ent-
fesselungskampagne im Sport: Verbände und Ver-
eine durch schlankes Förderverfahren entlasten“ und 
spricht vielen Ehrenamtlichen aus der Seele. Wir 
sind Sportland Nummer eins, und das soll auch so 
bleiben. 

Um zu zeigen, warum es gut und richtig ist, auch eine 
Entfesselungskampagne im Sport zu starten, habe 
ich mir das Landesprogramm „1.000 mal 1.000“, das 
Programm zur Anerkennung für den Sportverein, 
exemplarisch herausgesucht.  

Das Land Nordrhein-Westfalen und der Lan-
dessportbund fördern gemeinsam das Engagement 
von Sportvereinen im Ganztag der Schulen und in 
Kindertageseinrichtungen. Die allgemeine Zielset-
zung dieses Programms ist, Sportvereine zu motivie-
ren, Kooperationspartner von Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen zu werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte 
Ihnen exemplarisch darstellen, was Sportvereine un-
ternehmen müssen, um am Landesprogramm „1.000 
mal 1.000“ teilzunehmen.  

Der Verein erhält von seinem Stadt- bzw. Kreissport-
bund eine Information, dass innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums ein Antrag für das Programm 
„1.000 mal 1.000“ gestellt werden kann. Der Verein 
reicht dann den Antrag auf einem amtlichen Formular 
mit den notwendigen Angaben zum Projekt und den 
voraussichtlichen Ausgaben ein.  

Ausgaben vor dem Erhalt des Zuwendungsbeschei-
des sind möglich, jedoch nur auf eigene Gefahr. Es 
kann nämlich nicht ausgeschlossen werden, dass 
der Verein beispielsweise aufgrund des festgelegten 
Fördervolumens für den jeweiligen Stadt- bzw. Kreis-
sportbund und einer einhergehenden Überzeichnung 
bei der Vergabe der Mittel nicht berücksichtigt wer-
den kann. Die logische Konsequenz ist dann, dass er 
auf den Ausgaben bis zur letztendlichen Entschei-
dung sitzen bleibt.  

Nach der Prüfung des Antrags durch den mit der Mit-
telbewirtschaftung betrauten Stadt- bzw. Kreissport-
bund erhält der Verein dann den Zuwendungsbe-
scheid.  

Aufgrund des Zuwendungsbescheides führt der Ver-
ein seine Angebote entsprechend den Maßnahmen-
beschreibungen, den allgemeinen und den besonde-
ren Nebenbedingungen sowie den inhaltlichen Vor-
gaben durch.  

Den Verwendungsnachweis muss der Verein zum 
vorgegebenen Zeitpunkt beim Stadt- bzw. Kreis-
sportbund mit einer Belegliste einreichen. Diese Be-
legliste muss der Verein mindestens fünf Jahre nach 
Vorlage des Verwendungsnachweises für Prüfzwe-
cke bereithalten. Erst nach Prüfung dieses Verwen-
dungsnachweises erhält der Verein Klarheit darüber, 
ob er die Gerätezuwendungen vollumfänglich behal-
ten darf oder ob er diese anteilig erstatten muss.  

Diese Vorläufigkeit bezieht sich auf das Prüfrecht des 
Landesrechnungshofes und die Möglichkeit von 
Rückforderungsansprüchen aufgrund entsprechen-
der Prüfungsfeststellungen. Also, nach ca. sechs 
Jahren kann der Verein die Abrechnungsunterla-
gen – bis auf die Belege, die aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen länger aufbewahrt werden müssen – 
vernichten. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die-
ses Beispiel zeigt, was Sportvereine alles unterneh-
men und dokumentieren müssen, um 1.000 € für ein 
gutes und wichtiges Projekt zu erhalten. 

(Zuruf von der SPD) 

Kaum ein ehrenamtlicher Vereinsvorstand kann den 
Dschungel aus Richtlinien, Verwaltungsvorschriften, 
Durchführungshinweisen und Nebenbestimmungen 
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durchdringen, geschweige denn entsprechend han-
deln.  

Ziel unseres Antrags ist, dass die Sportbünde, Ver-
eine und Verbände von Überregulierungen und un-
nötiger Bürokratie befreit werden, damit Nordrhein-
Westfalen Sportland Nummer eins bleibt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Eine Entfesselungskampagne im Sport ist gut und 
notwendig. Ich freue mich deshalb im Namen der 
CDU-Fraktion auf eine konstruktive Beratung im 
Sportausschuss des Landtags von Nordrhein-West-
falen und bin mit meiner Rede fertig. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nettekoven. – Für die andere antrag-
stellende Fraktion, die FDP, hat nun Herr Kollege 
Terhaag das Wort. Bitte schön. 

Andreas Terhaag (FDP): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die NRW-
Koalition sieht sich in der Verantwortung, die Bürge-
rinnen und Bürger, die Wirtschaft, die Kommunen, 
aber auch den Sport von unnötiger und ausufernder 
Bürokratie zu befreien.  

Vor einem halben Jahr hat der Landtag schon einmal 
über die Entlastung bzw. die Förderung des ehren-
amtlichen Engagements im Sport debattiert. Doch 
der Antrag, der damals von Rot-Grün vorgelegt 
wurde, beinhaltete lediglich die steuerliche Entlas-
tung für die organisatorische Seite des Ehrenamts in 
gemeinnützigen Vereinen. Mein sportpolitischer Vor-
gänger Dr. Kerbein hat damals zu Recht kritisiert, 
dass dieser Ansatz viel zu kurz gedacht war. Deswe-
gen hat die FDP-Fraktion schon damals für ein Ge-
samtkonzept zum Abbau überflüssiger und zeitfres-
sender Bürokratie im Sport geworben.  

Dieses Versprechen gegenüber dem Sport halten wir 
mit dem nun vorliegenden Antrag ein. Wir wollen die 
eigentliche gesellschaftliche Leistung des Sports för-
dern und die Menschen zum Engagement gewinnen 
und nicht mit Bürokratie davon abhalten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der gesamte Brei-
tensport- und Leistungssportsektor einschließlich der 
Dachorganisation – dem Landessportbund – leidet 
derzeit massiv unter den aufwendigen Antrags-, Be-
willigungs- und Verwendungsnachweisen. Für die 
vielfältigen Fördertöpfe, zu denen es jährlich meh-
rere Zehntausend Antragsverfahren gibt, liegen un-
terschiedliche Richtlinien und somit unterschiedliche 
Verfahren zur Antragstellung, zur Bewilligung, für 
den Verwendungsnachweis und für die Verwen-
dungsnachweisprüfung vor, die durch die Vereine 
und den Landessportbund durchzuführen sind.  

Mit diesem undurchsichtigen Bürokratiedschungel ist 
ein hoher Personalaufwand verbunden. Das Arbeits-
volumen bindet allein beim Landessportbund 20 Voll-
zeitkräfte und in der Geschäftsstelle eines jeden 
Stadt- und Kreissportbundes sowie in jedem der 68 
Fachverbände den dortigen Einsatz einer halben 
Fachkraft. 

Wenn wir weiterhin Sportland Nummer eins bleiben 
wollen, müssen die Rahmenbedingungen hierfür 
stimmen. Mit unserem heutigen Antrag stellen wir die 
Weichen für ein sportfreundliches Umfeld. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die NRW-Koalition setzt den Startschuss für einen 
schlanken und effizienten Sport, und das dauerhaft. 
Wir könnten zum Beispiel durch die Umstellung der 
direkten Projektfördermittel und der Fördermittel, für 
die der Landessportbund hoheitlich zuständig ist, auf 
eine fachbezogene Pauschale das Verfahren für den 
Breitensport, den Leistungssport und für die Ehren-
amts- und Strukturförderung deutlich vereinfachen 
und straffen. Dies würde nicht nur eine erhebliche 
Entlastung schaffen, sondern ermöglichte es den 
Verbänden und Vereinen auch, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wieder dort einzusetzen, wo sie wirk-
lich gebraucht werden. 

In der offenen Jugendarbeit ist die Auszahlung der 
fachbezogenen Pauschale bereits Praxis. Dieses un-
komplizierte Verfahren funktioniert dort bestens. Ich 
bin mir sicher, dass die Verantwortlichen im Sport die 
Landesmittel aus den Fachpauschalen fachgerecht 
verwenden werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unmittelbar nach 
der Übernahme der Amtsgeschäfte hat die Landes-
regierung die für Nordrhein-Westfalen längst überfäl-
lige Entfesselungskampagne gestartet. Konkret 
heißt das, dass nun jede Regelung und jedes Verfah-
ren unter die Lupe genommen wird,  

(Beifall von der FDP) 

damit bürokratische Belastungen von den Schultern 
des Sports genommen werden können.  

So bekommen die rund 350.000 ehrenamtlich Täti-
gen in unseren 19.000 Sportvereinen endlich wieder 
Luft, um ihrer eigentlichen Tätigkeit in der Sportpraxis 
nachzugehen. Hiervon profitieren alle im Sport Akti-
ven. Außerdem wird das ehrenamtliche Engagement 
im Breitensport wieder attraktiver. Unser Nachwuchs 
kann leichter für ein Engagement im Sportverein mo-
tiviert werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fasse zusam-
men: 

Erstens. Der Sport nimmt in unserer Regierungsver-
antwortung einen wichtigen Stellenwert ein. 

Zweitens. Mit dem Beginn der dauerhaften Entfesse-
lungskampagne im Sport befreien wir den Sport aus 
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seinen bürokratischen Ketten und setzen neue Po-
tenziale frei. 

Drittens. Wir stellen mit unserem Antrag die Weichen 
dafür, dass NRW ein starkes Sportland bleibt. 

Ich freue mich auf die konstruktive Beratung und Dis-
kussion im Sportausschuss und danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Terhaag. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD Herr Kollege Bischoff das Wort. 

Rainer Bischoff (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
muss gestehen, dass ich beim ersten Lesen Ihres 
Antrags, Herr Nettekoven, Jugenderinnerungen 
hatte. Ich war Messdiener. An Fronleichnam ist man 
immer mit einer Monstranz durch die Straßen gezo-
gen.  

(Zuruf von der CDU: Das ist heute auch noch 
so!) 

So ist das bei Ihnen mit der Entfesselungsstrategie. 
Sie entfesseln alles. Sie entbürokratisieren alles. 
Diese Monstranz hatte eine liturgische Bedeutung. 
Politisch ist eine Monstranz aber natürlich etwas 
Schwieriges, wenn man sie vor sich herträgt.  

Wenn man den Antrag gelesen und Ihren Redebei-
trag von heute gehört hat, dann kommt man eher auf 
den Begriff des zahnlosen Papiertigers. Das muss 
ich leider sagen. Zahnloser Papiertiger!  

Von Herrn Terhaag habe ich noch im Ohr, dass er 
zuversichtlich ist, dass die Landesmittel von den Ver-
bänden gerecht ausgegeben werden. Ich habe nicht 
verstanden, wie Sie das gewährleisten und prüfen 
wollen. Das müssten wir im Ausschuss noch einmal 
vertiefen. Aber das war das einzig Konkrete, was ich 
gehört habe, Herr Nettekoven.  

Sie erzählen hier die ganze Zeit, was das Problem 
sei. Das teilen alle. Dass die Vereine unter zu starker 
Bürokratie leiden, ist völlig unbestritten. Das ist über-
haupt keine Frage. 

(Zurufe) 

– Aber dann müssten Sie einen Lösungsvorschlag 
machen. Sie sind jetzt in der Regierungsverantwor-
tung und müssen jetzt sagen, wie Sie denn bitte 
schön entbürokratisieren wollen. Ansonsten bleibt es 
ein Papiertiger.  

Das war der Inhalt Ihres Redebeitrages. Ich habe mir 
auf einen Zettel geschrieben, welche Lösungsvor-
schläge Sie machen. Neben dem einen Satz von 
Herrn Terhaag und Ihren beiden Namen steht da 
nichts drauf. Ich habe jetzt zehn Minuten zugehört. 

Es gibt keinen Lösungsvorschlag Ihrerseits. Das ist 
das Problem. 

Herr Terhaag hat, wie ich fand, ehrlicherweise vorge-
tragen, dass wir hier vor einem halben Jahr als SPD-
Fraktion einen Lösungsvorschlag eingebracht ha-
ben. Der ist übrigens bindend als Beschluss dieses 
Landtags Nordrhein-Westfalen. 

(Zuruf von Jens-Peter Nettekoven [CDU] – Zu-
ruf von Andreas Terhaag [FDP]) 

Ich schaue einmal, wo Frau Scharrenbach ist. Ich 
habe gehört, Frau Scharrenbach redet gleich zum 
Thema „Sport“. Das ist ja auch neu. Wir haben noch 
im Sportausschuss darüber diskutiert, wer zum 
Thema „Sport“ spricht. Zuhören tut sie mir gerade je-
denfalls nicht, aber sei es drum. 

(Ministerin Ina Scharrenbach: Ich haben alles 
gehört!) 

– Das wäre auch gut. Ich bin hochgespannt, was Sie 
gleich zu dem Antrag sagen, der hier beschlossen 
worden ist. 

Wir haben im April im Plenum eine Mehrheit für den 
Vorschlag gefunden, die Untergrenze für die Steuer-
verpflichtung von Vereinen anzuheben, und zwar von 
35.000 auf 40.000 €, damit die kleinen Vereine keine 
Steuererklärung mehr ausfüllen müssen. Damit ent-
fällt für sie der bürokratische Aufwand einer Steuer-
erklärung, und sie müssen lediglich erklären, dass 
sie unterhalb der Grenze bleiben. 

Sie haben auch damals schon einen Wischi-Waschi-
Antrag dagegengesetzt, also auch allgemeines Pa-
piertigerverhalten. Nach einem halben Jahr – die 
Landesregierung wurde aufgefordert, dieses Verfah-
ren jetzt zu eröffnen – erwarten wir von der Landes-
regierung natürlich eine Antwort. Ich bin ganz ge-
spannt, Frau Scharrenbach, was Sie gleich vortragen 
werden. Schließlich ist das ein bindender Beschluss 
des Landtages für die Landesregierung. Das ist da-
mals mit der Mehrheit des Hauses beschlossen wor-
den. Ich warte darauf, dass Sie das, was Sie hier in 
allgemeinen Floskeln ankündigen, mit konkreten 
Vorhaben belegen. 

(Heiterkeit von der CDU) 

Sie lachen, Herr Nettekoven. Was haben Sie denn 
dazu gesagt, was Sie konkret machen wollen? – 
Gar nichts, einfach gar nichts. Sie haben gesagt, 
das Programm „1000 x 1000“ sei ein Problem, weil 
das alles zu bürokratisch sei, und dann haben Sie 
das Redepult verlassen. Aber Sie müssen doch 
jetzt auch einmal sagen, was Sie ändern wollen. 
Ich habe dazwischengerufen – da haben Sie mich 
auch angeguckt –, was Sie denn nun tun wollen, 
aber auch das hat Ihre Haltung nicht verändert. 

Lange Rede, kurzer Sinn. Wir haben nichts gegen 
das Thema. Wir finden es wichtig, dass der Bürokra-
tieabbau vorangetrieben wird. Wir haben nur etwas 
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gegen politische Monstranzen – nicht einmal gegen 
katholische –, und wir haben etwas gegen Papierti-
ger. Wir haben etwas dagegen, wenn nur irgendet-
was aufgeschrieben wird, ohne konkret zu sagen, 
was man tun will. 

Insofern ist eine Überweisung in den Ausschuss völ-
lig okay. Wir sind höchst gespannt auf die Diskussion 
und darauf, was Sie nun endlich konkret vortragen. 
Das wird unser Verhalten beeinflussen. Denn dem 
Antrag, wie er jetzt vorliegt, werden wir mit Sicherheit 
nicht zustimmen.  

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Brauchen Sie 
auch nicht!) 

Aber wenn Sie etwas Konkretes zu diesem Thema 
beitragen würden – Herr Nettekoven, im Ausschuss 
bietet sich sicher die Gelegenheit dazu –, dann könn-
ten wir darüber mit Interesse diskutieren. 

Frau Ministerin Scharrenbach wird gleich für die Lan-
desregierung sprechen. Ich bin gespannt auf Ihre 
Ausführungen. Was haben Sie konkret gemacht, um 
die Vereine zu entlasten? Eine Entlastung bei der 
Steuererklärung wäre sehr naheliegend, sehr klar 
und gut möglich. Es wäre schön, wenn Sie sich daran 
aktiv beteiligen würden. 

Ich bedanke mich für Ihre Ausführungen und bin ge-
spannt auf die Diskussion im Ausschuss und Ihre 
konkreten Vorschläge. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bischoff. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat nun Frau Kollegin Paul das Wort. 
Bitte schön. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herrn Kolle-
gen Bischoff ist das Bild der Monstranz in den Sinn 
gekommen. Mir ist bei der Lektüre des Antrags und 
Ihren Redebeiträgen das Bild von Bullshit-Bingo in 
den Sinn gekommen. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Offensichtlich müssen die Begriffe Entbürokratisie-
rung, Entfesselung und NRW-Koalition in jedem An-
trag und in jedem Redebeitrag vorkommen. Das 
scheint wichtig zu sein. Auch in diesem Antrag ist das 
der Fall. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Ich möchte aber darauf hinweisen, dass Entbürokra-
tisierung kein Selbstzweck ist. Es erscheint mir aber 
manchmal so, ob man es jetzt Bullshit-Bingo oder 
Monstranz nennt. Entfesselung und Entbürokratisie-
rung scheinen ein Selbstzweck zu sein, der in jedem 
Antrag ein Stück weit vorkommen muss. 

(Marc Herter [SPD]: NRW-Koalition nicht ver-
gessen!) 

– Und NRW-Koalition. Die ist vielleicht tatsächlich ein 
Selbstzweck. Aber das sollten wir vielleicht an ande-
rer Stelle diskutieren. 

Entbürokratisierung ist jedenfalls kein Selbstzweck. 
Verwendungsnachweise – das haben Sie immer so 
lapidar gesagt – für die Verwendung öffentlicher Gel-
der sind auch keine reine Gängelung der Träger. Sie 
haben durchaus einen Sinn. 

Wir können uns sehr gut darüber unterhalten, ob es 
sinnvolle Möglichkeiten der Vereinfachung gibt. Da 
sind wir auch durchaus dabei. Allerdings muss ich 
dem Kollegen Bischoff recht geben: Dieser Antrag 
hat nun wirklich null Komma null Vorschläge zur Lö-
sung des Problems beigesteuert. Stattdessen ist da-
rin lediglich folgender Vorschlag enthalten – Ach-
tung! –: Entfesselung und Entbürokratisierung wer-
den vorgenommen durch die NRW-Koalition. Das 
finde ich jetzt nicht besonders konkret. 

(Beifall und Heiterkeit von den GRÜNEN und 
der SPD – Zuruf von den GRÜNEN: Hey!) 

– Bullshit-Bingo! 

Ich halte es für sinnvoll, dieses wichtige Thema im 
Ausschuss nicht nur unter uns zu diskutieren. Ich 
möchte deshalb anregen – das ist natürlich nur eine 
Anregung von meiner Seite; es ist an Ihnen, das zu 
machen oder nicht –, eine Anhörung zu machen, da-
mit wir thematisch tatsächlich einmal ein bisschen 
Fleisch an den Knochen bekommen. 

(Henning Höne [FDP]: Biofleisch!) 

Es ist ja richtig, dass der Landessportbund das ein-
fordert und dazu auch Vorschläge macht. Aber diese 
möchte ich dann auch konkret mit anderen Fachleu-
ten diskutieren. Deshalb wäre eine Anhörung aus 
meiner Sicht sinnvoll. 

Ich habe noch ein paar andere Fragen zu Ihrem An-
trag. In diesem steht, es bedürfe eines fortlaufenden 
Entfesselungsprozesses, und die NRW-Koalition 
habe unmittelbar nach Regierungsantritt eine 
Taskforce „Entbürokratisierung im Sport“ eingerich-
tet. 

Das klingt ja erst einmal ganz toll. Davon findet man 
übrigens nichts auf der Homepage des Sportministe-
riums bzw. der Staatskanzlei. Ich stelle mir jetzt na-
türlich die Frage, wer in dieser Taskforce mitwirkt, 
was dort beraten wird und wann die NRW-Koalition 
gedenkt, die Erkenntnisse dieser Taskforce zur Ent-
bürokratisierung im Sport auch dem Sportausschuss 
vorzulegen. Uns würde das nämlich durchaus inte-
ressieren. 

Zur Beschlussfassung: Nun muss ich mich nicht un-
bedingt der Auffassung anschließen, die gesamte 
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Idee sei ein Papiertiger. Der Punkt Beschlussfas-
sung, in dem steht, der Landtag begrüße und unter-
stütze die bereits angelaufene Entfesselungskam-
pagne, ist hingegen sehr wohl ein Papiertiger. Im 
Grunde genommen heißt das nämlich: Wir haben 
jetzt ein bisschen was geschrieben, aber eigentlich 
soll die Landesregierung so weitermachen wie bis-
her. 

Vielleicht ist das Ihre Auffassung von Parlamentaris-
mus. Ich finde es allerdings ein bisschen mager, ein-
fach nur zu beklatschen, dass die Landesregierung 
diese Entfesselungskampagne mitträgt, von der wir 
gar nicht wissen, was sie eigentlich beinhaltet. Dem-
entsprechend erwarte ich, wenn Sie das hier schon 
nicht tun, im Sportausschuss eine konkrete Vorlage 
zu der oben genannten Entfesselungskampagne. 
Was ist das denn eigentlich, abgesehen von einem 
Schlagwort? 

Ich erwarte außerdem konkrete Informationen zu den 
Planungen der Landesregierung in Bezug auf die 
Frage, wie sie diese Bewilligungsverfahren konkret 
vereinfachen will. Mir reicht es in der Tat nicht aus, 
dass wir uns hier darüber unterhalten und mit Schlag-
worten um uns werfen. 

Ich möchte wissen: Sind das wirklich nur diese drei 
Schlagworte, die in dem Antrag erwähnt werden 
mussten, weil die Losung ausgegeben wurde, alles 
müsse entfesselt werden, oder hat die Landesregie-
rung konkrete Vorstellungen dazu? Hat diese 
Taskforce irgendetwas erarbeitet? Wer sitzt da drin? 
Und was ist überhaupt Gegenstand der Entfesse-
lungskampagne? 

Frau Staatssekretärin, eigentlich fände ich es auch 
ganz schön, wenn diese Informationen auf der Seite 
der Staatskanzlei für alle zugänglich wären. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Als nächster Redner hat Herr 
Dr. Vincentz für die Fraktion der AfD das Wort.  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, sowohl 
der deutsche Spitzensport als auch der Breitensport 
haben ein Bürokratieproblem. Das ist richtig.  

Richtig ist auch, dass durch diese Bürokratie nötige 
Zeit und Motivation gerade im Ehrenamt geraubt 
wird. Sicherlich ist es daher richtig, nicht nur im Sport 
und in der Sportförderung, aber natürlich auch da 
Vorgänge auf ihre Praktikabilität hin zu überprüfen. 
Ganz bestimmt ist dafür dringend die Zeit gekom-
men.  

Die Bürokratie aber alleine in Ihrem ersten Antrag in 
dieser Legislaturperiode zur Sportförderung in den 

Mittelpunkt zu rücken, muss den vielen Sportlern und 
Sportlerinnen in unserem Land wie ein Schlag ins 
Gesicht vorkommen. 

Im Rahmen der WM in London gab es viel Kritik an 
der Sportförderung, darunter von großen Namen im 
deutschen Sport wie Matthias Bühler, Eike Onnen, 
Gina Lückenkemper, Thomas Röhler und vom Athle-
tensprecher im Deutschen Olympischen Sportbund 
Max Hartung – die Liste könnte ich noch ewig weiter-
führen –, mit teilweise sehr deutlichen Worten.  

Die wenigsten davon bezogen sich aber auf die über-
bordende Bürokratie.  

Die meiste Kritik wurde daran geübt, dass zu spät 
und insgesamt zu wenig gefördert würde. Sport sei in 
Deutschland immer noch zu sehr Privatsache und 
würde in frühen Jahren von einer Finanzierung durch 
das Elternhaus abhängen, wodurch Talente auf der 
Strecke blieben. Auch im Spitzensport würden nur 
die gefördert, die direkte Chancen auf eine Medaille 
hätten. Durch eine Verletzung oder ein zwischenzeit-
liches Tief, wie es jeder Sportler kennt, würde man 
oftmals direkt aus der Förderung fallen und seiner 
Existenzgrundlage beraubt.  

Gleichzeitig wird dann die Stimme in der Presse laut, 
warum unsere Athleten so oft unter den Erwartungen 
blieben und hinter anderen Ländern in den Leistun-
gen zurückblieben.  

Lange schon ist Deutschland und auch NRW nicht 
mehr das Traumland für Athleten. In Frankreich, 
Großbritannien und den USA gibt es ganz andere 
Perspektiven. Wer also A sagt und an die Bürokratie 
gehen will, der darf das nicht nur tun, um ein Einspar-
potenzial zu finden, sondern der muss auch B sagen 
und die deutsche respektive nordrhein-westfälische 
Sportförderung auf ein zeitgemäßes Niveau bringen. 

Für eine Zustimmung zu Ihrem Antrag erheben wir 
das als dringende Bedingung und werden Sie daran 
messen. – Danke. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Nun hat für die Landesregierung, wie 
bereits angekündigt, Frau Ministerin Scharrenbach in 
Vertretung für Herrn Ministerpräsidenten Laschet 
das Wort. Bitte schön, Frau Ministerin. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben in Nordrhein-Westfalen rund 
19.000 Sportvereine mit mehr als 5 Millionen Mitglie-
dern, die unser Land Nordrhein-Westfalen zum 
Sportland Nummer eins in der Bundesrepublik 
Deutschland machen.  
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Deswegen verdient eigentlich dieses Engagement 
der zahlreichen Ehrenamtlichen vor Ort in den Sport-
bünden und -verbänden offen gesagt eine andere 
Tonart als die, die Sie von SPD und Grünen abgelie-
fert haben.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der 
Vorstellung des Koalitionsvertrags hat Ministerpräsi-
dent Laschet gesagt, dass wir den wirtschaftlichen 
Riesen Nordrhein-Westfalen entfesseln wollen. Mit 
dem Entfesselungspaket I, das die Landesregierung 
beschlossen und Ende August der Öffentlichkeit prä-
sentiert hat, haben CDU und FDP nicht nur gezeigt, 
dass wir unsere Ankündigungen schnell und konse-
quent umsetzen, sondern wir sind auch unserem 
Ziel, den Menschen Freiräume für Eigeninitiativen 
und Innovationen sowie für wirtschaftliche Dynamik 
zu eröffnen, einen großen Schritt nähergekommen.  

Wir haben bereits zu einem frühen Zeitpunkt Ände-
rungen und Vereinfachungen an nicht weniger als 13 
Gesetzen und drei Rechtsverordnungen vorgese-
hen. 

Damit sind wir noch nicht am Ende; denn weitere Ent-
fesselungspakete werden noch in diesem Jahr und 
auch im kommenden Jahr 2018 folgen. Damit setzen 
wir ein klares Signal für die dynamische Entwicklung 
Nordrhein-Westfalens in der Zukunft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der vorlie-
gende gemeinsame Antrag von CDU und FDP 
schließt sich daher nahtlos an die Entfesselungsiniti-
ative der Landesregierung an; denn bei der Vorstel-
lung des Koalitionsvertrags haben wir eben nicht nur 
davon gesprochen, die wirtschaftliche Dynamik, die 
unter Ihrer Regierungszeit in den vergangenen sie-
ben Jahren erlahmt ist, zu entfesseln, sondern wir 
haben klar gesagt, wir wollen die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen wieder machen lassen.  

Wo zeigt sich die besondere Bedeutung zivilgesell-
schaftlicher Selbstorganisation besser als im Sport? 
Einerseits ist der gemeinnützige Sport der größte 
Träger des ehrenamtlichen Engagements über-
haupt. Andererseits ist das freiwillige und ehrenamt-
liche Engagement zentrale Grundlage für die Funkti-
onsfähigkeit des gemeinnützigen Sports in unserem 
Bundesland.  

Sie wissen, dass die bereits eingangs erwähnten 
19.000 Sportvereine und deren Verbände und Dach-
verbände größtenteils mithilfe ehrenamtlicher Vor-
stände, ehrenamtlicher Präsidien und ehrenamtli-
cher Geschäftsführungen organisiert sind. Dieses 
Engagementverhalten steht durch Veränderungen in 
der Gesellschaft – das wissen alle, die seit Langem 
in diesem Parlament unterwegs sind – unter Druck. 
Die Entwicklung, sich im Ehrenamt zu engagieren – 

ob im Sport oder in der Politik –, wird durch bürokra-
tische Hürden weiter verstärkt, die nachweislich 
Menschen vom ehrenamtlichen Engagement abhal-
ten.  

Damit der Sport die breite Palette seiner gesellschaft-
lichen Aufgaben bewältigen kann, müssen wir auch 
die Kräfte im Sport entfesseln. Insofern wird es Sie 
nicht überraschen, dass wir als Landesregierung den 
vorgelegten Antrag von CDU und FDP unterstützen. 
Wir werden prüfen, 

(Zuruf von der SPD) 

wie wir die Förderverfahren insbesondere im Hinblick 
auf die kleinteilige Anlage der Sportförderung verein-
fachen können. Dabei werden wir die Notwendigkeit 
mehrstufiger Verfahren und die Vielzahl der Förder-
fälle kritisch hinterfragen.  

Ziel wird es für uns sein, die Verfahren zu finden, die 
die gemeinnützigen Sportorganisationen entlasten 
und möglichst einfach auch im Ehrenamt admi-
nistriert werden können. Im Rahmen dessen werden 
wir auch prüfen, inwieweit die Ermöglichung einer 
fachbezogenen Pauschale für den gemeinnützigen 
Sport mit all ihren Vor- und Nachteilen zu Verbesse-
rungen führen könnte. 

Die Zielrichtung ist klar: Wir wollen und werden die 
gesellschaftliche Energie des Sports in Nordrhein-
Westfalen freisetzen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Scharrenbach. – Weitere Wortmel-
dungen liegen uns zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vor. Das bleibt auch beim Blick in die Runde so, 
sodass wir am Schluss der Aussprache angekom-
men sind. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung des Ältestensrats, den Antrag 
Drucksache 17/808 an den Sportausschuss – fe-
derführend – sowie an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zu überweisen. Die abschließende Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Ich darf fragen, ob es 
hierzu die Zustimmung der Fraktionen gibt? Ich bitte, 
die Hand zu heben. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der SPD, der FDP, Bündnis 
90/Die Grünen, der AfD und die fraktionslosen Abge-
ordneten Pretzell und Langguth. Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Dann ist diese Überweisungsemp-
fehlung angenommen worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf: 

5 Bezahlbaren Wohnraum ermöglichen – Ver-
lässlichkeit in der Wohnraumförderung schaf-
fen 
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Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/799 

In Verbindung mit: 

Wohnraummangel braucht mehr Wohnungen 
statt sozialen Wohnungsbau gegen Eigen-
heimförderung auszuspielen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/816  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrags-
stellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dem Kol-
legen Klocke das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums ist ein zentrales Politikfeld der Landes-
politik. In Nordrhein-Westfalen haben wir in rot-grü-
ner Zeit ein Wohnraumförderprogramm für die Jahre 
2014 bis 2017 auf den Weg gebracht. Die rot-grüne 
Koalition hat die Summe, die ursprünglich veranlagt 
war, von 800 Millionen € auf 1,1 Milliarden € aufge-
stockt. Dieses Programm läuft in diesem Jahr aus.  

Es ist uns gelungen, den Bau von neuen Wohnun-
gen, insbesondere von bezahlbaren Mietwohnun-
gen, deutlich voranzubringen. Im Jahre 2016 wurden 
über 11.000 Wohnungen im Land fertiggestellt. Da-
mit war Nordrhein-Westfalen mit weitem Abstand 
deutscher Meister im Wohnungsbau und auch im so-
zialen Wohnungsbau. Bei diesen über 11.000 Woh-
nungen handelte es sich bei fast 9.500 um preisge-
bundene Wohnungen. Es gab zahlreiche Anreize, 
die gesetzt worden sind. Insbesondere die Tilgungs-
nachlässe und natürlich auch die Niedrigzinsphase 
haben dafür gesorgt, dass Wohnungen gebaut wer-
den konnten.  

Die Wohnraumförderung richtet sich inzwischen an 
zahlreiche Bevölkerungsschichten. Mittlerweile kön-
nen 40 % bis 50 % der Bevölkerung über einen 
Wohnberechtigungsschein auch eine Förderung er-
halten. Es gibt eine große Nachfrage nach altersge-
rechten und nach barrierefreien Wohnungen. Das 
Wohnraumförderprogramm wurde intensiv aufge-
nommen. Es gab ein sehr gut funktionierendes Bünd-
nis für Wohnen, das der damalige Minister mit den 
entsprechenden Verbänden initiiert hatte. Die Um-
setzung war durchaus erfolgreich.  

Jetzt ist die Frage – und das war für uns der Anlass, 
diesen Antrag vorzulegen –: Wie geht die neue Lan-
desregierung mit diesem Wohnraumförderprogramm 
um? Sie haben im Koalitionsvertrag dazu zwar An-
deutungen gemacht, aber in Ihrer Kleinen Regie-
rungserklärung in der letzten Woche, Frau Ministerin, 

sind Sie uns, dem Ausschuss und auch der Öffent-
lichkeit gegenüber klare Aussagen schuldig geblie-
ben, was die Zukunft der Wohnraumförderung nach 
2017 angeht.  

Das ist heute Ihre Chance, Frau Scharrenbach, hier 
Farbe zu bekennen und uns gegenüber darzulegen: 
Wie sieht es nach 2017 aus? Wird in Nordrhein-
Westfalen das zentrale, erfolgreiche Instrument der 
Wohnraumförderung wirklich weitergeführt? Und wie 
wird es finanziell ausgestattet? Dazu erwarten wir 
von Ihnen gleich entsprechende Aussagen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt ist die Frage nach den Entflech-
tungsmitteln. Bis Ende 2019 gibt es eine klar abgesi-
cherte Bundesfinanzierung im Wohnungsbereich; 
das gilt aber auch für den Bereich der ÖPNV-
Förderung sowie für die Mittel für die Hochschulen.  

Meine Frage an die Landesregierung: Inwieweit wird 
in Berlin lobbyiert und Druck gemacht, dass die Ent-
flechtungsmittel – die man dann möglicherweise 
nicht mehr so nennt; man müsste das in ein neues 
Programm fassen – als Bundesgelder auch über 
2019 hinaus fließen? Denn wenn man diese gute 
Quote in Nordrhein-Westfalen und in anderen Län-
dern erhalten will, dann braucht es dafür dringend 
Mittel des Bundes.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen meine Frage an die Ministerin: Inwiefern 
setzt sich die Landesregierung für eine verstetigte 
Bundesförderung ein? Ich würde Ihnen – je nach-
dem, wie sich das Ganze in Berlin entwickelt – anbie-
ten, da auch gemeinsam Druck zu machen und ge-
meinsam zu lobbyieren. Jedenfalls ist völlig unstrittig, 
dass es entsprechende Bundesmittel geben muss, 
wenn wir die Erfolge in Nordrhein-Westfalen versteti-
gen wollen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie, liebe Frau Ministerin, müssen sich entscheiden, 
was Sie zum Schwerpunkt Ihrer Wohnungsbaupolitik 
machen wollen. Ein breites Sammelsurium wird nicht 
funktionieren, vielmehr müssen Sie sich fokussieren. 
Wenn ich Ihre Regierungserklärung aus der letzten 
Woche noch mal Revue passieren lasse, dann erin-
nere ich mich an einen Bereich, von dem ich bis 
heute nicht verstanden, warum die neue Landesre-
gierung hier einen Schwerpunkt setzen will: nämlich 
die Eigenheimförderung.  

Was Sie reaktivieren wollen, hat in diesem Land ei-
gentlich keine Nachfrage, höchstens im unterschwel-
ligen Segment. Sie wollen wieder im ländlichen 
Raum auf der grünen Wiese Eigenheimförderung be-
treiben. Das hat die Koalition auch zwischen 2005 
und 2010 schon gemacht.  

Werfen wir einen Blick zurück auf die Bedarfe und auf 
das Abrufen der Fördermittel in den letzten Jahren. 
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Wir hatten seinerzeit Geld für die Eigenheimförde-
rung im Haushalt veranschlagt: 80 Millionen €; davon 
wurden 24 Millionen € abgerufen. Erklären Sie dem 
Haus doch einmal detailliert, wie Sie zu Ihrer Ent-
scheidung kommen, eine neue Eigenheimförderung 
in Nordrhein-Westfalen aktivieren zu wollen.  

Der Boom spielt sich in den großen Städten ab. 
Junge Leute, junge Familien ziehen in die großen 
Städte. In Köln, in Bonn, in Münster, in Bielefeld gibt 
es einen dringenden Bedarf an bezahlbarem Wohn-
raum. Jetzt können Sie sagen: Das hätten Sie ja in 
den letzten sieben Jahren machen können. – Da ha-
ben wir viel gemacht. Die Fehler und Versäumnisse 
liegen in den 90er- und 2000er-Jahren. Da haben 
Regierungen unterschiedlicher Couleur zu wenig in 
den Wohnungsbau investiert; da wurden zu wenig 
Schwerpunkte in diesem Bereich gesetzt. Aber in 
den letzten Jahren ist in diesem Bereich viel passiert.  

(Beifall von Horst Becker [GRÜNE]) 

Wenn Sie jetzt Programme wiederauflegen wollen, 
die die Leute in die Fläche treiben – Sie kritisieren 
beispielsweise auch den LEP –, dann geht das am 
Bedarf der Menschen und an den klaren Bevölke-
rungsprognosen der nächsten Jahre vorbei.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Klaus 
Voussem [CDU] – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Das sind wissenschaftlich fundierte 
Fakten!) 

Frau Ministerin, wir fordern Sie mit diesem Antrag 
auf: Schaffen Sie Klarheit über die Weiterführung der 
Wohnraumförderung in diesem Land! Das ist eine 
Sache, die nicht nur SPD und Grüne interessiert.  

Es gibt einen Antrag von den SPD-Kollegen, der in 
eine ähnliche Richtung geht. Der Antrag ist von ho-
her Relevanz für die Investoren in diesem Land, und 
er ist wichtig für die Menschen, die auf Wohnungssu-
che sind.  

Das wäre auch ein klares Signal an die zahlreichen 
Verbände, die in den letzten Jahren intensiv im Bünd-
nis für Wohnen mitgearbeitet haben: der Verband der 
Wohnungswirtschaft, die Architektenkammer, der 
Mieterbund, Haus und Grund etc. Hier wird auf Sig-
nale gewartet, wie die Wohnraumförderung in den 
nächsten Jahren verstetigt werden soll.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen haben Sie die Chance, das gleich in Ihrer 
Rede deutlich zu machen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Lassen Sie ab von einer bedarfsfernen und ideologi-
sierten Eigenheimförderung. Vielleicht nehmen Sie 
sich ein Beispiel an dem, wie einige Städte vorgehen. 
Im Kreis Herford liegt die Stadt Hiddenhausen. Sie 
wissen, dass es im ländlichen Raum durch den de-

mografischen Wandel zahlreiche Wohnungsleer-
stände gibt. Die Stadt Hiddenhausen berät Men-
schen bei der Wohnungssuche. Sie hat eine Prämie 
ausgelobt, wenn Immobilien, die aufgrund des demo-
grafischen Wandels leer stehen – in diesem Kreis 
gibt es viele Einfamilienhäuser; ich komme selbst 
aus dem Kreis Herford und kenne das; meine Eltern 
leben dort –, wieder bezogen werden. Die Stadt Hid-
denhausen hat hierfür eine Beratungsstelle einge-
richtet, bei der Menschen, die auf Wohnungssuche 
sind, sich über Immobilien informieren können und 
eine Prämie gezahlt bekommen, wenn sie eine sol-
che Immobilie übernehmen. 

Es braucht in diesem Bereich keinen Neubau. Neh-
men Sie deswegen Abstand von Ihrem Plan, den 
LEP zu überarbeiten. Nehmen Sie auch Abstand von 
der Eigenheimprämie. Investieren Sie vielmehr dort, 
wo es notwendig ist, nämlich im Zusammenhang mit 
bezahlbarem und preisgebundenem Wohnraum, der 
gesucht wird und der dringend notwendig ist. Darum 
geht es in den nächsten Jahren. Ich bin gespannt auf 
die Ausführungen in Ihrer Rede. – Danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Klocke. – Nun spricht für die SPD-Fraktion Frau Kol-
legin Philipp. 

Sarah Philipp (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte für die SPD mit 
einem Zitat in die heutige Debatte einsteigen: „Woh-
nen ist heute mehr als reine Unterkunft. Wohnen ist 
Teil unserer Kultur und der Selbstverwirklichung des 
Menschen!“ So sagte es der frühere Kieler Oberbür-
germeister und Präsident des Deutschen Städtetags 
Günther Bantzer im Jahr 1980. Diese Feststellung ist 
so simpel wie richtig zugleich. Sie gilt heute sogar 
noch mehr als jemals zuvor. 

Aus dem Satz lässt sich – und darum geht es heute 
in unserem Antrag – ein klarer Anspruch an das 
Wohnen ableiten. Politisch bedeutet dies vielschich-
tige Herausforderungen gerade für das Wohnen in 
unseren Städten. Die Debatten, die wir aktuell füh-
ren, drehen sich einerseits um die Themen „Woh-
nungsnot“ und „explodierende Mieten“, andererseits 
um die Landflucht und um verödende Dörfer. Auch 
der Erhalt des sozialen Friedens und der Zusammen-
halt sowohl der Stadt- als auch der Landgesellschaft 
sind mit einer erfolgreichen Beantwortung dieser 
drängenden wohnungspolitischen Fragen verbun-
den. 

Vor allem die Sicherung und Neuschaffung bezahl-
baren Wohnraums muss für Bund, Länder und auch 
für die Kommunen weiterhin eine dauerhafte und 
wichtige Zielsetzung bleiben – insbesondere hier in 
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Nordrhein-Westfalen. Die Notwendigkeit dazu be-
steht nicht nur in den Großstädten, in Köln und Düs-
seldorf, an der Rheinschiene und in Studentenstäd-
ten, sondern sie besteht zunehmend auch in Klein- 
und Mittelstädten außerhalb der Metropolregionen. 

Notwendig ist eine Konzentration der Wohnungs- 
und Bodenpolitik – das ist unsere feste Überzeu-
gung – auf den mietpreisgebundenen Geschoss-
wohnungsbau; denn dort ist der Bedarf einfach am 
größten. Es gilt, der zunehmenden Wohnraumnach-
frage und dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum 
entgegenzuwirken. Das ist wohnungspolitisch und 
sozialpolitisch angezeigt, und es ist letztlich auch 
wichtig für die gesamte Entwicklung einer Stadt. 

(Beifall von der SPD und von Arndt Klocke 
[GRÜNE]) 

Dazu hat die SPD-geführte Vorgängerregierung eine 
ganze Menge gute Vorarbeit geleistet. Ich nenne nur 
beispielhaft das von unserem ehemaligen Landes-
bauminister Michael Groschek gegründete und initi-
ierte Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen. 
Sie, Frau Ministerin, müssen uns erst einmal berich-
ten, wie es mit diesem Bündnis eigentlich weiterge-
hen soll. Da sind wir sehr gespannt.  

Es gibt die Wohnungsbauoffensive. Es gibt die pra-
xisgerechten Förderrichtlinien, die wir für den sozia-
len Wohnungsbau weiterentwickelt haben. In der ver-
gangenen Wahlperiode haben wir – Herr Kollege 
Klocke hat darauf bereits hingewiesen – Tilgungs-
nachlässe eingeführt, die uns im Zusammenhang mit 
dem Wohnungsbau sehr viel weitergeholfen haben. 

(Sven Wolf [SPD]: Die sich sehr bewährt ha-
ben!) 

Wir haben also große Erfolge bei der Belebung des 
geförderten Mietwohnungsbaus in Nordrhein-West-
falen erreicht. Das steht außer Frage, und damit 
muss es jetzt genauso weitergehen. 

Die Zuwachsraten lagen 2015 und 2016 – auch das 
hat Kollege Klocke schon gesagt – in diesem Bereich 
bei über 30 %. Das Fördervolumen bei der 
NRW.BANK wurde auf 1,1 Milliarden € aufgestockt, 
und im letzten Jahr wurden 40 % aller in Deutschland 
geförderten Mietwohnungen hier in Nordrhein-West-
falen gebaut. Das ist eine Erfolgsgeschichte, und die 
muss weitergehen. Das muss man jetzt fortführen. 

Das, was ich gerade im Rückblick auf die vergan-
gene Wahlperiode noch einmal erläutert habe, war 
aber auch schon alles an guten Nachrichten. Die 
Frage ist jetzt, wie es eigentlich weitergehen soll und 
was Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen in diesem 
Bereich eigentlich vorhat. 

Wir sind ein bisschen verunsichert und in Sorge, was 
die Zukunft dieses Themas anbelangt. Ein Blick in Ih-
ren Koalitionsvertrag und auf das, was Sie, Frau Mi-

nisterin, in Ihrer kleinen Regierungserklärung im Aus-
schuss berichtet haben – dort folgt noch die Ausspra-
che –, zeigt doch einen Rückschritt in die Wahlperi-
ode zwischen 2005 und 2010. Offensichtlich sollen 
viele Dinge, die sich als falsch erwiesen haben, nun 
wieder aus der Mottenkiste geholt werden. 

Ich will einmal einen Überblick über das geben, was 
Sie in den Raum stellen und was auf Ihrer Seite dis-
kutiert wird: 

Sie wollen eine angebliche Benachteiligung des 
ländlichen Raumes beenden. Sie wollen die Eigen-
tumsförderung bedarfsgerecht anpassen. Keiner 
weiß genau, was das heißt und welche Konsequen-
zen es hat. 

Junge Familien sollen sich in Nordrhein-Westfalen 
den Traum eines Eigenheims verwirklichen können. 
Dagegen hat keiner etwas, auch nicht die SPD – die 
Frage ist nur, wie sehr eigentlich der Staat dabei un-
terstützend tätig werden muss. 

Auch behaupten Sie immer, Wohneigentum sei zu-
gleich der beste Schutz gegen Altersarmut. 

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es! – Klaus Voussem 
[CDU]: Genau!) 

Auch das ist sicherlich nicht vollständig von der Hand 
zu weisen, aber, Herr Kollege Witzel, es kommt da-
bei sehr stark darauf an, wo gebaut wird und für wen. 
Das ist entscheidend. 

(Sven Wolf [SPD]: Der Wertverlust im ländli-
chen Raum! Fragen Sie mal danach! – Arndt 
Klocke [GRÜNE]: So ist es!) 

Deswegen muss man noch einmal schauen, was von 
dem, was Sie sagen, eigentlich fachlich belastbar ist. 
Eine Benachteiligung des ländlichen Raums können 
wir nicht erkennen; sie ist nicht gegeben. 

Eine Finanzierung für eine Immobilie ist heute leich-
ter denn je. Wir befinden uns in einer Niedrigzins-
phase. Viele junge Familien können sich den Traum 
eines Eigenheims verwirklichen – auch ohne eine ex-
plizite Förderung seitens des Landes. Mit Blick auf 
die von Ihnen propagierte Eigentumsförderung ist 
von unserer Seite sehr viel Fantasie gefragt, weil es 
auch um die Frage geht, welcher Bedarf denn tat-
sächlich besteht. Auch diese Frage müssen Sie end-
lich beantworten.  

Tatsache ist – deswegen halten wir diesen Kurs-
schwenk für gefährlich –: Fachleute warnen seit Lan-
gem davor, dass im ländlichen Raum noch immer 
viel zu viele Eigenheime gebaut werden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der SPD: Genau! – Zuruf: Richtig!) 

Es wird noch immer am Bedarf vorbei gebaut. Das 
führt zu Überkapazitäten und letztendlich vor allen 
Dingen zu einem Werteverfall der Immobilien.  
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(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

– Ja, Marktwirtschaft. Der Markt regelt alles. Das war 
der FDP-Beitrag in der Debatte; das können wir fest-
halten.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der FDP) 

Das führt zu Überkapazitäten. Noch immer wird da 
gebaut, wo gar kein Bedarf mehr besteht. Das führt 
zu Flächenfraß, zu Zersiedelung und vor allen Din-
gen auch dazu, dass der Individualverkehr weiter 
steigt. Das wollen wir auf jeden Fall verhindern. Ge-
nau das brauchen wir nicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Werteverfall von Wohneigentum im ländlichen 
Raum, verursacht durch Landflucht, wird durch eine 
solche Förderpolitik, wie sie von Schwarz-Gelb im 
Raum steht, noch zusätzlich verstärkt. Ihr Verspre-
chen, Wohneigentum sei die beste Altersvorsorge, 
wird damit zur Zeitbombe für alle, die weiterhin auf 
diese Aussagen vertrauen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Frau Kollegin? 

Sarah Philipp (SPD): Ja, sehr gern. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Löttgen hat sich 
gemeldet. Herr Fraktionsvorsitzender, Sie haben das 
Wort für eine Zwischenfrage. Bitte schön. 

Bodo Löttgen (CDU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Kollegin Philipp, Sie haben 
gerade gesagt, in Nordrhein-Westfalen werde dort 
gebaut, wo gar kein Bedarf ist. – Würden Sie mir bitte 
ein Beispiel nennen, wo das aus Ihrer Sicht der Fall 
ist? 

Sarah Philipp (SPD): Es gibt im Kreis Borken und im 
Kreis Herford – Kollege Klocke hat darauf hingewie-
sen – immer noch Neubaugebiete. Auch in meiner 
Region am Niederrhein gibt es Neubaugebiete, wo 
man Probleme hat, die Häuser an den Markt zu brin-
gen. Wir sehen auch, dass diese Einfamilienhäuser 
im nächsten Schritt leer stehen und nicht mehr ver-
kauft werden.  

Im Kreis Kleve zum Beispiel – dort bin ich einmal vor 
Ort gewesen – wollen die Leute aus ihren Einfamili-
enhäusern in eine Wohnung umziehen, weil sie sich 
verkleinern wollen – aber genau dieses Angebot 
fehlt. Von daher ist es wohl an vielen Stellen nachzu-
weisen, dass Mietwohnungsbau auch in diesen Be-
reichen dringend gebraucht wird. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP: Wo 
genau?) 

Ich will noch einmal auf den Bereich der Förderung 
zurückkommen. Es war sehr interessant – die Minis-
terin hat darauf hingewiesen –, dass aufgestockt und 
der Bedarf verschoben werden soll.  

In diesem Zusammenhang mache ich darauf auf-
merksam, dass die Mittel, die wir im Zuge der Wohn-
raumförderung eingestellt haben, in den letzten Jah-
ren noch nicht einmal zur Hälfte abgerufen worden 
sind. 2016 sind nicht einmal 30 % der Mittel abgeru-
fen worden. Von daher bedarf es dieser stärkeren 
Förderung nicht. Parallel gibt es auf Bundesebene 
noch andere Möglichkeiten der Eigentumsförderung, 
zum Beispiel durch die KfW-Bank.  

Also: Die soziale Realität zeigt stattdessen, dass wei-
terhin ein Wohnraummangel in den Städten besteht. 
Dieser sozialen Realität muss man sich stellen. Ge-
nau da muss man weiterhelfen.  

Ihre Wohnungspolitik ist sehr ideologisch geprägt. All 
das sind Politikkonzepte von vorgestern, die wir we-
der mittragen wollen noch können. Da ist bereits in 
der Regierungszeit von 2005 bis 2010 eine ganze 
Menge falsch gemacht worden. Es gab ein giganti-
sches Programm an Fehlsubventionierung, Fehlver-
teilung und Klientelpolitik. Das wollen Sie jetzt wie-
derholen, und das können wir überhaupt nicht nach-
vollziehen.  

Bei unserem Antrag und auch beim Antrag der Grü-
nen, der sehr stark in die gleiche Richtung geht, han-
delt es sich um gute Anträge, die wir gerne mit Ihnen 
im Ausschuss noch diskutieren würden. Unser An-
trag soll ein Weckruf sein. Spielen Sie nicht die 
Wohnraumförderung gegen die Eigentumsförderung 
aus! Das muss verhindert werden.  

Verstärken Sie den mietpreisgebundenen Ge-
schosswohnungsbau in den Städten. Denn da ist der 
Bedarf, da brauchen die Leute diesen Wohnraum. 
Helfen Sie da, wo Hilfe gebraucht wird! Fördern Sie 
die Baulandpolitik! Werben Sie bei den Kommunen! 
Fordern Sie auch mehr Geld beim Bund ein! Auch 
das ist wichtig. Und sichern Sie die finanziellen 
Grundlagen der Wohnraumförderung in Nordrhein-
Westfalen langfristig ab! Das ist der Weg einer zeit-
gemäßen 

(Zuruf von Klaus Voussem [CDU]) 

und wirkungsvollen Wohnraumförderpolitik. Wir wür-
den uns weiterhin über Unterstützung in diesem The-
menfeld freuen. – Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Philipp. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Kollege 
Schmitz. Es ist Ihre erste Rede im Landtag Nord-
rhein-Westfalen, Herr Schmitz. Alles Gute dafür! 
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Marco Schmitz (CDU): Danke sehr. – Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Nach sieben Jahren rot-grüner Regierungs-
mehrheit ist ein Neubeginn in der Wohnungsbaupoli-
tik dringend notwendig.  

(Zuruf von der SPD: Ach was!) 

– Doch, tatsächlich. – Wir haben eine große Vielfalt 
an Siedlungsstrukturen in unserem Land, und das 
muss sich auch zukünftig in unserer Bau- und Woh-
nungspolitik deutlich zeigen.  

Die Bürgerinnen und Bürger dürfen nicht nur auf dem 
Land, sondern müssen auch in den bevölkerungs-
starken Großstädten die Möglichkeit haben, bezahl-
baren Wohnraum zu finden. In den letzten Jahren ist 
in vielen Ballungsgebieten – nicht zuletzt auch auf-
grund der Zuwanderung – die Nachfrage nach 
Wohnraum sehr stark gestiegen. Damit ist auch der 
Bedarf an Sozialwohnungen für einkommensschwa-
che Haushalte deutlich gewachsen. 

Die soziale Wohnraumförderung leistet dabei einen 
wichtigen Beitrag zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum in unseren Städten. Die NRW-Koalition 
wird sich daher auch das Wohnraumförderungspro-
gramm unseres Landes genau ansehen und für die 
Zukunft adäquat anpassen. In Abstimmung mit den 
Gemeinden und Kommunen werden wir vor allem in 
und um die Wachstumszentren herum bewährte, 
aber auch neue Modelle zur Schaffung preiswerten 
Wohnraums realisieren. 

Grundsätzlich aber gilt: Das beste Mittel gegen Woh-
nungsknappheit und hohe Mieten ist Bauen, Bauen, 
Bauen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das ist ohne den frei finanzierten Wohnungsbau 
durch private Wohnungsinvestoren und ohne Eigen-
heimbauten vor allem junger Familien jedoch nicht zu 
realisieren. 

Auch eine Verengung der Wohnungsbaudebatte auf 
den Mietwohnungsmarkt in unseren Boom-Regionen 
und auf eine Verdichtung der Bebauung dort greift zu 
kurz. Deutschland ist, historisch gesehen, ein Land 
der Mieterinnen und Mieter. 80 % unserer Bürgerin-
nen und Bürger hier im Land träumen aber vom ei-
genen Heim oder der eigenen Wohnung. Wir müs-
sen unseren Blick daher auch über die betroffenen 
Stadtzentren hinaus nach außen richten. Der ländli-
che Raum kann und muss als Entlastungspotenzial 
für überhitzte städtische Wohnungsmärkte genutzt 
werden. 

Frau Philipp, Sie haben eben gesagt, Sie würden 
nicht wollen, dass auf dem Land Bauruinen entstün-
den oder Einfamilienhäuser in Herford und anderen 
Städten leer stünden. Es wird aber doch niemand ge-
zwungen, dort zu bauen, sondern die Leute entschei-
den sich und sagen: Ja, hier möchte ich mein Leben 

verbringen, und darum baue ich hier mein Eigen-
heim. – Warum sollte die Immobilie im Nachgang leer 
stehen? Es schadet keinem, wenn jemand freiwillig 
dort hinzieht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden uns daher nicht allein um den Mietwoh-
nungsbau, sondern gleichberechtigt auch um eine 
verstärkte Förderung von Wohneigentum kümmern. 
Wir werden die Rahmenbedingungen so anpassen, 
dass sich auch Familien und Haushalte mit einem 
niedrigen oder mittleren Einkommen den Traum vom 
Eigenheim erfüllen können. Mit diesem Zweiklang 
aus Unterstützung von Mietwohnungsbau und För-
derungen zur Schaffung von Wohneigentum wollen 
wir als NRW-Koalition den Wohnungsbau ankurbeln. 

An der Entwicklung der Zahl der Baugenehmigungen 
zeigt sich deutlich, dass das in den letzten Jahren 
nicht funktioniert hat; diese waren in NRW vor allem 
in den relevanten Bereichen des Geschosswoh-
nungsbaus entgegen dem Bundestrend rückläufig. 
Es ist daher dringend notwendig, die entsprechen-
den Verfahren zu beschleunigen, um die Anzahl der 
Genehmigungen dem steigenden Bedarf anzupas-
sen.  

Das Land muss künftig Hand in Hand mit den Kom-
munen und den weiteren beteiligten Partnern zusam-
menarbeiten, um zu gewährleisten, dass schneller 
geplant, genehmigt und vor allem gebaut wird. Das 
Ziel der NRW-Koalition ist es, mit der Einführung ver-
bindlicher Fristen die Bescheidung von Bauanträgen 
deutlich zu beschleunigen. 

Der Mangel an ausgewiesenem Bauland stellt dabei 
eine Herausforderung dar. Gerade in den Kreisen 
und Kommunen, in denen die Preise bereits heute 
deutlich über dem Durchschnitt liegen, ist das Bau-
land knapp und dementsprechend teuer. Ohne be-
zahlbares Bauland wird es aber kein bezahlbares 
Wohnen und vor allem keine bezahlbaren Mieten ge-
ben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Der soziale Wohnungsbau hat in NRW eine lange 
Tradition; ich denke, das wird auch parteiübergrei-
fend nicht infrage gestellt. Nichtsdestoweniger ist es 
aus unserer Sicht notwendig, ein gleichberechtigtes 
Nebeneinander der Förderungen der verschiedenen 
Wohnraumangebote zu wahren. Für uns ist und 
bleibt der beste Mieterschutz eine Verbreiterung des 
Mietwohnungsangebotes und eine Stärkung der 
Möglichkeit, Eigentum zu erwerben. Zudem ist die Ei-
gentumsförderung ein geeignetes Instrument gegen 
Altersarmut und wirkt auf die entsprechenden Wohn-
quartiere stabilisierend. 

Frau Philipp, Sie haben eben gesagt, die Mittel seien 
nicht abgerufen worden, und wir hätten noch viele 
Mittel übrig. – Das ist korrekt, aber da müssen und 
werden wir an die Förderrichtlinien herangehen, um 
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vor allem den jungen Familien, die wir dabei im Fo-
kus haben, die Möglichkeit zu geben, den Schritt zum 
Eigenheim zu wagen. Das müssen wir mit den ent-
sprechenden Förderrichtlinien unterstützen. 

Herr Klocke hat eben auch zu Recht gesagt: Es ist 
für junge Familien teuer, in die Städte zu ziehen, weil 
die Förderungen nicht entsprechend sind. – Wir wol-
len nicht, dass die Menschen aus den Städten flüch-
ten, sondern wir möchten diejenigen unterstützen, 
die das Interesse und die Möglichkeit haben, sich ein 
Eigenheim in einer Boom-Region zu verwirklichen. 

Als NRW-Koalition stehen wir klar zum sozialen 
Wohnungsbau, halten es aber für dringend notwen-
dig, dass die soziale Wohnraumförderung in ein Ge-
samtpaket eingebunden wird. Es ist erforderlich, 
dass gleichberechtigt neben der Mietraumförderung 
eine bedarfsgerechte Anhebung der Eigentumsför-
derung vorgenommen wird. Dafür muss ein mehrjäh-
riges Wohnraumförderungsprogramm mit einer gesi-
cherten Finanzierungsperspektive aufgestellt wer-
den, das bedarfsgerechte Förderangebote beinhal-
tet. 

Unser Ziel ist es, in unserem Land ein Klima für Neu-
bau zu schaffen, in das die soziale Wohnraumförde-
rung integriert wird. Ich freue mich auf spannende 
Diskussionen im Ausschuss und danke Ihnen fürs 
Zuhören. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schmitz, und Glückwunsch zu Ihrer ersten Rede. Es 
war gar nicht so schlimm, wie Sie gedacht haben, 
nicht? 

(Heiterkeit – Zuruf von Marco Schmitz [CDU]: 
Ich gewöhne mich daran!) 

– Prima. – Die FDP hat das Wort, und für die FDP 
spricht nun Herr Kollege Paul. 

Stephen Paul (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! In einer Sache sind wir 
uns doch alle einig: Die Wohnungsmärkte in Nord-
rhein-Westfalen stellen sich sehr unterschiedlich dar, 
und vor allem in den Großstädten und in den Bal-
lungsgebieten mangelt es an günstigem Wohnraum.  

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, fordern 
uns in Ihrem Antrag auf, „... von einer ideologisierten 
und bedarfsfernen Eigentumsförderung auf der ‚grü-
nen Wiese‘ Abstand zu nehmen und sich der sozia-
len Realität im Land zu stellen.“ 

(Sarah Philipp [SPD]: Genau! Richtig!) 

Man glaubt es ja nicht: Gerade frisch abgewählt! – 
Für uns Freie Demokraten erkläre ich hier: Machen 
Sie sich darüber keine Sorgen. 

(Sarah Philipp [SPD]: Ja doch, offensichtlich!) 

Die NRW-Koalition von CDU und Freien Demokraten 
wird eine bedarfsgerechte und eine garantiert ideolo-
giefreie Wohnungsbaupolitik gestalten. 

(Beifall von der FDP) 

Was haben Sie in all den Jahren hier für eine rot-
grüne Politik betrieben? Wenn das nicht – im 
wahrsten Sinne des Wortes – ein weltanschaulicher 
Häuserkampf war! 

(Zuruf von der SPD) 

Bis 2010 betrug die Eigentumsförderung in Nord-
rhein-Westfalen 567 Millionen €, mehr als eine Milli-
arde Euro. Diese großzügige Förderung der damali-
gen CDU/FDP-Landesregierung war dahin gehend 
gestaltet, dass die Gelder auch vollständig abgerufen 
wurden. Die rot-grüne Landesregierung hat diese 
Förderung dann systematisch heruntergefahren. Zu-
nächst hatten Sie für die Eigentumsförderung noch 
die Hälfte übrig – 250 Millionen € –, später haben Sie 
das Ganze auf 80 Millionen € landesweit zusammen-
gekürzt.  

Als Begründung gab der damalige Staatssekretär 
Dr. Horzetzky an – jetzt muss man genau hinhö-
ren –, die Wertevorstellungen der Landesregie-
rung hätten sich geändert. Die Wertevorstellun-
gen! Heute richtet dann ausgerechnet die SPD-
Fraktion einen Appell an andere, man möge nicht 
ideologisiert sein! Es war Ihre inzwischen abge-
wählte Landtagsmehrheit, die die Bedingungen 
der sozialen Wohnraumförderung gerade für pri-
vate Kleinvermieter – die Mehrheit der Vermie-
ter – so unattraktiv gestaltet hat, dass diese die 
Förderung kaum noch nutzen. 

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

Die CDU/FDP-Koalition ist entschlossen, den Men-
schen in Nordrhein-Westfalen wieder eine bedarfs-
gerechte Wohnraumförderung anzubieten.  

(Sarah Philipp [SPD]: Was heißt das denn?) 

Dazu gehört auch die Eigentumsförderung. 

Gut, dass Sie gerade dazwischenrufen, Frau Philipp. 

(Sarah Philipp [SPD]: Was heißt „bedarfsge-
recht“?) 

Ja, auch ganz bewusst für die Menschen in den mit-
telständischen Wachstumsregionen unseres Lan-
des, die Sie hier nur „ländliche Regionen“ nennen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wie soll denn die Frau Kollegin Angela Lück ihren 
Wählerinnen und Wählern in Löhne, in Bünde, in 
Rödinghausen, in Kirchlengern … 

(Sarah Philipp [SPD] schüttelt den Kopf.) 
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– Ja, Sie schütteln nur den Kopf. Kennen Sie diese 
Orte? Waren Sie da schon mal? 

(Sarah Philipp [SPD]: Tatsächlich!) 

Sie sprachen von leerstehenden Neubauten, 

(Sven Wolf [SPD]: Nicht von leerstehenden 
Neubauten, Herr Kollege! Da haben Sie nicht 
zugehört!) 

von Wohngebieten, die sich nicht verkaufen lassen. 
Wie soll denn Frau Kollegin Lück den Menschen in 
Spenge, in Bad Oeynhausen eine solche Rede erklä-
ren? 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich bin gespannt, wie es wirken würde, wenn das im 
Kreise Herford in den Zeitungen steht. Dort leben 
über 250.000 Menschen, die auch vitale Lebensinte-
ressen haben, gegen die Sie lang genug im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen Politik gemacht haben. 

(Sarah Philipp [SPD]: Überhaupt nicht!) 

Ihr Argument, es gäbe wegen der aktuellen Niedrig-
zinspolitik keinen Bedarf für die Eigentumsförderung, 
empfinde ich als scheinheilig. Denn erst mit der Ein-
führung von Tilgungsnachlässen wurden die Mittel 
für die Mietwohnraumförderung abgerufen – übri-
gens meistens nicht von privaten Kleininvestoren, 
sondern von den großen Wohnungsbaugesellschaf-
ten. Sie haben Konzerne bevorzugt! 

(Zuruf von der CDU: Ja!) 

Wir dagegen werden wieder eine ausgewogene För-
derung für alle gewährleisten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ursache für das 
zu geringe Angebot an Wohnraum in Ballungsgebie-
ten liegt unseres Erachtens vor allem darin, dass in 
allen Preissegmenten zu wenig gebaut wird. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das lässt sich deutlich an der Entwicklung der Zahl 
der Baugenehmigungen ablesen, vergleicht man ein-
mal die beiden ersten Halbjahre 2016 und 2017 mit-
einander. Da ging die Zahl der Baugenehmigungen 
um über 16 % in Nordrhein-Westfalen zurück. 5.000 
genehmigte Bauvorhaben in Nordrhein-Westfalen 
weniger. Was für eine Schlussbilanz der abgewähl-
ten rot-grünen Landesregierung! 

Der Auftrag der Millionen Wählerinnen und Wähler 
an die von CDU und Freien Demokraten gestellte 
Landesregierung ist daher für uns ganz klar: Das 
Bauen in Nordrhein-Westfalen soll leichter und 
schneller ermöglicht werden. Dazu werden wir die 
Rechte für Bauwillige stärken, verbindliche Bearbei-
tungszeiten für Baugenehmigungsverfahren einfüh-
ren und die Vergabe digital und dadurch unkompli-
zierter machen. 

Jeder geneigte Beobachter hat doch Verständnis da-
für, dass wir alle Versäumnisse und Fehler der abge-
wählten rot-grünen Landesregierung nicht in den ers-
ten 100 Tagen korrigieren können. Nordrhein-West-
falen steht erst am Anfang einer neuen, einer besse-
ren Zeit. 

(Sarah Philipp [SPD]: Oh Gott! – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wie sieht es denn aus in unserem Land? Ich würde 
sagen: Schön analog in unseren kommunalen Bau-
ämtern. Das war Ihnen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD und von den Grünen, eher egal. 
Digitalisierung? Das war kein Herzensthema. 

(Sven Wolf [SPD]: Sie denken sehr gut!) 

Und die Länge der Genehmigungsverfahren! Wir 
hatten Rot-Grün damals im Plenum gefragt: Werden 
Sie Kommune für Kommune über die Dauer von 
Baugenehmigungsverfahren Informationen heraus-
geben? 

(Sven Wolf [SPD]: Das steht in der neuen Lan-
desbauordnung, dass genau die Frage evalu-
iert werden soll!) 

Die Antwort der Landesregierung war kurz; man 
kann auch sagen „aussagekräftig“. Da stand nämlich 
nur: Nein! Keine Transparenz für die Bürgerinnen 
und Bürger. 

Auch das werden wir jetzt ändern. Wir schaffen 
Transparenz über die Länge der Bearbeitungszeit 
von Bauanträgen in nordrhein-westfälischen Kom-
munen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn wir uns den heute vorliegenden Antrag der 
SPD ansehen, dann kann ich Ihnen als Demokrat nur 
empfehlen: Rüsten Sie in Ihrer Rhetorik – wir haben 
es gerade wieder erlebt – nicht weiter auf! 

(Zuruf von Sarah Philipp [SPD]) 

Machen Sie es nicht weiter so! – Gut. Ich empfehle 
Ihnen: Rüsten Sie besser ab! 

(Sarah Philipp [SPD]: Das müssen Sie gerade 
sagen!) 

Sie gefährden mit Ihrer Rhetorik den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt, der Ihnen als Sozialdemokra-
ten doch so wichtig zu sein scheint. Sie gefährden 
den Zusammenhalt. Eigentümer und Mieter gegenei-
nander auszuspielen, 

(Sarah Philipp [SPD]: Das machen Sie! – Zu-
ruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

das ist unfair und treibt einen Spalt in unser Volk. 

Wenn sich junge Familien durch eine bessere Politik 
wieder leichter für Eigentum entscheiden können, 
sich Eigentum leisten können, dann ist das doch gut. 
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Dann wird in der Regel auch wieder eine Mietwoh-
nung frei. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Paul, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Hübner? 

Stephen Paul (FDP): Nein. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Keine Zwischen-
frage. 

Stephen Paul (FDP): Ich möchte gern weiterspre-
chen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ja, selbstverständ-
lich. 

Stephen Paul (FDP): Es bleibt auch dabei: Wohnei-
gentum ist ein geeigneter Baustein zum Schutz vor 
Altersarmut. Hier nehme ich auch etwas auf, was 
Frau Philipp hier gerade in den Raum gestellt hat, 
dass das nicht überall in Nordrhein-Westfalen gilt. 
Warum akzeptieren Sie denn nicht, dass sich Millio-
nen Menschen dafür entscheiden? Vermutlich wer-
den die meisten von Ihnen persönlich das auch so 
halten. 

Unser Ziel ist es jedenfalls, die angespannte Lage 
am Wohnungsmarkt auch dadurch zu entlasten, 
dass zusätzliche Siedlungsflächen an ÖPNV-Achsen 
entstehen. Wir wollen genau das – Sie schreiben in 
Ihrem Antrag, dass das alles so schlecht sei –; denn 
dadurch wird nämlich das Pendeln zwischen dem 
Wohnraum und den Arbeitsplätzen in Großstädten 
attraktiver. 

In meinem letzten Redebeitrag hier im Haus bin ich 
schon auf die gestiegenen Mieten in Randbezirken 
von Großstädten eingegangen. Wir müssen die Ver-
kehrspolitik besser gestalten. Das muss unsere Ant-
wort darauf sein. Dann können wir auch Wohnungs-
märkte entlasten, die zweifellos problematisch sind. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie hören schon 
aus meinen Worten, dass wir von Ihrem Antrag in-
haltlich nicht viel halten. Deswegen habe ich bewusst 
jetzt weiter sprechen wollen, um das hier ganz klar 
und deutlich zum Ausdruck zu bringen und damit 
auch das aufzunehmen, was Sie vorher gesagt ha-
ben. Ich freue mich jedoch auf die weiteren sachli-
chen Beratungen im Ausschuss. 

Abschließend möchte ich noch einmal betonen: Im 
Koalitionsvertrag bekennen sich Christdemokraten 
und Freie Demokraten ausdrücklich zur sozialen 

Wohnraumförderung. Hier wird schon an der nächs-
ten Legende gestrickt. Die Menschen im Land kön-
nen sich ganz gewiss sein, dass wir eine gesicherte 
Finanzierung der sozialen Wohnraumförderung auch 
über das Jahr 2019 hinaus gewährleisten werden. – 
Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Paul. – Für die AfD-Fraktion spricht nun Herr 
Beckamp. 

Roger Beckamp (AfD): Sehr geehrter Herr Land-
tagspräsident! Meine Damen und Herren! Die Mieten 
sind gestiegen, bezahlbarer Wohnraum fehlt. Alles 
klar. Das hat jeder gesagt, da sind wir uns einig. Die 
Diagnose stimmt. Das ist nichts Besonderes. 

Aber die Gründe, die im SPD-Antrag genannt wer-
den, die sind besonders interessant. Ich darf zitieren. 
Unter I heißt es im zweiten Absatz: 

„Gründe für den Mangel“ 

– an bezahlbarem Wohnraum – 

„sind, dass die Bevölkerung von 2009 bis 2016 
deutlich gewachsen ist,“ 

– mutmaßlich eher seit Ende 2015 sogar besonders – 

„mehr Menschen in die Ballungsräume ziehen 
und zeitgleich zu wenig neue Wohnungen neu ge-
baut wurden.“ 

Okay. Und jetzt etwas verschwurbelt von Ihrer Seite: 

„Um diesen Entwicklungen und ihren negativen 
sozialen und stadtentwicklungspolitischen Kon-
sequenzen entgegenzuwirken, sind die Bundes-
regierung, die Länder und die Kommunen ge-
meinsam gefordert, Abhilfe zu schaffen.“ 

Die negativen sozialen und stadtentwicklungspoliti-
schen Konsequenzen – meine Damen und Herren, 
das ist Realsatire feinster Sorte, etwas subtil, aber 
wunderbar erkannt. Diese negativen Konsequenzen 
durch Millionen Versorgungssuchende aus Afrika 
und dem Nahen Osten, meine Herren, meine Da-
men, die haben Sie verursacht. Sie haben die Leute 
eingeladen, und dann frage ich mich, wieso das jetzt 
auf einmal negativ sein soll. Wo bleibt die Dankbar-
keit für die bunte Vielfalt in den Städten? 

(Beifall von der AfD) 

Sie sorgen ganz massiv dafür, dass Wohnraum 
knapp ist und für ganz viele Leute, die vielleicht nicht 
das Einkommen eines Abgeordneten haben, schwie-
rig ist, an Wohnungen zu kommen – egal, wo: auf 
dem Land und in der Stadt.  

Dann gehen Sie noch auf die Wohnraumförderung 
ein. Da muss ich sagen, dass ich ganz begeistert 
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bin – und da gestehen Sie mir das Wort ruhig zu – 
von dem Kartell der Parteien hier, die alle für sozialen 
Wohnraum sind. Das ist das Unsozialste überhaupt. 

Soziale Wohnraumförderung geht voll am Ziel vorbei. 
Für wen ist das gedacht? – Es sollen dort doch Leute 
untergebracht werden, die unter gewissen Einkom-
mensgrenzen liegen. Wir haben eben von Herrn Klo-
cke lernen dürfen, dass das auf die Hälfte der Ein-
wohner Nordrhein-Westfalens zutreffen soll – auf die 
Hälfte! Wenn das wirklich so wäre, dann wäre das ein 
großartiges Zeichen für die gescheiterte Wohnungs-
politik der letzten Jahre. Irre, wenn wirklich 40, 50 % 
darauf angewiesen sein sollten, in sozialem Wohn-
raum zu wohnen.  

Aber – und dann raten Sie mit mir – wie viele Leute, 
die in sozial wohnraumgeförderten Bauten wohnen, 
wohnen denn unberechtigt dort? Welche Wohnun-
gen sind fehlbelegt? Wie viel Prozent sind fehlbe-
legt? Herr Paul, wenn Sie sich das anschauen! 

In „sozialem“ Wohnraum dürfen auch bestimmte 
Leute wohnen, auch wenn sie bestimmte Schwellen 
des Einkommens überschreiten. Der Lehramtsrefe-
rendar darf da einziehen, der junge Lehrling auch. Ir-
gendwann wachsen die Leute mit ihrem Einkommen 
über diese Schwellen hinaus. Sie verdienen einfach 
zu viel, um diesen geförderten Wohnraum zu nutzen.  

Wie viele Wohnungen sind fehlbelegt? – Ich erlöse 
Sie: über 50 %. Die Hälfte der Wohnungen, die sozial 
gefördert werden, ist fehlbelegt. Das ist unsozial par 
excellence. Das ist ein völlig verkehrtes Instrument; 
das hat auch jahrelang nicht geklappt.  

Insofern spricht sich die AfD von Anfang an sehr 
deutlich – und ich meine, auch die FDP vor einiger 
Zeit, aber es ist irgendwie vergessen worden – für 
Wohngeld aus, für einen breiten Ansatz beim Wohn-
geld für mehr Menschen, für niedrige Schwellen, da-
für, dass man damit die Leute fördert, die das Geld 
wirklich brauchen. Und wenn die dann irgendwann 
zu viel verdienen und nicht mehr förderungswürdig 
sind, dann kriegen Sie kein Wohngeld mehr. Das ist 
zielgerecht gesteuerte Sozialpolitik im Wohnungs-
markt. 

Dann noch ganz kurz zum Thema „Eigenheimförde-
rung“. Sie sprachen davon, dass das ja gar nicht so 
sinnvoll sei, weil die Leute das eigentlich gar nicht 
wollten. – Sie wollen es, aber sie wissen noch nicht, 
dass sie es eigentlich nicht wollen. Das ist SPD- und 
Grünenpolitik nach dem Motto, Sie wissen, was der 
Bedarf ist.  

Auch da ein Hinweis von unserer Seite: Die Leute 
wissen ganz gut, was ihr Bedarf ist.  

Und wenn Sie dann behaupten, das sei keine sichere 
Altersvorsorge, das sei vielmehr Altersarmut in der 
Zukunft, dann sei der Hinweis erlaubt, dass bei den 
meisten nicht der Wiederverkauf nach einer Nutzung 
von 20 bis 25 Jahren im Vordergrund steht, sondern 

das mietfreie Wohnen im Alter. Und das ist ein Rie-
senmehrwert, sicher zu sein, im Eigentum mietfrei le-
ben zu können. Das ist ein Riesenmaßstab für die 
Menschen, und vielleicht macht die SPD sich neuer-
dings Gedanken um die Erbengeneration, die nicht 
genug bekommt, wenn das Häuschen verkauft wird, 
wenn die Eltern weg sind.  

Meine Damen und Herren, wir haben uns klar für ein 
anderes Modell ausgesprochen – das ist eine syste-
matische Frage –: für mehr Wohngeld. Das schafft 
Wohnraum, das ist sozial, aber natürlich stimmen wir 
der Überweisung in den Ausschuss zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Beckamp. – Und nun spricht Herr Pretzell, fraktions-
los. 

Marcus Pretzell (fraktionslos): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zum wieder-
holten Male hören wir in diesem Hause voller Stolz, 
dass Nordrhein-Westfalen Meister im sozialen Woh-
nungsbau deutschlandweit ist. – In der Tat, das ist 
Nordrhein-Westfalen, das ist so ziemlich das Einzige, 
wo Nordrhein-Westfalen spitze ist, aber Sie sollten 
endlich aufhören, darauf stolz zu sein.  

Sie haben davon gesprochen, dass 40 % bis 50 % 
der Bevölkerung berechtigt sind, in Nordrhein-West-
falen geförderten Wohnraum in Anspruch zu neh-
men. Meine Damen und Herren, das ist eigentlich ein 
Armutszeugnis Ihrer Politik, wenn 40 % bis 50 % der 
Menschen nicht mehr in der Lage sind, am normalen 
Wohnungsmarkt teilzunehmen und staatliche Hilfe in 
Anspruch nehmen müssen.  

Wir haben es eben schon gehört: Die Fehlbele-
gungsquote im sozialen Wohnungsbau liegt bei rund 
50 %. Wenn Sie also all diejenigen, die Anspruch hät-
ten auf sozialen Wohnungsbau bzw. auf Leben, auf 
Mieten im sozialen Wohnungsbau, tatsächlich Unter-
stützung gewähren wollen, dann müssen Sie alle – 
alle! – Wohnungen in Nordrhein-Westfalen in den so-
zialen Wohnungsbau eingliedern. Dann können Sie 
den normalen Wohnungsmarkt vollständig beseiti-
gen, bis sie all diesen Menschen Unterstützung ge-
währen wollten. Ansonsten wird das, was Sie tun, im-
mer nur ein Tropfen auf den heißen Stein sein. 

Insofern ist es schon sehr bemerkenswert, dass auch 
die FDP inzwischen der Meinung ist, dass sie für den 
sozialen Wohnungsbau ist. Das ist ein Irrweg, das 
sollten einige von Ihnen mit einem Rest liberalen Ver-
standes begreifen können. Das funktioniert so nicht.  

Meine Damen und Herren, es geht eben gerade nicht 
darum, Abstand zu nehmen von der Eigenheimprä-
mie. Nein, es sollte Ziel sein, möglichst viele Men-
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schen in den Stand zu versetzen, Eigenheim zu be-
sitzen. Deutschland ist diesbezüglich ohnehin euro-
paweit ziemlich schlecht gestellt. Und es sollte eben 
gerade nicht darauf gesetzt werden, dass noch mehr 
Menschen am staatlichen Tropf hängen. Und dort, 
wo es nötig ist, dann bitte individuelle Förderung im 
Rahmen von Wohngeld. – Herzlichen Dank, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von Alexander Langguth [fraktionslos] 
und Frank Neppe [franktionslos]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Pretzell. – Für die Landesregierung hat das Wort nun 
Frau Ministerin Scharrenbach.  

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe mich gerade bei den Redebeiträgen von 
SPD und Grünen gefragt, was Ihnen eigentlich die 
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes getan haben.  

(Beifall von der CDU) 

Vermögensbildung, Eigentumsbildung, Alterssiche-
rung sind doch ganz normale Wünsche von Bürge-
rinnen und Bürgern.  

(Sarah Philipp [SPD]: Ich habe nichts anderes 
behauptet!) 

Es ist doch nicht die Aufgabe der Politik, Vermögens-
bildung, Eigentumsbildung und Alterssicherung zu 
verhindern. Genau das Gegenteil ist doch Aufgabe 
von Politik: Sie soll es ermöglichen! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Sven Wolf 
[SPD]: Es geht um den Werterhalt dieser Ver-
mögensanlage!) 

Sie haben gesagt, dass Sie in der sozialen Wohn-
raumförderung des Landes, die neben dem Mietwoh-
nungsneubau auch die Eigentumsförderung um-
fasst, im laufenden Programm 80 Millionen € zur Ver-
fügung gestellt haben, von denen 2016 nur 24 Millio-
nen € abgeflossen seien.  

(Sarah Philipp [SPD]: Richtig!) 

Weiter führten Sie aus, daran sehe man, dass die Ei-
gentumsförderung gar nicht nachgefragt sei; das 
brauche niemand. – Vielleicht hätten Sie mal Ihre 
Förderrichtlinie dahin gehend ansehen sollen, ob 
vielleicht die Förderrichtlinie auch der Grund dafür ist, 
dass diese Mittel nicht abfließen, weil Sie viel zu viele 
Restriktionen eingebaut haben, sodass sich die Inan-
spruchnahme der Eigentumsfördermittel aus der so-
zialen Wohnraumförderung des Landes für die Bür-
gerinnen und Bürger einfach nicht rechnet. 

Sie haben ja sieben Jahre lang immer wieder bewie-
sen, dass Sie nicht nur Bürgerinnen und Bürgern vor-
schreiben wollen, wo sie denn Eigentum zu bilden 
haben – und das haben Sie erneut heute hier im Ho-
hen Hause getan –, sondern Sie haben auch ver-
sucht, den Städten über den Landesentwicklungs-
plan vorzuschreiben, welche Entwicklungsperspek-
tive Städte und Gemeinden haben.  

Das sind genau zwei Punkte, die aus Sicht der NRW-
Koalition aus CDU und FDP falsch sind. Die sind po-
litisch falsch! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deshalb gestatten Sie mir, ein bisschen differenzier-
ter auf Ihre Einlassungen hier einzugehen wie auch 
zu Ihren Anträgen zu reden.  

Wir haben nun in der Stadt Duisburg das derzeit 
größte Wohnbauprojekt des Landes in Zusammen-
arbeit mit der Stadt – 60 ha und bis zu 3.000 
Wohneinheiten. Sie wissen das.  

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist mein Wahlkreis!) 

– Sehen Sie. Dann wissen Sie, was jetzt kommt. Bei 
diesem Projekt werden auf 60 ha Fläche, gemeinsam 
entwickelt von Land, Bahnflächenentwicklungsge-
sellschaft, Deutsche Bahn, Stadt Duisburg und be-
gleitet vom Stadtrat, bis zu 3.000 Wohnungen ge-
schaffen, und zwar Stadthäuser, Einfamilienhäuser, 
Doppelhäuser, Reihenhäuser. Das Spektrum reicht 
von Wohnungen im Eigentum bis zu Mietwohnun-
gen. Der Anteil des geförderten Wohnraums in die-
sem Projekt beläuft sich gerade einmal auf 10 %, auf 
300 Wohnungen. 300 Wohnungen von 3.000! 

Deshalb kann ich Sie als SPD-Landtagsfraktion 
überhaupt nicht verstehen. Einerseits schieben Sie, 
auch als vorherige Landesregierung, dieses Wohn-
projekt an, und das auch mit dem Wissen, dass im 
Umkreis von Düsseldorf Wohnraum knapp ist. Sie 
versuchen, im Zusammenwirken mit verschiedenen 
Partnern, die das vor Ort tragen, für Wohnraumaus-
gleich zu sorgen, sodass dort im großen Stile Eigen-
heime entstehen.  

(Sarah Philipp [SPD]: Es kommt darauf an, wo 
es ist!) 

Andererseits stellen Sie sich dann hierhin und sagen: 
Das ist alles ganz schwierig, und es gibt nicht genug 
bezahlbaren Wohnraum.  

Deswegen gehe ich davon aus, dass die SPD, zu-
mindest die SPD in Duisburg, zu diesem größten 
Wohnprojekt des Landes Nordrhein-Westfalen steht; 
wir als neue Landesregierung werden das sehr aktiv 
mit vorantreiben.  

(Beifall von der CDU) 

Bleiben wir beim Thema „soziale Wohnraumförde-
rung“, weil man das nicht isoliert betrachten kann. 
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Sie, SPD und Grüne, haben hier die Mietpreisbe-
grenzungsverordnung auf den Weg gebracht. Sie 
haben 22 Städte, darunter Köln, Bonn und die gro-
ßen Universitätsstädte, als Städte mit einem ange-
spannten Wohnungsangebot deklariert. Sie haben 
aber bedauerlicherweise den weiteren Auftrag des 
Bundesgesetzgebers nicht umgesetzt. Sie können 
zwar über die Mietpreisbegrenzungsverordnung 
Städte deklarieren, die einen angespannten Woh-
nungsraum haben, aber Sie müssen entsprechend 
dem Auftrag aus dem Bundesgesetz auch darlegen, 
welche Maßnahmen in den durch die Rechtsverord-
nung jeweils bestimmten Gebieten und dem Zeit-
raum ergriffen werden sollten, um Abhilfe in diesen 
22 Städten zu schaffen.  

Bedauerlicherweise haben wir dazu im Ministerium 
nichts vorgefunden, außer dem Verweis auf die sozi-
ale Wohnraumförderung.  

Aber dazu, wie Sie als vorherige Landesregierung in 
diesen 22 Städten, über die wir hier immer wieder re-
den – auch heute in diesem Parlament –, eigentlich 
in welchem Zeitraum Abhilfe bei der Frage der Miet-
preise schaffen wollten, nämlich durch eine Verbrei-
terung des Angebots, ist im Ministerium nichts vor-
handen.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Stattdessen haben Sie den LEP angepackt, haben 
gesagt: Wir wollen keine allgemeinen Siedlungsbe-
reiche mehr ausweisen bei Gemeinden kleiner als 
2.000 Einwohner, wir wollen die Wohnflächenpoten-
ziale in anderen Gemeinden auch beschränken. – 
Was das bedeutet, erlebt man hervorragend im Re-
gionalrat Ruhr, und zwar nicht nur für die Perspektive 
Wohnen, sondern auch für Gewerbe und Industrie. 
Darüber hinaus machen Sie auch noch eine Landes-
bauordnung, die das Bauen auch noch verteuert.  

(Beifall von der CDU – Bodo Löttgen [CDU]: 
So ist es!) 

Dann stellen Sie sich hierhin und sagen: Jetzt müs-
sen Sie bezahlbaren Wohnraum schaffen. – Das ist 
eine bemerkenswerte politische Initiative, die Sie hier 
ergreifen.  

Wenn wir uns die Ergebnisse – das hat mich bei der 
letzten Debatte schon geärgert, und deshalb haben 
wir das einmal herausgesucht – der sozialen Wohn-
raumförderung ansehen und analysieren, was ei-
gentlich über die letzten Jahre passiert ist, dann wer-
den Sie feststellen, dass das durchschnittliche För-
derergebnis der sozialen Wohnraumförderung in der 
Zeit zwischen 2006 und 2010 – das ist die Zeit der 
von CDU und FDP-geführten Landesregierung – im 
Durchschnitt 966 Millionen € betragen hat. Das ist 
das durchschnittliche Förderergebnis. Wenn man Ihr 
Förderergebnis für die Jahre 2011 bis 2016 nimmt, 

dann sind das 680 Millionen €, weil nämlich Ihre so-
ziale Wohnraumförderung über Jahre nicht abgeflos-
sen ist.  

Dieser Landtag hat Ihnen mehrfach vorgeworfen, 
dass Sie die Regularien nicht angepasst haben, da-
mit die Wohnraumförderung tatsächlich abfließt.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Monika 
Düker [GRÜNE]: Können Sie mal nach vorne 
reden?) 

– Ich habe ja noch Zeit, Frau Düker,  

(Sven Wolf [SPD]: Fünf Jahre, das ist die 
Wahlperiode!) 

und dann kommen wir ganz nach vorn. Dann werden 
wir meines Erachtens auch nah beieinander sein.  

Wenn man sich die Ergebnisse der Wohnraumförde-
rung beim Mietwohnungsbau ansieht, dann sind in 
der Regierungszeit von CDU und FDP durchschnitt-
lich 5.545 neue Mietwohnungen errichtet worden. In 
Ihrer Zeit von 2011 bis 2016 waren es durchschnitt-
lich 5.458 Wohnungen. Das ist weniger.  

Das gehört der Ehrlichkeit halber dazu, dass Sie sich 
hier nicht hinstellen und sagen: Wir haben die Wohn-
raumförderung auf 1,1 Milliarden € angehoben. – 
Das konnten sie nämlich nur tun, weil der Bund die 
Entflechtungsmittel gezahlt hat. Erst mit den Ent-
flechtungsmitteln und den Zuschüssen, die Sie im 
Zusammenhang mit der Wohnraumförderung geleis-
tet haben, sind die Mittel abgeflossen. Über Jahre 
sind sie aber nicht abgeflossen. Das war hier eine 
Debatte rauf und runter. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Klocke? 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Können wir die zum 
Ende machen, lieber Herr Klocke? 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ja!) 

Jetzt kommen wir noch einmal zur Wohneigentums-
förderung. In der CDU-geführten Zeit sind noch 
2010 – die anderen Zahlen habe ich auch – 7.564 
Wohneigentumsmaßnahmen gefördert worden. In 
der ersten Zeit, in der Sie die Verantwortung für die 
soziale Wohnraumförderung hatten im Jahr 2011, 
waren es nur noch 2.189. Das sind in einem Jahr mi-
nus 71 % bei der Wohnungseigentumsförderung 
nach dem Regierungswechsel von CDU auf SPD.  

Natürlich kann man konstatieren, dass der Kapital-
markt schwierig und unattraktiv für die Bürgerinnen 
und Bürger war. 

(Sven Wolf [SPD]: Ach! Hört! Hört!) 
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Aber es ist Ihre Entscheidung gewesen, den Nachteil 
der nicht attraktiven Bedingungen nicht im Rahmen 
der sozialen Wohnraumförderung auszugleichen. 

(Beifall von der CDU) 

Das war eine politische Prioritätensetzung Ihrerseits, 
die Sie vorgenommen haben.  

Deshalb lassen Sie mich in den verbleibenden Minu-
ten auf die Probleme eingehen, mit denen wir uns 
konfrontiert sehen, die aber auch zwischen CDU, 
SPD, FDP und Grünen unstrittig sind: Wir haben ein 
Problem bei den Grundstücksverfügbarkeiten, und 
zwar im gesamten Land. Das hängt auch mit Fragen 
der Landesentwicklungsplanung zusammen: Was 
gesteht man Kommunen zu? Das hängt natürlich 
auch mit Grundstückspreisentwicklungen zusam-
men; da machen wir uns alle nichts vor. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, ge-
statten Sie jetzt eine Zwischenfrage von Frau Phi-
lipp? 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Können wir die auch 
zum Schluss machen? Dann können wir gerne dis-
kutieren. Dafür bin ich immer offen. 

(Sarah Philipp [SPD]: Ich bin ja noch ein biss-
chen hier!) 

Wir haben ein Problem bei der Frage, wie schnell es 
gelingt, Bebauungspläne durch Kommunen aufzu-
stellen, zu verabschieden und damit tatsächlich Bau-
recht zu schaffen. Da werden wir die Kommunen 
über die kooperative Baulandentwicklung unterstüt-
zen. Dazu haben wir im Haushalt die Verpflichtungs-
ermächtigung von 20 Millionen € auf 100 Millionen € 
hochgefahren. Um das hier sehr deutlich zu sagen: 
Das ist im Zusammenhang mit dem Nachtrag für das 
Jahr 2017 eingetragen worden. 

Wir haben die Herausforderung im Planen – das 
habe ich bereits angesprochen – mit der Landesbau-
ordnung.  

Wir haben Herausforderungen bei der Erteilung von 
Baugenehmigungen, was auch damit zusammen-
hängt, dass die technischen Ämter in den Städten 
und Gemeinden in den vergangenen Jahren aus 
haushalterischen Gründen personell heruntergefah-
ren wurden, während die Personalämter im Zusam-
menhang mit Sozialem in ihrer Personalausstattung 
auf dem gleichen Stand geblieben oder gewachsen 
sind – je nachdem, was die Sozialgesetzgebung er-
fordert hat. Letztlich ist die Frage: Wie schnell kön-
nen wir bauen?  

Das sind die Probleme, mit denen wir uns derzeit 
auseinandersetzen. Deshalb folgt jetzt der Ausblick. 

Herr Klocke, Ihr Antrag von Bündnis 90/Die Grünen 
ist durchaus konstruktiv, 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Oh!) 

aber er ist obsolet. Das will ich Ihnen begründen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie wissen, dass die soziale Wohnraumförderung 
der Vorgängerregierung zum 31. Dezember 2017 
ausläuft. Die neue von CDU und FDP geführte Lan-
desregierung wird ein mehrjähriges Sozialwohn-
raumförderprogramm auflegen, um Planungssicher-
heit zu gewährleisten sowohl für diejenigen, die 
bauen wollen, als auch für die Planer und Genehmi-
ger.  

Ich habe mehrfach gesagt, dass der Schwerpunkt 
unverändert auf dem Mietwohnungsneubau liegen 
wird, lieber Herr Klocke. Wir werden aber aus unse-
rer politischen Grundüberzeugung heraus die Eigen-
tumsförderung bedarfsgerecht anheben, was ich 
Ihnen, hoffe ich, hinreichend dargelegt habe. 

Wir werden dazu flankierend – auch das habe ich 
hier bereits angekündigt – einen zeitlich abgestuften 
Maßnahmenplan vorlegen, mit dem wir die Prob-
leme, die ich gerade beschrieben habe, angehen 
wollen, denn nur die soziale Wohnraumförderung al-
leine behebt die Probleme auf der anderen Seite 
nicht. 

Vor diesem Hintergrund sind wir im Rahmen der 
Haushaltsplanberatungen auf die noch von Ihnen 
verantwortete mittelfristige Finanzplanung gekom-
men. Es ist nun einmal leider so, dass Sie in der mit-
telfristigen Finanzplanung für das Jahr 2019 40 Milli-
onen € weniger etatisiert haben, als nötig wären, und 
für die Jahre 2020 und 2021 fehlen jeweils 133 Milli-
onen €, die SPD und Grüne bedauerlicherweise für 
die soziale Wohnraumförderung gar nicht erst im 
Haushalt vorgesehen haben. 

Damit sind wir konfrontiert. Deswegen schließt sich 
berechtigterweise die in Ihrem Antrag aufgeworfene 
Frage an: Was ist mit der Beteiligung des Bundes? 
Darüber habe ich bereits in der vergangenen Woche 
mit meinem Kollegen und bayerischen Amtsinhaber 
Joachim Herrmann gesprochen. Wir haben uns da-
rauf verständigt, dass unsere Erwartungshaltung 
auch an die Koalitionsverhandlungen ist, Herr Klo-
cke, dass sich der Bund ab 2020 auch weiterhin am 
Wohnungsbau beteiligt, weil wir bundesweit eine 
Herausforderung im Zusammenhang mit bezahlba-
rem Wohnen haben. 

Wir sondieren ja auch mit Bündnis 90/Die Grünen, 
weil sie ja bekanntermaßen zu den Sondierungswilli-
gen im Deutschen Bundestag gehören. Deshalb bin 
ich sehr gespannt, ob wir gemeinsam ein Ergebnis 
für unser Bundesland Nordrhein-Westfalen errei-
chen. – Vielen Dank. 
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Ist das 
eine Regierungserklärung?) 

Und jetzt gerne die Zwischenfragen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Klocke. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Frau Minis-
terin! Ich würde meine Zwischenfrage zurückziehen; 
das wäre jetzt eher eine Kurzintervention. Sie sind 
auf das, was ich Sie fragen wollte, noch eingegan-
gen – mir zu unkonkret, 

(Ministerin Ina Scharrenbach: Das kommt!) 

aber wir schauen uns die Zahlen und die Programme 
an. Das war der Hintergrund meiner Frage.  

Ansonsten habe ich in meiner Rede deutlich ge-
macht, dass es mir nicht darum ging zu beschönigen, 
was unter unterschiedlichen Regierungskonstellatio-
nen gelaufen ist, sondern den Blick nach vorne zu 
wagen. Das war der Anlass des Antrags. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist jetzt keine 
Frage mehr. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Das ist mir bekannt; das 
hatte ich ja auch gleich zu Anfang gesagt. Entschul-
digung! Haben Sie das auch so empfunden, Herr 
Präsident? 

(Heiterkeit von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Wir führen hier keine 
Dialogveranstaltung, sondern es ist ein Rede- und 
Gegenredeparlament. – Frau Philipp hat eine Frage. 
Wenn Sie Ihr Mikrofon aktivieren, gebe ich es frei. 
Bitte schön. 

Sarah Philipp (SPD): Ganz herzlichen Dank. – Ich 
probiere es mit der Frage nach einer Problemstel-
lung, die Sie nicht so richtig ausführlich beantwortet 
haben, zumindest aus meiner Sicht. Deshalb möchte 
ich nachfragen. 

Ist Ihnen die Studie des Instituts der deutschen Wirt-
schaft bekannt, in der es um den Wohnungsmangel 
in den Städten und den Leerstand auf dem Land 
geht? Sie ist relativ neu. Darin wird noch einmal ganz 
explizit erläutert, dass im ländlichen Raum zu viele 
Einfamilienhäuser gebaut werden und in den Städten 
zu wenige Wohnungen. 

Sie sagen, Sie wollen den Kommunen nichts vor-
schreiben. Sie haben den LEP dahin gehend ange-
passt, dass überall dort gebaut werden kann, wo ge-
baut werden soll. Bitte gehen Sie noch einmal auf die 

folgenden Probleme ein: Was wollen Sie gegen den 
Flächenverbrauch tun? Was wollen Sie gegen Zer-
siedelung tun? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das war auch eine 
Form der Kurzintervention. Wenn Sie entsprechend 
ausführen wollen, dann melden Sie Ihren Beitrag 
doch bitte auch als Kurzintervention an. Ich finde es 
vom Ablauf her nicht gut, wenn Zwischenfragen an-
gemeldet werden, die Redenden sagen, sie am 
Schluss beantworten zu wollen, und hinterher haben 
wir das, was wir eigentlich nicht haben wollen. Wir 
haben dafür extra das Instrument der Kurzinterven-
tion eingeführt. 

(Zuruf von der SPD: Aber das lag doch nicht 
an uns!) 

Ich darf noch einmal an dieses Instrument erinnern; 
dann haben Sie auch die Gelegenheit, entsprechend 
zu reagieren. – Diese Gelegenheit haben Sie jetzt 
aber auch. – Bitte schön, Frau Ministerin. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Frau Ab-
geordnete Philipp, vielen Dank, Herr Abgeordneter 
Klocke, für die beiden Zwischenfragen, die ich gerne 
beantworte. 

Die grundsätzliche Frage, die Sie aufgeworfen ha-
ben, ist doch, ob man als Landesregierung und damit 
auch als Landesgesetzgeber hier in diesem Hause 
Städten und Gemeinden Entwicklungsperspektiven 
überhaupt eröffnet oder ob man sie hier aus Düssel-
dorf grundsätzlich zumacht. Das ist doch die erste 
Frage, bei der Sie jetzt schon den Bruch haben, weil 
Sie das politisch nicht nachvollziehen können. So will 
ich es sagen. 

Sie haben unterschiedliche wohnungswirtschaftliche 
Teilmärkte in Nordrhein-Westfalen. Wirtschaftlich 
prosperierenden Kommunen im ländlichen Raum 
müssen Sie gestatten, Wohnungsbaugebiete auszu-
weisen und die auch zu bebauen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Michael 
Hübner [SPD]: Das ist doch erlaubt!) 

Sie haben auch einen angespannten Wohnungs-
markt in Universitätsstädten und Ballungsräumen. 
Auch die Stadt Düsseldorf beispielsweise kann, 
wenn sie kommunale Grundstücke an den Markt 
bringt, übrigens festlegen, dass dort bezahlbarer 
Wohnraum entsteht. Da muss ja dann nicht unbe-
dingt – wie heute beim WDR getitelt – hochpreisiger 
Wohnungsbau entstehen. Sie können das ja als 
Stadt Düsseldorf festlegen. Sie sind doch als SPD in 
einer Gestaltungsmehrheit im Rat der Stadt Düssel-
dorf. 

Sie haben kommunal fast alle Möglichkeiten. Nur 
eine Möglichkeit haben Sie nicht, und die haben Sie 
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eben beschränkt, nämlich überhaupt Wohnungsbau-
potenziale im ländlichen Raum ausweisen zu kön-
nen. Das eine widerspricht dem anderen nicht. 

(Michael Hübner [SPD]: Das hat ja mit Düssel-
dorf nichts zu tun!) 

Deshalb gestatten Sie mir das letzte Argument, weil 
Sie die Hürde gedanklich noch nicht hinbekommen. 

(Sarah Philipp [SPD]: Helfen Sie mir bitte!) 

Die Problematik für junge Familien in der Eigentums-
bildung ist die Einstiegshürde, was die Kosten anbe-
trifft. Das ist das Problem, und damit werden wir uns 
auseinandersetzen. Denn Sie haben die Kosten 
nach oben getrieben durch Ihre Politik der letzten sie-
ben Jahre. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU – Sarah Philipp [SPD]: 
Das war keine Antwort auf die Frage! Über-
haupt nicht!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Scharrenbach. – Jetzt hat sich für die AfD-
Fraktion noch Herr Loose zu Wort gemeldet. Sie ha-
ben das Wort, Herr Loose. Bitte schön.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Eingriff des Staates ist immer dann nötig, wenn der 
Markt versagt. Doch versagt hier tatsächlich der 
Markt für den Haus- und Wohnungsbau? 

Viele Menschen können sich ihre Miete nicht mehr 
leisten. Das ist leider richtig. Doch was sind die 
Gründe dafür? Abgesehen von Lifestyle-Städten wie 
Düsseldorf oder Köln sind die Kaltmieten in den letz-
ten Jahren insbesondere bei Altbauten in Nordrhein-
Westfalen kaum gestiegen.  

Jedoch stiegen die Mieten bei Neubauten deutlich. 
Doch ist das nun ein Zeichen für Marktversagen? – 
Nein, ist es nicht. Denn die Mieten mussten zwangs-
läufig bei Neubauten steigen. Denn insbesondere die 
Baukosten und die Baunebenkosten sind in den letz-
ten zehn bis 15 Jahren enorm gestiegen: angefan-
gen bei der massiven Erhöhung bei der Grunder-
werbsteuer – von 2006 bis heute hat sie sich fast ver-
doppelt –, und zudem sind die Anforderungen der so-
genannten Energieeinsparverordnung massiv ver-
schärft worden. Allein das führte dazu, dass das 
Bauen um etwa 30 bis 40 % teurer wurde. 

Zudem müssen Sie heute sogar vielfach noch 
Zwangsbelüftungen einbauen, damit die Häuser 
nicht von innen schimmeln. Diese Zwangsbelüftun-
gen werden natürlich über Strom betrieben und ver-
ursachen weitere Kosten. 

Natürlich müssen diese höheren Baukosten über die 
Mieten wieder eingespielt werden. Das alles belastet 
ja gerade die Mieten für Neubauten. Die höheren 

Kosten werden durch die geringeren Heizkosten in 
keinster Weise aufgewogen. 

Aber wenn wir uns die Mietkosten anschauen, dann 
müssen wir uns natürlich auch die Mietnebenkosten 
anschauen, und gerade diese sind ebenfalls in den 
letzten Jahren massiv gestiegen. Zahlreiche Städte 
haben ihre Grundsteuer in den letzten zehn Jahren 
nahezu verdoppelt. Misswirtschaft und gesellschaftli-
che Träumereien haben die Ausgaben in den Städ-
ten drastisch anwachsen lassen. Ebenso sorgen 
hohe Abwasser- und Müllgebühren für Unmut. 

Kommen wir nun zur Eingangsfrage zurück: Wenn 
der Markt versagt, muss der Staat eingreifen. Hier je-
doch versagt der Markt an keiner Stelle. 

(Beifall von der AfD) 

Denn der Markt gibt nur die höheren Kosten an die 
Mieter weiter, die Sie, liebe Kollegen der Altparteien, 
verschuldet haben. 

(Beifall von der AfD) 

Nun kann der Staat tatsächlich für eine Entlastung 
sorgen, aber nicht durch Fördermaßnahmen, son-
dern vor allen Dingen durch den Abbau von Hürden. 
Schaffen Sie endlich die unsägliche Energieeinspar-
verordnung ab! Sorgen Sie für einen Flächenplan, 
der es ermöglicht, im Umfeld der Ballungsgebiete 
günstiges Bauland direkt von der Stadt zu erwerben! 
Und sorgen Sie dafür, dass nicht immer neue Nach-
frager ins Land kommen, die um die gleichen Woh-
nungen konkurrieren wie bei uns die sozial ge-
schwächtesten Menschen. 

(Beifall von der AfD) 

Ihr Antrag, liebe SPD und liebe Grünen, zeugt davon, 
dass Sie den Weg zurück zur DDR mit Meilenstiefeln 
gehen wollen. Wir werden diesen Weg nicht mitge-
hen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schließe damit 
die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung, erstens über die 
Überweisung des Antrags Drucksache 17/799. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 17/799 an den Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen. Die 
abschließende Abstimmung soll dort in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. Wer möchte dieser Überweisung 
zustimmen? – Das sind die SPD, Bündnis 90, die 
CDU, die FDP und die AfD. Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist somit einstimmig 
beschlossen. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung auch einstimmig angenommen. 
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Zweitens stimmen wir ab über die Überweisung des 
Antrags Drucksache 17/816. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/816 an den Ausschuss für Heimat, Kommuna-
les, Bauen und Wohnen – federführend – sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss. Die ab-
schließende Aussprache und Abstimmung sollen 
nach Vorlage der Beschlussempfehlung des feder-
führenden Ausschusses erfolgen. Wer dem folgen 
möchte, den bitte ich ebenso um das Handzeichen. – 
Das sind die SPD, Bündnis 90, die CDU, die FDP 
und die AfD. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Bündnis 
90/Die Grünen!) 

– Entschuldigung. Ich sage: Die Grünen. Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

6 Der Integrationsplan für NRW muss fortge-
führt werden 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/818 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, eine De-
batte nicht heute zu führen, sondern erst nach Vor-
lage der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 17/818 an den Integrationsausschuss – fe-
derführend –, an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, an den Ausschuss für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und Wohnen, an den 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen, an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend, an 
den Hauptausschuss, an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, an den Wissenschaftsaus-
schuss, an den Rechtsausschuss, an den Aus-
schuss für Schule und Bildung, an den Sportaus-
schuss, an den Ausschuss für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz sowie im 
Einvernehmen mit allen Fraktionen an den Aus-
schuss für Kultur und Medien. Wer dieser Über-
weisungsempfehlung folgen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, FDP und die AfD. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

7 Nächtliche Abschiebungen und Rücküberstel-
lungen von Familien mit Kindern verhindern 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/797 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, über den 
Antrag Drucksache 17/797 nicht direkt abzustim-
men, sondern ihn an den Integrationsausschuss 
mit der Maßgabe zu überweisen, dass die Abstim-
mung und Aussprache nach Vorlage der Beschluss-
empfehlung erfolgen sollen.  

Wir kommen damit zur Abstimmung. Wer dem zu-
stimmen kann, den bitte ich um das Anzeichen. – 
Das sind SPD, Bündnis 90/Die GRÜNEN, CDU, FDP 
und AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Enthal-
tungen? – Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe dann auf: 

8 Zehn Jahre Partnerschaftsabkommen mit 
Ghana – Nordrhein-Westfalen übernimmt auch 
in Zukunft internationale Verantwortung 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/804 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU 
dem Kollegen Krauß das Wort.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Alles Gute zur Jungfernrede! 

Oliver Krauß (CDU): Ich muss Sie enttäuschen, Herr 
Präsident, da sind Sie leider zu spät. – Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit vielen Jahren 
bestehen enge Partnerschaften von Bundesländern 
mit Städten, Regionen und Ländern. Diese Partner-
schaften sind sehr unterschiedlich ausgeprägt mit ei-
genen inhaltlichen Schwerpunkten, Rahmenbedin-
gungen und Zielsetzungen. 

Sowohl die Menschen im Partnerland als auch die 
Menschen hier profitieren vom Austausch und vom 
gegenseitigen Verständnis. Wie wichtig solche Part-
nerschaften aktuell sind, erkennen wir daran, dass 
wir gerade dort mit Vorurteilen und Ressentiments zu 
kämpfen haben, wo die wenigsten Menschen mit 
Migrationshintergrund leben. 
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Seit unser heutiger Ministerpräsident Armin Laschet 
im Jahr 2007, damals noch als Minister, das Koope-
rationsabkommen mit Ghana abgeschlossen hat, gilt 
der Leitspruch: weit weg und doch ganz nah. – Diese 
Partnerschaft erstreckt sich auf ein breites Themen-
spektrum: von Wirtschaft und Infrastruktur über die 
Gebiete Energie, Pharmazie und Gesundheitswe-
sen, Klimaschutz und Agrarwirtschaft bis hin zu Bil-
dung, Kultur und Migration. 

Meine Damen und Herren, aus Ghana stammt das 
Sprichwort: Man kann mit einer gestohlenen Bibel 
nicht in den Himmel gehen. – Wir sollten uns also mit 
Blick auf die internationale Zusammenarbeit unseres 
Bundeslandes ehrlich machen. Denn die Partner-
schaft mit der westafrikanischen Republik Ghana ist 
neben der Kooperation mit der südafrikanischen Pro-
vinz Mpumalanga eine von zwei gewachsenen Ver-
bindungen von NRW.  

Mit Blick auf Mpumalanga hatte die damalige Lan-
desregierung im Jahr 2016 mitgeteilt, dass sie die 
Bemühungen um eine Fortführung des Partner-
schaftsabkommens – Zitat – „bis auf Weiteres“ ruhen 
lässt. Regierungskontakte gab es schon länger nicht 
mehr. 

Der vorliegende Antrag zur Partnerschaft mit Ghana 
erschien auf den Internetseiten von Bündnis 90/Die 
Grünen so schnell – kaum, nachdem die Fraktion der 
Grünen beigetreten war. Ähnlich schnell war im Mai 
2016 der damalige Minister Franz-Josef Lersch-
Mense, als das neue Partnerschaftsabkommen mit 
Ghana endlich unter Dach und Fach war. Umgehend 
war damals zu lesen – Zitat –: „Nordrhein-Westfalen 
belegt mit seinem Eine-Welt-Engagement innerhalb 
der Bundesländer den Spitzenplatz.“  

Vielleicht erinnern Sie sich. Zuvor hatte es über einen 
langen und zermürbenden Zeitraum hinweg kein Er-
gebnis gegeben. Das Vorgängerabkommen war be-
reits Ende 2013 ausgelaufen. Es gab immer größere 
Erklärungsnot. Gleichzeitig verunglückte dann die 
politische Zusammenarbeit mit Mpumalanga. Die jet-
zige Initiative zu Ghana zeigt, wie es besser geht. Wir 
wollen Entwicklungspotentiale identifizieren sowie 
unsere Kontakte und Freundschaften neu beleben. 

Unserer CDU-Fraktion ist es wichtig, eine stärkere 
politische Programmatik zu verabreden, nicht zuletzt 
für die Frage, wie Fluchtursachen vor Ort bekämpft 
werden können.  

Das jetzige Engagement lebt wesentlich von der Pra-
xis der Bezuschussung, mit Titeln für die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit, 
GIZ, die Ghana-Promotoren, die Förderung der kom-
munalen Entwicklungszusammenarbeit oder den 
Konkreten Friedensdienst.  

Diese bewährten Ansätze wollen wir mit landespoliti-
scher Initiative neu forcieren. Für eine konkrete Pro-
zessverantwortung – Beispiele sind die CDU-

Initiativen zur Ebola-Vorsorge oder zur Unterstüt-
zung des Gesundheitssystems – gab es in der zu-
rückliegenden Legislaturperiode letztlich keine Mehr-
heit mehr. Das wollen wir korrigieren. Der Wechsel 
der Ressortbezeichnung von „Eine Welt“ zu „Interna-
tionales“ lässt das schon anklingen. 

Meine Damen und Herren, im Jahr 2012 ist im Open-
Government-Prozess die Eine-Welt-Strategie, entwi-
ckelt worden, mit der sich NRW zu seiner globalen 
Verantwortung bekennt. In diesem Sinne wollen wir 
auch unsere Partnerschaft zu Ghana – ich zitiere aus 
dem Antrag – „stärker nach dem Prinzip der nachhal-
tigen Entwicklung in den verschiedenen Politikberei-
chen“ verankern. Wir unterstreichen die Bedeutung 
der globalen Nachhaltigkeitsziele und die substanzi-
elle Mitverantwortung, damit diese Ziele auch er-
reicht werden.  

Mein ausdrücklicher Dank gilt hier den Fraktionen, 
die unserer Initiative beigetreten sind. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Das zeigt, dass wir gemeinsam die guten Impulse 
der Eine-Welt-Strategie mit Leben füllen und den 
neuen partnerschaftlichen Dialog führen wollen – mit 
frischen Impulsen und Projekten, auf Augenhöhe und 
unter Wahrung der beiderseitigen Interessen und Be-
dürfnisse, zum Beispiel im Zuge des Jubiläums des 
Partnerschaftsabkommens mit Ghana. 

Ich freue mich auf gute Gespräche, auf Ideen, auf 
Begegnungen und Initiativen. – Vielen herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke sehr, Kollege 
Krauß. – Für die SPD hat der Abgeordnete Weiß das 
Wort. 

Rüdiger Weiß (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag 
„Zehn Jahre Partnerschaftsabkommen mit Ghana“ 
wird von uns ausdrücklich begrüßt und unterstützt, 
und zwar nicht, weil es ein schönes kleines Jubiläum 
ist, sondern ausdrücklich deshalb, weil das, was da-
raus geworden ist, so wichtig ist. 

Zur Erinnerung: Vor zehn Jahren wurde ein Partner-
schaftsabkommen zwischen NRW und Ghana vom 
damaligen Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers un-
terzeichnet. Eine durchaus lobenswerte Sache!  

In der Folgezeit lief jedoch nicht alles so rund, wie 
man meinen könnte. Ich darf sagen, dass es der 
SPD-Ministerin Schwall-Düren ab 2010 mit Aus-
dauer, Beharrlichkeit und Überzeugung gelungen ist, 
die zwischenzeitlich ins Stocken geratenen Gesprä-
che weiterzuführen und entscheidend zur Weiterent-



Landtag   12.10.2017 

Nordrhein-Westfalen 58 Plenarprotokoll 17/10 

 

wicklung des Partnerschaftsabkommens beizutra-
gen. Das hat nicht zuletzt dazu geführt, dass die 
Laufzeit dieser Partnerschaft im Jahr 2016 um wei-
tere fünf Jahre verlängert worden ist. Das ist gerade 
schon gesagt worden. 

Nimmt man alte Protokolle zur Hand, kann man se-
hen, dass vieles in der Arbeit der Fortentwicklung in-
frage gestellt worden ist. Jetzt scheint ein Umdenken 
stattgefunden zu haben, das – das betone ich hier 
ausdrücklich – sehr zu begrüßen ist. Es ist ein wich-
tiges Signal, sich zu den Zielen für nachhaltige Ent-
wicklung zu bekennen, und eben auch Handlungs-
auftrag zugleich.  

Das bedeutet, die zehn Jahre Partnerschaft heute 
nicht nur zu feiern, sondern sie auch verantwortungs-
voll im Sinne dieser nachhaltigen Entwicklung voran-
zutreiben. Wir alle – damit meine ich in erster Linie 
die Fraktionen, die diesen Antrag unterzeichnet ha-
ben – stehen dabei in besonderer Verantwortung.  

Es lässt sich, liebe CDU und FDP, an dieser Stelle 
nicht vermeiden, darauf hinzuweisen, dass beson-
ders Sie – da in Regierungsverantwortung – gera-
dezu die Pflicht haben, diese Arbeit konturenscharf 
zu leisten. Wenn man einen Blick in den Koalitions-
vertrag wirft, so lässt dieser in der Frage der Kontu-
renschärfe in Bezug auf das Gebiet Internationa-
les/Eine Welt deutlich Spielraum nach oben. Gerade 
einmal zwei dürre Sätze stehen dort – ich zitiere –: 

„Unsere langjährige Partnerschaft mit Ghana wol-
len wir durch einen verstärkten wechselseitigen 
Austausch in sämtlichen Politikfeldern beleben. 
Dabei steht die Stärkung der Wirtschaftsbezie-
hungen im Mittelpunkt.“ 

Ich fürchte, meine Damen und Herren, dass uns 
eine alleinige Fokussierung auf Fragen der Wirt-
schaft nicht entscheidend weiterbringt. Daher liegt 
unser Hauptaugenmerk auf den nachhaltigen Ent-
wicklungszielen.  

Ich habe eben den Koalitionsvertrag als Beleg ge-
nannt und will dies abschließend noch einmal tun. 
Wenn Sie, wie beschrieben, die Eine-Welt-Politik 
auf den Prüfstand stellen und bestimmte Dinge, 
etwa das Fördervolumen, schleifen wollen – zumin-
dest könnte man das so interpretieren –, dann wer-
den wir dieses Thema kritisch begleiten. 

Wir würdigen und bekräftigen an dieser Stelle mit 
dem vorliegenden Antrag das Partnerschaftsab-
kommen mit Ghana.  

Entwicklungszusammenarbeit ist aber nicht nur ers-
tens wirtschaftliche Zusammenarbeit, sondern be-
steht zweitens aus viel mehr Bestandteilen vom ak-
tiven Friedensdienst bis hin zur entwicklungspoliti-
schen Bildungsarbeit. Wir erwarten, dass NRW sei-
ner Verantwortung in dieser Politik weiterhin nach-
kommt. Wir sollten also alle zusammen weiter an 

der Verbesserung der Partnerschaft arbeiten und 
sie weiterentwickeln.  

Wir stimmen natürlich diesem Antrag zu und sehen 
den Gesprächen im Ausschuss und der Weiterent-
wicklung insgesamt hoffnungsvoll entgegen. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Weiß. – 
Für die FDP hat Kollege Nückel das Wort. Bitte 
schön. 

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank. – Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der besondere Bezug und das Interesse aus 
NRW an Ghana zeigen sich oft im Kleinen. Es gibt 
beispielsweise kleine, noch zarte Pflänzchen von Zu-
sammenarbeit freier Theater. Es gibt Kontakte in der 
Tanzszene, aber auch bei Filmschaffenden. Vor zwei 
Wochen beispielsweise wurde ein Dokumentarfilm-
projekt mit dem Titel „Stadt aus Schrott“ von Jürgen 
Brügger, Jörg Haaßengier und Gerhard Schick, das 
von besonderen Problemen in Ghana handeln soll, 
mit dem begehrten Stipendium der Wim-Wenders-
Stiftung und der Film- und Medienstiftung NRW ver-
sehen. 

Bei der Verleihung fiel gleichwohl auf, dass manch 
Anwesende nichts oder nicht viel von der Partner-
schaft zwischen Ghana und NRW wussten. Dabei 
feiern wir in diesem Jahr zehnjähriges Jubiläum. 
Deswegen muss die Zusammenarbeit breit gefächert 
werden und sich sicherlich auch auf die Themen 
„Kultur“, „Energie“ und „Umwelt“, aber auch „Wirt-
schaft“, „Bildung“ und „Jugend“ erstrecken.  

Die FDP-Fraktion begrüßt daher das Partnerschafts-
abkommen; denn Ghana hat eine stabile Demokra-
tie. Das Abkommen kann in diesem Rahmen für zahl-
reiche Aktivitäten und kommunale Partnerschaften 
wie zum Beispiel den im letzten Jahr schon gestarte-
ten Verwaltungsaustausch dienen. Vor allem besteht 
die gute Zusammenarbeit nicht nur zwischen Politik 
und Verwaltung, sondern ebenso auch zwischen 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft.  

Wir Freien Demokraten wollen die langjährige und 
bewährte Partnerschaft vertiefen, und zwar nicht nur 
durch die zahlreichen Projekte, die die Zusammenar-
beit mit der GIZ und insbesondere das zivilgesell-
schaftliche Engagement umfassen. Wir wollen das 
weiter unterstützen. Die NRW-Koalition hat sich im 
Koalitionsvertrag deswegen das Ziel gesetzt, die 
langjährige Partnerschaft durch den wechselseitigen 
Austausch zu beleben.  

Ja, Kollege Weiß, die Wirtschaftsbeziehungen ste-
hen natürlich in einem zentralen Fokus, weil auch 
Ghana das möchte. Wichtig dabei ist: Es dürfen 
keine Doppelstrukturen entstehen.  
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Das Engagement des Landes in der Entwicklungszu-
sammenarbeit wird sich sicherlich in das Gerüst be-
stehender Programme des Bundes und der Europä-
ischen Union einfügen. Aber das offizielle zehnjäh-
rige Jubiläum kann ein guter Impuls für die enga-
gierte Fortführung der Kooperation und der Partner-
schaft sein. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Kollege 
Nückel. – Für die Grünen hat Frau Aymaz das Wort.  

Berivan Aymaz*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Gerade in diesen politisch be-
wegten Zeiten, in Zeiten weltweiter Konflikte, des Er-
starkens autoritärer Systeme und des Wiederaufbre-
chens von Nationalismus und völkischem Gedan-
kengut gilt es, internationale Partnerschaften zu in-
tensivieren und den Dialog zu verstetigen. 

Konflikte, soziale Schieflagen und die Klimakrise wir-
ken über Grenzen hinweg. Ihre Auswirkungen sind 
global und lassen sich nur kooperativ lösen. 

Im September 2015 haben in New York alle Staaten 
die Agenda 2030 unterschrieben und sich den globa-
len Nachhaltigkeitszielen verpflichtet. Hierbei haben 
sich zwei wichtige Paradigmen durchgesetzt, näm-
lich zum einen, dass sich alle Staaten entwickeln 
müssen und nicht nur einseitig die sogenannten Ent-
wicklungs- und Schwellenländer nach dem Vorbild 
der Industriestaaten, und zum anderen, dass der 
Entwicklungsbegriff weiter gefasst werden muss. 

Nur mit einem Dreiklang aus einer nachhaltigen Wirt-
schaft, der Schaffung einer sozialen Gesellschaft 
und der Achtung unserer Umwelt erreichen wir eine 
sozialökologisch gerechte Welt. Für uns Grüne ist 
dieser Dreiklang nicht nur Gegenstand nationaler Po-
litik, sondern auch Maxime internationaler Politik und 
internationaler Kooperation. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der damalige UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
sagte zu Recht: „Wir können die erste Generation 
sein, der es gelingt, die Armut zu beseitigen, ebenso 
wie wir die letzte sein könnten, die die Chance hat, 
unseren Planeten zu retten.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns mit 
diesem Bewusstsein auch den internationalen Part-
nerschaften und der Partnerschaft mit Ghana begeg-
nen. Die Nachhaltigkeitsziele können nur durch Ko-
operation auf Augenhöhe und mit gegenseitigem 
Respekt erreicht werden. Wer nicht erkennt, welch 
eine Bereicherung dieser Austausch auch für uns 
darstellt, verpasst es, seinen Horizont zu erweitern 
und vor allem an der kulturellen Vielfalt teilzuhaben. 

Die Partnerschaft mit Ghana, die seit 2007 besteht, 
ist für unser Land eine Bereicherung. Die zivilgesell-
schaftliche Zusammenarbeit, die Hochschulkoopera-
tion und die wirtschaftliche Kooperation sind ein Ge-
winn für beide Gesellschaften. Austauschpro-
gramme rücken unsere Gesellschaften enger zu-
sammen. Sie tragen zur interkulturellen Kompetenz 
bei, und diese ist in der heutigen Zeit in der heutigen 
Wirtschaft, gerade in Zeiten der globalisierten Welt, 
eine Schlüsselqualifikation nicht nur für Führungs-
kräfte, sondern auch für Fachkräfte, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

Wichtig ist aber, dass diese Austauschprogramme 
und internationalen Begegnungen allen Menschen 
offenstehen, unabhängig von ihrer Herkunft, ihrem 
Bildungsstand und ihrem Geldbeutel. Wir müssen 
zudem mit aller Sorgfalt darauf achten, dass die Aus-
tauschprogramme nicht nur einseitig verlaufen. 

An dieser Stelle möchte ich noch einmal darauf auf-
merksam machen, dass viele Menschen in Ghana 
immer noch enorme Schwierigkeiten haben, ein Vi-
sum für die Einreise nach Deutschland zu bekom-
men. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, an die Lan-
desregierung zu appellieren, diese Problematik in 
Berlin zu thematisieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Neben den Austauschprogrammen kommt aber 
auch der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit eine 
große Bedeutung zu. Globales Lernen ist heute un-
verzichtbar. Neben vielfältigen außerschulischen An-
geboten muss es auch verstärkt Zugang in unsere 
Lehrpläne finden. 

Durch die Partnerschaft mit Ghana zeigt Nordrhein-
Westfalen, dass es sich seiner internationalen Ver-
antwortung bewusst ist und diese auch aktiv in die 
Hand nimmt. Auch das vielfältige Engagement unse-
rer Zivilgesellschaft in NRW zeugt von einer Haltung 
der Weltoffenheit und internationalen Solidarität. In 
diesem Zusammenhang, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, möchte ich hervorheben, dass diese Zivilge-
sellschaft auch in sich bunt und vielfältig ist. So ist die 
ghanaische Diaspora-Community in NRW auch akti-
ver Teil dieses Engagements. 

Es ist auch gerade diese Haltung von Weltoffenheit 
und internationaler Solidarität, von menschenrechts-
orientiertem Handeln, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die hier in unserer Gesellschaft am effektivsten 
gegen Ressentiments und Rassismus wirkt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

In diesem Sinne freue ich mich auf die Weiterführung 
der Partnerschaft mit Ghana. Ich bin mir sicher: Wir 
können viel voneinander lernen und gemeinsam viel 
bewegen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Aymaz. – Für die AfD hat jetzt Herr Beckamp das 
Wort. 

Roger Beckamp*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Sie sprechen in Ih-
rem Antrag von der Partnerschaft und Zusammenar-
beit mit Ghana, von Entwicklung und Hilfe vor Ort. 
Das ist alles wunderbar und gut. Aber leider ist dieser 
Antrag völlig unklar und Blabla. Ich habe den Antrag 
gelesen, aber nicht genau verstanden – das mag 
auch an mir liegen, aber ich denke, Dritten geht es 
genauso –, was Sie denn damit wollen. 

Sie schreiben, es gebe konkrete Probleme und Lö-
sungsansätze, aber Sie sagen nicht, was deren In-
halt ist. Sie erwähnen lediglich die 17 Nachhaltig-
keitsziele der Vereinten Nationen sowie die Bekämp-
fung von Armut und Hunger, das Leben auf dem 
Land. Hier könnten wir an Wohnraumförderung und 
Eigenheimförderung anknüpfen. Das sind zwar ganz 
tolle Ziele, und das klingt alles wunderbar, aber das 
Hauptthema für Afrika, das sowohl uns wie auch Af-
rika und Ghana betrifft, sparen Sie aus. 

Meine Damen und Herren, was könnte das zentrale 
Thema sein? Das zentrale Thema – und hierfür ist 
Ghana ein wunderbares Beispiel – könnte die Bevöl-
kerungsexplosion sein, die im Moment im Gange ist 
und immer größere Ausmaße annimmt. Das Bevöl-
kerungswachstum in Ghana beträgt 2 % pro Jahr. 
Das hört sich nicht nach viel an. Das sind aber 30 % 
mehr Menschen in zehn Jahren. In Afrika wird sich 
die Bevölkerung bis 2050 verdoppeln. Dann sind es 
zwei Milliarden Menschen und nicht mehr eine Milli-
arde. 

Vor diesem Hintergrund mache ich mir keine Sorgen 
über das Leben auf dem Land und nachhaltigen Kon-
sum in Ghana. Ich mache mir vielmehr Sorgen über 
das zentrale Problem dieses Kontinents, das auch 
unser Problem sein wird, und das ist die Bevölke-
rungsexplosion. 

Das erwähnen sie jedoch mit keinem Wort, und das 
ist, ehrlich gesagt, fatal. Damit werden Sie weder uns 
gerecht – denn der Druck der Migration wird sich in 
unsere Richtung ergießen –, noch werden Sie dem 
Land gerecht. Denn alles, was dort an Wachstum 
und Nachhaltigkeit – was auch immer Sie an Plattitü-
den oder Wortgirlanden parat haben – vorhanden ist, 
wird hinweggefegt, wird beiseite gewischt werden 
von diesem enormen Bevölkerungsdruck. 

(Beifall von der AfD) 

Insofern ist ein Pro-Kopf-Einkommen, das vielleicht 
steigen mag, wenn wir irgendwie helfen, ein Tropfen 
auf den heißen Stein, wenn es wächst.  

Das, was gefragt wäre, was man konkret mit Ihrem 
Antrag hätte machen können, ist, Geld in die Hand 

zu nehmen und es der Deutschen Stiftung Weltbe-
völkerung zu geben, die seit vielen Jahren, seit Jahr-
zehnten dafür kämpft, dass junge Frauen und Mäd-
chen in Afrika selbst über die Zahl der Kinder ent-
scheiden können, selbst entscheiden können, wel-
chen Bildungsstand sie haben möchten. Dadurch 
wird dazu beigetragen, dass dort weniger Kinder ge-
boren werden und solche Länder vielleicht irgend-
wann einmal Wohlstand erklimmen.  

Meine Damen und Herren, das sind doch zentrale 
Punkte, das ist doch nachhaltig, und das sind nicht 
irgendwelche Modegeschöpfe, die Sie anbringen.  

(Beifall von der AfD) 

Insofern ist leider das, was Sie geschrieben haben, 
ein bisschen die Vorbereitung auf ein buntes Jubilä-
umsfest in sicherlich schönen bunten Gewändern 
und mit einem tollen Buffet mit exotischen Speisen, 
aber ich möchte genauso wie der Kollege – bitte se-
hen Sie es mir nach –, ich glaube, er war von der 
CDU, ein altes Sprichwort aus Ghana zitieren: Erst 
die klaren Anträge, dann das Buffet. 

Insofern wäre es gut gewesen, sich einmal über kon-
krete Probleme und Lösungsansätze Gedanken zu 
machen. Aber keine Sorge – das gönnen wir Ihnen 
auch nicht –: Wir sagen Ja zu Ghana. Wir sagen 
auch Ja zu diesem Quatschantrag, weil sonst nach-
her in der Zeitung nur steht, alle sind dafür außer die 
AfD. Das stimmt nicht. Ja zur Partnerschaft, aber die-
ser Antrag ist Quatsch. Trotzdem sagen wir Ja. – 
Danke. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Dr. Holthoff-
Pförtner das Wort. 

Dr. Stephan Holthoff-Pförtner, Minister für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie Internationales: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich verdanke oder schulde es 
meiner guten und christlichen Erziehung, dass ich 
dann, wenn ich fassungslos bin, nicht laut, sondern 
sprachlos werde. 

(Vereinzelt Heiterkeit von der AfD) 

– Dass Sie lachen, finde ich befreiend. Dann haben 
Sie noch normale Reaktionen auf völlig unnormale 
Dinge, die Sie sagen.  

Stellen Sie doch einmal einen Antrag zum Bevölke-
rungswachstum oder zur Geburtenkontrolle. Schrei-
ben Sie doch einmal nieder, was Sie in Wahrheit sa-
gen und denken. Das wäre sehr befreiend für Ihre 
Wähler. 
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(Beifall von der CDU, der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN – Roger Beckamp [AfD]: Mei-
nen Sie uns? Schauen Sie doch in unsere 
Richtung!) 

Ich habe in den vergangenen beiden Tagen eine 
Liveaufführung von „Biedermann und die Brandstif-
ter“ erlebt. 

(Zuruf von der AfD: Ach du meine Güte!) 

Herr Ex-Schuldirektor, danken wir Gott, dass die Kin-
der von Ihnen befreit sind.  

(Beifall von der CDU, der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN – Helmut Seifen [AfD]: Fragen 
Sie die mal! Die vermissen mich schon!) 

Die große Unterstützung der Partnerschaft von Nord-
rhein-Westfalen mit Ghana durch fast alle Fraktionen 
ist dem Engagement würdig;  

(Roger Beckamp [AfD]: Wir sagen auch Ja!) 

denn die Zusammenarbeit mit unserem westafrikani-
schen Partner in den vergangenen zehn Jahren war 
vor allen Dingen deshalb so erfolgreich, weil sie in 
der Hauptsache von zahlreichen zivilgesellschaftli-
chen Initiativen aus Deutschland und Ghana getra-
gen wird.  

Ich nutze gerne die Gelegenheit, um mich bei allen 
Vereinen, Schulen, Kirchengemeinden, Kommunen 
und Eine-Welt-Initiativen – die möchte ich ausdrück-
lich erwähnen – zu bedanken, die so viele hervorra-
gende Projekte initiiert und umgesetzt haben. Das 
klare Bekenntnis von gleich vier Fraktionen zur 
Ghana-Partnerschaft ist zugleich eine Anerkennung 
eben dieser großen Leistungen der NGOs. Die Lan-
desregierung wird diese Projektarbeit weiter unter-
stützen.  

Herr Weiß, wenn Sie ankündigen, dass Sie sich zu 
Wort melden werden, ist das für mich keine als Dro-
hung empfundene Aussage, sondern ich freue mich 
über jeden, der sich zu Wort meldet, um in der Sache 
zu helfen. Wir freuen uns also auf die Zusammenar-
beit mit den NGOs und Ihnen, und wir werden Ihnen 
versichern, dass wir diese fortsetzen.  

Wir werden als Partner dazu beitragen, dass Ghana 
mit unseren zivilgesellschaftlichen Initiativen seine 
Stärken weiter stärken kann. Das größte Bundes-
land, Nordrhein-Westfalen, hat eine internationale 
Verantwortung. Diese Verantwortung füllen wir durch 
diese Partnerschaft mit Leben.  

Neben der Förderung kleinerer Engagements leistet 
die Landesregierung aber auch gemeinsame Arbeit 
mit der Deutschen Gesellschaft für internationale Zu-
sammenarbeit. Hier stehen Themen wie „erneuer-
bare Energien“, „Ressourcenschutz“, „Abfallma-
nagement“ und „Umweltmedizin“ im Fokus, alles 
Themen, bei denen Nordrhein-Westfalen als Indust-
riestandort über eigene Kompetenz verfügt. Genau 

das ist das, was wir erreichen wollen, indem wir un-
sere eigenen Fähigkeiten nutzen, wie zum Beispiel 
auch ein Verwaltungsaustausch mit Ghana.  

Die Landesregierung und die Zivilgesellschaft sind 
gemeinsam aktiv. Ich möchte Sie daher gerne ermu-
tigen, sich in diese erfolgreiche Partnerschaft eben-
falls einzubringen und sich als Parlamentarier mit 
den Parlamentariern auf Ihrer Ebene auszutau-
schen. Ich bin mir sicher, dass die Kooperation von 
Nordrhein-Westfalen mit unserem Partnerland durch 
Sie weitere Impulse bekommen wird.  

Das zehnjährige Jubiläum ist ein guter Anlass, die 
Partnerschaft und die Menschen, die diese füllen, zu 
würdigen. Es ist aber auch ein guter Anlass, um 
diese Partnerschaft weiterzuentwickeln. Deshalb 
bitte ich Sie um Ihre Unterstützung. Ihre Anregung 
bezüglich der Visa habe ich verstanden und werde 
sie aufnehmen. – Ihnen danke ich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU, der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Gibt es weitere Wortmeldungen? – Ich sehe, 
das ist nicht der Fall. Dann haben wir den Schluss 
der Aussprache erreicht. 

Die antragstellenden Fraktionen der CDU, SPD, FDP 
und Bündnis 90/Die Grünen haben eine direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
17/804. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! – 
Stimmenthaltungen? – Damit ist der Antrag Druck-
sache 17/804 einstimmig angenommen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich rufe auf: 

9 Soziale Situation der Studierenden verbes-
sern: Zahl der Wohnplätze, Zuschüsse an Stu-
dierendenwerke und BAföG-Leistungen erhö-
hen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/796 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Grünen 
Herrn Bolte-Richter das Wort. Bitte sehr.  

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! In diesen Tagen 
startet der Vorlesungsbetrieb im Wintersemester. Die 
Zahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger 
ist leicht zurückgegangen. Aber insgesamt haben wir 
mit gut 740.000 Studierenden nach wie vor ein hohes 
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Niveau. Und das ist ein guter Zustand, den wir be-
grüßen, der aber auch mit Herausforderungen an 
uns verbunden ist. Denn notwendig für den Studien-
erfolg sind auch gute Rahmenbedingungen, und da-
rum geht es uns heute.  

Meine Damen und Herren, die soziale Lage der Stu-
dierenden in NRW ist inzwischen gespalten. Das ist 
ein Zustand, der nicht zuletzt, aber auch durch ver-
schleppte BAföG-Reformen in den letzten Jahren mit 
bedingt wurde. Es ist aber ein Zustand, den wir nicht 
hinnehmen dürfen, den wir da, wo er eingetreten ist, 
bekämpfen müssen.  

Ich finde, es ist eine sehr interessante Beobachtung, 
die vor einigen Tagen in einem „WDR“-Artikel von ei-
ner Mitarbeiterin der Sozialberatung an der Uni Düs-
seldorf geäußert wurde. Sie sagte – Zitat –:  

Der Unterschied zwischen armen und reichen Stu-
dierenden ist deutlicher geworden. Es kommen ver-
mehrt Studierende von Eltern mit Hartz-IV-Bezug als 
früher, auf der anderen Seite haben wir aber auch 
reichlich wohlhabende Studierende. 

Diese Vielfalt, die es heute an den Hochschulen bei 
uns im Land gibt, ist ein Wert, der die Hochschulland-
schaft, glaube ich, voranbringt, aber er ist eben auch 
mit Herausforderungen verbunden.  

Eine Herausforderung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist die Wohnsituation. Das geht ja in den letzten 
Tagen in den Medien rauf und runter, auch bei Ihnen 
sicherlich vor Ort, sofern Sie aus einer der Unistädte 
in NRW kommen.  

Wir schlagen deshalb vor, dass die Landesregierung 
ein Bündnis für studentisches Wohnen schmiedet, in 
dem alle relevanten Akteurinnen und Akteure, also 
etwa Kommunen, Studierendenwerke, Hochschulen, 
Studierende und Wohnungsbauunternehmen, ver-
treten sein sollten. Denn wir sind überzeugt: Gute 
und kreative Lösungen lassen sich nur gemeinsam 
finden, aber sie sind möglich.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es geht nicht nur darum, 
gemeinsam kreative Lösungen zu finden, sondern es 
geht auch um die Finanzierung. Die Landesregierung 
muss ein Sonderprogramm auflegen, um den Woh-
nungsbau für Studierende vor Ort stärker zu fördern.  

Schauen wir uns einmal die Entwicklung bei uns im 
Land an: Die Mieten steigen insgesamt – seit 2010 in 
Bonn etwa um 12 %, in Köln um 13 %, in vielen an-
deren Unistädten ist die Entwicklung ähnlich deutlich 
spürbar.  

Nach der Sozialerhebung des Deutschen Studieren-
denwerks haben Studierende – ich sprach eben 
schon von den sozialen Unterschieden – durch-
schnittlich 944 € monatlich zur Verfügung. Davon flie-

ßen im Durchschnitt 330 € in die Miete, aber in ge-
fragten Unistädten wie Köln oder Düsseldorf liegen 
die Mieten deutlich darüber.  

Und wenn wir uns die Statistiken insgesamt an-
schauen, dann sehen wir, dass auch bei den Studie-
rendenwohnheimen inzwischen die Mieten teilweise 
deutlich über dem Betrag, über der Kostenpauschale 
liegen, die im BAföG-Höchstsatz vorgesehen ist. Und 
das ist ein Zustand, den wir nicht länger hinnehmen 
sollten.  

Nicht zuletzt sollten wir aber, wenn wir uns die sozi-
ale Situation der Studierenden anschauen, nicht al-
leine das Wohnen in den Blick nehmen, sondern ins-
gesamt die soziale Lage. Das heißt, wir brauchen 
eine grundlegende BAföG-Reform. Die gehört ganz 
dick ins Pflichtenheft der neuen Bundesregierung.  

Denn auch jenseits der Miete reicht das BAföG nicht 
aus, um Studierenden allein den Lebensunterhalt zu 
sichern. Es erfüllt dadurch seine Funktion als Bil-
dungsgerechtigkeitsgesetz immer öfter nicht mehr. 
Deswegen brauchen wir dringend eine Reform, die 
mehr Studierenden höhere Leistungen ermöglicht 
und auch besondere Situationen wie Teilzeitstudium, 
Familien- oder Pflegezeiten während des Studiums 
mit abdeckt. Die letzten Reformen der Bundesregie-
rung waren nicht ausreichend.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wenn wir uns die 
Sozialerhebung anschauen, dann stellen wir noch et-
was fest, nämlich dass viele Studierende darauf an-
gewiesen sind, neben dem Studium zu arbeiten. Das 
betrifft gerade Kinder aus Arbeiterfamilien. Und wenn 
die Landesregierung jetzt wieder Anwesenheits-
pflichten in Seminaren einführen will, dann nimmt sie 
die weitere soziale Spaltung an den Hochschulen bil-
ligend in Kauf. Und da werden Sie auf unseren ent-
schiedenen Widerstand treffen. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Bolte-Richter. – Für die CDU hat Herr Dr. Berger das 
Wort.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Erneut bringen die Grünen einen 
Antrag ein, mit dem einerseits versucht wird, die ver-
gangenen rot-grünen sieben Jahre positiv zu verklä-
ren,  

(Dietmar Bell [SPD]: Muss man nicht versu-
chen!) 

und andererseits wird mit Forderungen aufgewartet, 
die in den letzten Jahren von Rot-Grün selbst hätten 
umgesetzt werden können.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 
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Im Einzelnen: Zunächst begrüßen Sie in Ihrem An-
trag die hohe Zahl von Studierenden. In der Tat, wir 
verzeichnen mit weit über 700.000 Studierenden Se-
mester für Semester eine Zunahme der Studienan-
fängerzahlen. Für jeden hier ist es selbstverständlich, 
dass diese hohe Zahl an Studierenden auch ange-
messene Rahmenbedingungen verdient.  

Das war in den letzten Jahren nicht immer der Fall. 
Schon der Titel Ihres Antrages „Soziale Situation der 
Studierenden verbessern“ impliziert, dass die Situa-
tion nicht optimal ist.  

(Zuruf von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]) 

Darüber hinaus haben Sie den Universitäten Jahr für 
Jahr viel zu wenig Geld an die Hand gegeben.  

Jetzt fordern Sie in Ihrem Antrag ein Aktionsbündnis 
„Studentisches Wohnen“. Unbestritten ist, dass in 
großstädtischen Ballungszentren eine Wohnungsnot 
herrscht, ein Mangel an Wohnheimplätzen besteht. 
Andererseits gibt es Regionen wie zum Beispiel den 
Niederrhein mit zwei Hochschulen, wo sich eine an-
dere Wohnungssituation abzeichnet.  

Sie haben über Jahre versäumt, dieses Thema wirk-
sam anzugehen. Wir haben in den Tagesordnungs-
punkten davor ausführlich über die Situation des 
Bauens diskutiert. Und wir wollen die nächsten Jahre 
nutzen, Schritt für Schritt die Situation der Studieren-
den zu verbessern.  

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Im nächsten Absatz fordern Sie, die Studierenden-
werke besser auszustatten. Sie verschweigen aller-
dings mehrere Sachverhalte.  

Erstens. Das hätten Sie selbst tun können.  

Zweitens. Sie haben in Ihrem Genderwahn die da-
maligen Studentenwerke gezwungen, sich selbst in 
sogenannte Studierendenwerke umzubenennen. In-
teressanterweise werden Studierendenwerke in der 
Öffentlichkeit immer noch Studentenwerke genannt. 
Diese Umbenennung hat also relativ wenig Nutzen 
erzielt, und sie hat nach Schätzung der Werke selbst 
bis zu 1,2 Millionen € gekostet. Zumindest dieses 
Geld hätten die Studentenwerke jetzt mehr. 

Drittens haben Sie die Verwaltungsräte der Studen-
tenwerke mit Quotierungen überzogen, sodass die 
Handlungsfähigkeit dieser Gremien oftmals nicht ge-
geben war. 

Hätten Sie diese ideologiegesteuerte Politik nicht be-
trieben, dann wären die Studentenwerke freier, könn-
ten ihre Entscheidungen selbst treffen, flexibler han-
deln und hätten auch noch mehr Geld. 

Außerdem sprechen Sie das BAföG an. Das BAföG 
ist in der Hauptsache nicht mehr Gegenstand der 
Landespolitik. Sie sollten diese in Ihrem Antrag erho-
bene Forderung also auch mal Ihren Parteifreunden 
in Berlin mitteilen. Nebenbei bemerkt – auch das ist 

leider ein Fakt – haben Sie die Ersparnis mehrerer 
Hundert Millionen Euro im Landeshaushalt, die die 
Übernahme des BAföGs durch den Bund ja erbracht 
hat, nicht vollständig dem Wissenschaftsbereich zur 
Verfügung gestellt, sondern teilweise auch dem Kin-
der-, Jugend- und Familiensektor. 

Am Ende bleibt, dass wir Ihren Antrag ablehnen. 
Viele dieser Forderungen hätten Sie in Ihrer Regie-
rungszeit selbst angehen müssen.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das ist doch keine 
Argument!) 

Dann wären die von Ihnen beschriebenen Probleme 
in dieser Form und Dimension gar nicht erst entstan-
den. 

Wir wollen mit mehr Freiheit Schritt für Schritt eine 
bessere Wissenslandschaft installieren. 

Herr Bolte, weil Sie es zum Schluss angesprochen 
haben: Eine Universität lebt auch vom Diskurs. Sie 
brauchen auch Menschen, die real in Fleisch und 
Blut an einer Universität anwesend sind, um in einem 
Seminar einen Diskurs durchzuführen und ihn zu trai-
nieren. Dafür benötigen Sie Anwesenheit. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke schön. – Für die 
SPD spricht nun der Kollege Bell. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Der Antrag adressiert zwei 
wichtige Themen, die aus meiner Sicht durchaus lan-
despolitische Relevanz haben: zum einen die Frage 
nach dem studentischen Wohnen und zum anderen 
die Weiterentwicklung der Unterstützung der Studie-
renden durch Studierendenwerke und BAföG. 

Herr Dr. Berger, ich hätte von Ihnen mit Ihrem Rede-
beitrag ein höheres Maß an Ernsthaftigkeit erwartet, 
sich diesen Problemen wirklich auch zu nähern. Sie 
stellen sich hier allen Ernstes hin, reden wegen der 
Umbenennung des Namens in „Studierendenwerk“ 
über Genderwahn und über die Frauenquote, die im 
Verwaltungsrat eingeführt worden ist, und sagen, 
wenn das nicht geschehen wäre, wären die Studie-
rendenwerke freier gewesen, und das hätte dann ei-
nen substanziellen Beitrag zur Lösung der Probleme 
im Wohnungsmarkt dargestellt. 

Ich sage Ihnen etwas: Das wird einfach der Probleme 
in diesem Land nicht gerecht, denen viele junge 
Menschen zum jetzigen Zeitpunkt beim Semester-
start ausgesetzt sind. Schauen Sie doch in die Zei-
tungen.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 
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Immer mehr Studierende suchen in den überhitzten 
Mietmärkten gerade in Aachen, Bonn, Köln, Münster 
Wohnungen. Das sind die großen Probleme, die ge-
löst werden müssen. Es hilft doch nicht, nur auf die 
Hochschule Niederrhein zu verweisen; denn die Si-
tuation ist im Endeffekt einfach nur dramatisch. 

Warum ist die Situation dramatisch? – Sie ist nicht 
deshalb dramatisch – ich will das noch einmal in aller 
Deutlichkeit sagen –, weil es an Kapital mangelt oder 
es nicht genügend Anstrengungen gibt, studenti-
schen Wohnraum zu schaffen. Wenn Sie sich die 
Broschüre der Leistungsbilanz der Studierenden-
werke angeschaut hätten, Herr Dr. Berger, und nicht 
gerade mit Ihrem Nachbarn reden würden, 

(Zuruf von der CDU: Er hat aber zugehört!) 

– Ja, klar! Wir befinden uns in einer Debatte mitei-
nander! –, dann hätten Sie sehen können, dass in 
den letzten Jahren durch die Studierendenwerke 
durchaus große Wohneinheiten realisiert worden 
sind, um die Wohnungsnot zu lindern – zum Teil mit 
Mitteln des Programms „Soziale Stadt“, zum Teil 
aber auch mit anderen Mitteln. Das große Problem in 
den überhitzten Mietmärkten – dies war auch schon 
Bestandteil der Debatte – stellen aktuell die fehlen-
den Grundstücke dar. 

Ich will dies am Beispiel Kölns erläutern. Dort hat es 
nach einem Neubau eines Studierendenwerkes in 
Hürth, wobei dem Studierendenwerk selbst das 
Grundstück gehörte, eine heftige kommunalpoliti-
sche Kontroverse um die Akzeptanz des Baus dieses 
Wohnheims gegeben, weil der damalige CDU-
Bürgermeister die Frage geäußert hat, ob die Studie-
renden mit dem neuen Wohnheim nicht möglicher-
weise die Parkplatzsituation in Hürth verknappen 
würden.  

Wenn wir uns diesem Thema wirklich widmen wollen, 
ist die Anregung, die hier von den Grünen kommt, 
runde Tische für studentischen Wohnungsbau zu bil-
den, doch durchaus hilfreich. Ich schlage aber vor, 
dass diese eine eher regionale Flughöhe haben soll-
ten, weil die Probleme unterschiedlich sind und wir 
schauen müssen, wie man die entsprechenden 
Probleme vor Ort in den Griff bekommt und Lösun-
gen erarbeiten kann. Das ist zumindest mal ein ver-
nünftiger Vorschlag, um in der Sache weiterzukom-
men. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD] und Arndt Klo-
cke [GRÜNE]) 

Der zweite angesprochene Punkt ist die Sanierung 
von Wohnheimen. Ja, es wäre hilfreich, wenn wir in 
der Lage wären, hierfür auch Bundesmittel stärker in 
Anspruch zu nehmen. Die jetzigen Mittel des Hoch-
schulpakts sehen hierzu nur eine begrenzte Möglich-
keit vor. Der Sanierungsstau ist übrigens bei den Stu-
dierendenwerken sehr unterschiedlich. Nach Dar-

stellung der Studierendenwerke besteht in Nord-
rhein-Westfalen ein Sanierungsbedarf in Höhe von 
insgesamt 570 Millionen €. Das ist eine extrem hohe 
Summe. 

Es ist also hilfreich, miteinander zu diskutieren, wie 
wir zu einer gemeinsamen Kraftanstrengung kom-
men können. Einzelne Studierendenwerke – nicht 
alle – würden an die Grenze ihrer finanziellen Belast-
barkeit stoßen, gäbe es keine Unterstützung durch 
Land und Bund. 

Der dritte Punkt ist die Forderung einer BAföG-No-
velle. Man kann darüber streiten, ob die 7%ige Erhö-
hung zum Herbst 2016 hinreichend war. In Ihrem An-
trag stehen dazu sehr weitgehende Reformüberle-
gungen. 

Wir werden diesem Antrag zustimmen – das will ich 
sehr deutlich sagen. Wir werten dies aber, liebe 
Freunde von den Grünen, durchaus als Bewer-
bungsrede, damit wir uns das in drei Monaten auf 
Wiedervorlage legen und dann einmal schauen kön-
nen, was in den Verhandlungen in Berlin heraus-
kommt.  

Sie haben direkte Abstimmung gefordert, also keine 
Befassung in dem entsprechenden Fachausschuss. 
Von daher ist der Antrag ein politischer Aufschlag, 
und wir werden in drei Monaten schauen, was dabei 
herausgekommen ist. Wir werden also dem Antrag 
zustimmen. – Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die FDP 
spricht Kollege Körner. 

Moritz Körner (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die soziale Lage von Studie-
renden in Nordrhein-Westfalen liegt natürlich auch 
uns als FDP-Fraktion am Herzen – mir als Sprecher 
auch ganz persönlich. Ich kann mich noch relativ gut 
hineinversetzen. Denn ich war bis Anfang des Jahres 
noch selber Student. Insofern kenne ich die Situation. 
Und in vielen Gesprächen merkt man, wo der Schuh 
drückt. 

Es wird immer wieder berichtet, wie kompliziert es ist, 
BAföG zu beantragen. Die BAföG-Bezieher zahlen ja 
auch Geld zurück. Man könnte es überspitzt zusam-
menfassen: BAföG ist, wenn du das Gehalt deines 
sechsjährigen Bruders angeben musst. – So kompli-
ziert ist mittlerweile die BAföG-Beantragung gewor-
den. Deswegen müssen wir es einfacher machen.  

Ich finde, der Vorschlag der Grünen geht sogar in die 
richtige Richtung: ein elternunabhängiges BAföG. – 
Wir stellen uns das auf Bundesebene als Zwei-Säu-
len-Modell mit einem Zuschuss und einem zinsgüns-
tigen Darlehen vor. Wir würden damit die gesamte 
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Bürokratie, diesen riesigen Aufwand abschaffen, um 
diese Ressourcen für die wichtige Aufgabe zu ver-
wenden, Studierende zu unterstützen und Bildungs-
aufstieg zu ermöglichen. Diesen Schritt können wir 
aber im Landtag Nordrhein-Westfalen nicht gehen; 
darauf wurde schon hingewiesen. Wir müssen 
schauen, was auf Bundesebene möglich ist. 

Die Wohnsituation wurde angesprochen. Ich muss 
mich schon ein Stück weit wundern, wenn Kollege 
Bell eben dargestellt hat, dass gebaut worden ist und 
nicht das Kapital fehlt, sondern vor Ort die Flächen. 

(Dietmar Bell [SPD]: Sprechen Sie!) 

Da sprechen wir über die völlig überhitzten Miet-
märkte in den Ballungsräumen – ein Problem, das 
wir nicht hochschulpolitisch lösen können und das 
vorhin von den Sprechern für Wohnungspolitik und 
Städtebau ungefähr eine Stunde debattiert worden 
ist. Insofern müssen wir das Problem an dieser Stelle 
lösen. 

Zum Schluss: Ich wundere mich gar nicht mehr dar-
über, dass bei jedem grünen Antrag im letzten Ab-
satz – egal, welches Thema der Hochschulpolitik ge-
rade dran ist – noch mal das Thema „Ausländerstu-
diengebühren“ kommt. Ich freue mich schon auf den 
nächsten Antrag. Ich werde dann sehr interessiert 
den letzten Absatz lesen, Herr Kollege Bolte.  

In dem Baden-Württemberger Modell sind ausländi-
sche BAföG-Beziehende ausgenommen. Insofern 
der Tipp: Vielleicht sprechen Sie noch mal mit Ihren 
grünen Kollegen in Baden-Württemberg, wie die das 
eingeführt haben. Dann können Sie sich den Hinweis 
in Zukunft sparen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die AfD 
hat Herr Dr. Vincentz das Wort. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! In der letz-
ten Sozialerhebung wurde die Lebenssituation von 
2,8 Millionen Immatrikulierten an Hochschulen in Ge-
samtdeutschland durchleuchtet. Im Vergleich: An-
fang der 50er-Jahre gab es in der Bundesrepublik 
110.000 Studenten. Diese Entwicklung hängt sicher-
lich mit verschiedenen Faktoren zusammen, unter 
anderem mit dem Bedarf an hochausgebildeten 
Fachkräften, aber sicherlich auch mit einer zuneh-
menden Abwertung der Lehre. Dieser Abwertung gilt 
es im Übrigen entgegenzuwirken. Ein Dach deckt 
sich noch lange nicht mit Bachelorabschlüssen.  

Bei der Erhebung zeigt sich, dass 2016 mehr als die 
Hälfte aller Studenten aus einem Haushalt, in dem 
mindestens ein Elternteil über einen Hochschulab-

schluss verfügt, stammt. Dieser Anteil ist in den letz-
ten Jahren immer weiter gestiegen, während der An-
teil der Studenten aus Elternhäusern mittlerer und 
unterer Bildungsniveaus sinkt. Studieren wird in 
Deutschland zunehmend zu einer sozialen Frage – 
schändlich, wenn man bedenkt, welche Güte wir 
über den Erdball verteilen. 

(Beifall von der AfD) 

Dabei heißt es weiter: Kinder aus Elternhäusern ho-
her Bildungsniveaus beziehen 66 % ihrer Einnahmen 
von den Eltern, 20 % aus eigenem Verdienst und nur 
5 % aus BAföG, während Kinder aus Elternhäuser 
niedriger Bildungsniveaus ihre Einkünfte nur zu 33 % 
von den Eltern, aber zu 21 % aus BAföG und sogar 
zu 30 % aus eigenem Verdienst beziehen.  

Die Tatsache, dass die meisten Studierenden ihr Le-
benseinkommen aus verschiedenen Quellen finan-
zieren müssen, und gerade das Gefälle innerhalb der 
Bildungsschichten zeigen die angespannte Lage und 
vor allem die soziale Frage, die dahintersteckt. Wenn 
wir als Land erfolgreich sein wollen, müssen wir uns 
auch um unsere klugen Köpfe kümmern und sie nicht 
ihrem eigenen Schicksal überlassen, wie Sie es ge-
rade in den letzten Jahren getan haben. 

(Beifall von der AfD) 

Von den Studenten der Herkunftsgruppe „niedrig“ – 
vom Bildungsniveau her – bewerten 49 % ihre Finan-
zierungssituation als unsicher, während nur 19 % der 
Studenten der Herkunftsgruppe „hoch“ die Situation 
ähnlich prekär einschätzen.  

Rund 68 % der Studenten jobben neben dem Stu-
dium, und fast ein Drittel der als Vollzeitstudenten 
Eingeschriebenen sind mittlerweile de facto Teilzeit-
studenten. Gerade im Rahmen des Bologna-Prozes-
ses bei immer höheren Anwesenheitspflichten und 
strenger geregelten Stundenplänen bedeutet hier 
Herkunft oft auch die Chance auf einen guten Ab-
schluss.  

Das ist es doch, was eigentlich hinter Ihrer Maske 
steckt. Sie sprechen hier sozial und verschärfen zu-
gleich die soziale Situation, liebe Grüne. 

(Beifall von der AfD) 

Der aktuelle BAföG-Höchstsatz von 735 € liegt weit 
unter den durchschnittlichen Einnahmen der Studen-
ten von 918 €. Das BAföG, wie es derzeit gestaltet 
ist, ist schon lange kein Instrument mehr, mit dem le-
benslanges Lernen gefördert wird.  

Die BAföG-Sätze müssen gerade in Anbetracht der 
steigenden Mieten regelmäßig erhöht werden. Die 
Freibeträge sind immer noch deutlich zu streng, was 
sich allein an der sinkenden Zahl der BAföG-Empfän-
ger zeigt. So weit die aktuelle Bestandsaufnahme. 

Die Grünen fordern in ihrem Antrag, sehr geehrte Da-
men und Herren, hingegen nur einen zusätzlichen 
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runden Tisch, wollen die eigenen universitätsnahen 
Klientelstrukturen finanzieren und ziehen ein weite-
res Mal eine Linie zwischen heimischen und auslän-
dischen Studenten. Dabei verfügen Studenten mit 
Migrationshintergrund im Durchschnitt über etwa 
gleich niedrige Einnahmen wie Studenten ohne Mig-
rationshintergrund. Es ist die soziale Frage, die wir 
hier diskutieren sollten, und nicht die Herkunft der 
Studenten. Es ist unredlich, Arm gegen Arm anhand 
ihrer Abstammung auszuspielen. 

(Beifall von der AfD)  

Insbesondere auf Bundesebene braucht es endlich 
eines unbürokratischen Einsatzes und nicht dieses – 
mit Verlaub – Geschwurbel aus Ihrem Antrag, das 
Sie allerdings mit einigen guten Ansätzen verqui-
cken. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Dr. Vincentz. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Frau Ministerin Schulze Föcking das Wort. 

Christina Schulze Föcking, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
gehe gleich gerne noch einmal auf einzelne Punkte 
des Antrags ein.  

Lassen Sie mich zunächst eine allgemeine Vorbe-
merkung machen: Ich finde es bemerkenswert, dass 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu diesem Zeit-
punkt einen solchen Antrag vorlegt. Es ist gerade mal 
rund 100 Tage her, dass Sie die Regierungsge-
schäfte in Nordrhein-Westfalen an uns übergeben 
haben – und jetzt machen Sie uns darauf aufmerk-
sam, was in den vergangenen sieben Jahren alles 
versäumt wurde? 

Ich danke Ihnen, dass Sie den allgemeinen Zu-
schuss für die Studierendenwerke offensichtlich nicht 
ausreichend angehoben haben. Das hat nämlich die 
liebe Kollegin Pfeiffer-Poensgen ebenfalls bemerkt; 
das wird daher in die nächsten Haushaltsverhandlun-
gen aufgenommen. Zu den Wohnheimplätzen will ich 
Ihnen eine konkrete Zahl nennen: Die Zahl der 
Wohnheimplätze ist in den Jahren des doppelten 
Abiturjahrgangs um 1.100 gestiegen. Wenn Ihnen 
das zu wenig war, warum haben Sie dann an dieser 
Stelle nicht mehr investiert? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es steht völlig außer Frage, dass der Bedarf an preis-
wertem Wohnraum für Studierende größer ist als das 
Angebot, und leider wird das angesichts der ange-
spannten Wohnungsmarktlage sicher noch eine 
Weile so bleiben. Sie wollen aber doch wohl nicht uns 

zum jetzigen Zeitpunkt für den Istzustand verantwort-
lich machen, den Sie gerade erst an uns übergeben 
haben? 

Natürlich werden wir studentisches Wohnen weiter-
hin fördern, und natürlich werden wir uns intensiv an 
der Diskussion über die Zukunft des BAföG beteili-
gen. Es genügt aber nicht, an dieser oder jener Stelle 
einfach nur möglichst laut nach dem Bund zu rufen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Ministerin, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. – Es gibt 
den Wunsch nach einer Zwischenfrage von Herrn 
Bolte-Richter. 

Christina Schulze Föcking, Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: Ich 
würde gerne zu Ende ausführen. Danke. – Das im 
Antrag genannte Zweisäulenmodell ist nur ein An-
satz aus einer ganzen Reihe von denkbaren Ansät-
zen, die zwischen dem Bund und allen Ländern aus-
führlich diskutiert werden müssen, und genau das 
werden wir tun. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen also: Die 
im Antrag genannten Maßnahmen und Ziele stehen 
schon längst auf der Agenda der Landesregierung. 
Sie, Herr Bolte, und Ihre Fraktion können uns dann 
bei den Haushaltsberatungen gerne unterstützen. 
Uns würde das sehr freuen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie 
bemerkt haben, hat Frau Ministerin Schulze Föcking 
in dieser Debatte Frau Minister Pfeiffer-Poensgen ver-
treten. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Dann schließe ich die Aussprache zu Tagesord-
nungspunkt 9.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat direkte Ab-
stimmung beantragt, die wir nun über den Inhalt des 
Antrags Drucksache 17/796 durchführen. Wer die-
sem Antrag seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind die 
Grünen und die SPD-Fraktion … 

(Unruhe) 

Wir machen das noch einmal. 

(Zuruf von der AfD: Wieder nicht aufgepasst! 
Das ist schlimmer als in der Schule!) 

Also, wer ist für den Antrag? 

(Unruhe) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beginnen mit der 
Abstimmung noch einmal von vorne. Wer für den An-
trag ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Das sind die FDP-Fraktion und die SPD-Fraktion. 
Wer stimmt … 

(Zurufe: Nein!) 

Ich habe … 

(Zuruf von der SPD: Frau Kollegin, das sind 
die Grünen, Sie haben FDP gesagt!) 

– FDP? 

(Unruhe) 

– Ernsthaft? Wenn mir das alle sagen ... Das war 
dann eine sehr, sehr undeutliche Aussprache. 

(Heiterkeit) 

Ich habe mich ja schon einmal vertan, aber in einem 
anderen Zusammenhang. 

Also, die Grünen und die SPD-Fraktion. 

(Allgemeiner Beifall – Zuruf: Wunderbar! – Zu-
ruf von den GRÜNEN: Geht doch!) 

– Ja, manchmal dauert manches länger. – Wer 
stimmt dagegen? – Die CDU-Fraktion, die FDP-
Fraktion, die Fraktion der AfD. Fraktionslose Kolle-
gen sind zurzeit nicht im Raum. Möchte sich jemand 
enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann wurde mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis und nach 
den Irritationen, die ich offensichtlich erzeugt habe, 
der Antrag Drucksache 17/796 abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

10 Später Akt der Gerechtigkeit – Rehabilitierung 
und Entschädigung homosexueller Justizop-
fer 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/817 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/884 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die antragstellende Fraktion Herr Kollege Wolf das 
Wort. 

Sven Wolf (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir sprechen heute noch 
einmal über die Verfolgung von Homosexuellen in 
den frühen Jahren der Bundesrepublik, die Aufhe-
bung der einschlägigen Urteile und die Rehabilitie-
rung der Betroffenen.  

Jetzt ist dafür der richtige Zeitpunkt: jetzt, wo es noch 
genügend Zeitzeugen gibt, die uns berichten können, 
wie diese Zeiten waren; jetzt, wo es noch genügend 
Betroffene gibt, denen wir die Hand zur Entschuldi-
gung reichen können. In der damaligen Debatte 2014 
waren das meine Schlussworte. 

Seither sind fünf Jahre vergangen. Das ist eine lange 
Zeit, wenn es um die Wiedergutmachung von erlitte-
nem Leid geht und um die Entschuldigung dafür, was 
im Namen des Volkes als Recht gesprochen wurde, 
obwohl es offensichtlich die Würde des Menschen 
missachtet hat.  

Endlich ist nun das umgesetzt, was wir im Jahr 2012 
auch hier im Landtag gemeinschaftlich beschlossen 
und diskutiert haben, nämlich die Aufforderung an 
die Bundesebene, sich mit anderen zusammenzutun 
und die Rehabilitierung der Betroffenen sowie die 
Aufhebung der Urteile der vielen Verurteilten umzu-
setzen. 

Im September 2012 hat die SPD-Fraktion gemein-
sam mit Bündnis 90/Die Grünen einen Antrag einge-
bracht, den wir einstimmig beschlossen haben. Wir 
haben die damalige Landesregierung gebeten, im 
Bundesrat verschiedene Initiativen anderer Bundes-
länder aufzugreifen und die Forderung nach Aufhe-
bung der Strafurteile aus der Zeit nach 1945 voran-
zubringen.  

Das entsprechende Gesetz ist auf der Bundesebene 
nun verkündet und in Kraft getreten. Damit wurden 
50.000 Verurteilungen aus der Zeit zwischen 1949 
bis 1969 endlich aufgehoben. 

Sie wissen, dass der § 175 Strafgesetzbuch erst im 
Jahre 1994 aufgehoben wurde. 

Damit wurde ein Schlussstrich gezogen unter die 
jahrzehntelange Verfolgung von homosexuellen 
Menschen in unserem Land. Das war nicht nur eine 
strafrechtliche Verfolgung; das wissen Sie. Es gab 
die Diskriminierung in vielen Bereichen: die Diskrimi-
nierung im Arbeitsfeld, in der Beamtenlaufbahn, die 
Brandmarkung in der Nachbarschaft. All das sollte 
nun endlich Vergangenheit sein. 

Das Gesetz und seine Umsetzung sind ein später, 
aber, wie ich glaube, sehr wichtiger Schritt für eine 
Wiedergutmachung. Die Aufhebung der damaligen 
Urteile und auch die Entschädigungszahlungen, die 
die Betroffenen nun etwa für in Haft verbrachte Jahre 
beantragen können, können das erlittene Leid nicht 
ungeschehen machen. Da sind wir uns – so hoffe 
ich – einig. 

Sie wissen auch ganz genau, warum diese ganze 
Debatte so lange gedauert hat. Es gab eine intensive 
Debatte über die Frage: Kann die Bundesrepublik 
überhaupt Urteile, die in der Geltungszeit des Grund-
gesetzes gefällt wurden, im Nachhinein wieder auf-
heben? 
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Diese, wie ich finde, rechtlich sehr spannende De-
batte hat zu dem Ergebnis geführt, dass man diese 
Urteile nicht nur aufheben kann, sondern – wie Pro-
fessor Burgi, der dieses Gutachten erstellt hat, ge-
sagt hat – sie auch aufheben muss, um die fortwäh-
rende Verletzung des Art. 1 unseres Grundgesetzes 
aufzuheben. Und er hat ein weiteres Wort verwendet, 
das ich sehr passend finde. Er sagte: 

„Das ist eine offene Wunde unseres Rechts-
staats, die unbedingt geheilt werden muss.“ 

Deswegen haben wir diesen Antrag noch einmal ins 
Plenum eingebracht und bitten um Ihre Zustimmung. 
Jetzt geht es im Detail um die Hilfestellung, die die 
Justiz in Nordrhein-Westfalen den Betroffenen stel-
len kann. Ich will ein paar Stichworte nennen: feh-
lende Akten. Wie kann die Glaubhaftmachung einer 
möglichen Verfolgung gelingen? Sie wissen, es gibt 
ein entsprechendes Entschädigungsverfahren beim 
Bundesamt für Justiz. Ich glaube, wir können ge-
meinsam unseren Beitrag dazu leisten, diese offene 
Wunde unseres Rechtsstaats zu heilen. 

Die Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP ha-
ben hier einen ergänzenden Entschließungsantrag 
eingebracht. Dafür darf ich mich ganz herzlich bei 
Ihnen bedanken. Insbesondere die Kolleginnen und 
Kollegen der FDP haben es geschafft, ein bisschen 
Bewegung bei den Kollegen der CDU zu erzeugen. 
Das ist in einer solchen Debatte sicherlich hilfreich. 

Ich weiß, Herr Kollege Kamieth, Sie haben seinerzeit 
noch davon gesprochen, dass Urteile auch immer ei-
nen Spiegel der jeweiligen Gesellschaft darstellen. 
Das ist in diesem Antrag nicht mehr zu lesen, und 
das ist ein Schritt nach vorn und ein gutes Signal. Wir 
tragen dieses gute Signal mit und werden als SPD 
gerne Ihrem Entschließungsantrag zustimmen. – 
Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wolf. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt 
Herr Kamieth das Wort. 

Jens Kamieth (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine lieben Damen und Herren! Nach Art. 3 un-
seres Grundgesetzes sind alle Menschen vor dem 
Gesetz gleich. Das Recht auf individuelle Ge-
schlechtsidentität ist ein Menschenrecht. 

Dennoch wurden zwischen 1945 und 1994 Schät-
zungen zufolge in 60.000 Fällen Menschen nach 
§§ 175, 175a StGB bzw. § 151 StGB der DDR allein 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung verurteilt. Die-
sen Menschen wurden durch die Verurteilung Be-
rufswege verbaut, Chancen und Lebensqualität ge-
nommen, und sie erfuhren eklatantes Unrecht. 

Zum 22. Juli 2017 trat das Gesetz zur strafrechtli-
chen Rehabilitierung der nach dem 8. Mai 1945 we-
gen einvernehmlicher homosexueller Handlungen 
verurteilten Personen in Kraft. Mit diesem Gesetz 
wurden die zwischen dem 8. Mai 1945 und dem 
11. Juni 1994 im Staatsgebiet der heutigen Bundes-
republik Deutschland verurteilten Menschen, die 
durch Verfolgung und Verurteilung im Kernbestand 
ihrer Menschenwürde verletzt worden sind, nun end-
lich strafrechtlich rehabilitiert und von diesem Straf-
makel befreit. 

Mit dem vorliegenden Antrag der SPD-Fraktion soll 
die Landesregierung nun aufgefordert werden, – ich 
zitiere – „alles zur Umsetzung des Gesetzes Erfor-
derliche zu tun und dem Rechtsausschuss regelmä-
ßig einmal jährlich zur Umsetzung Bericht zu erstat-
ten.“ 

Die inhaltliche Substanz des Forderungsteils zeigt: 
Es handelt sich hierbei um einen reinen Showantrag 
seitens der SPD. 

(Sven Wolf [SPD]: Ich war eben wohl zu 
freundlich in meinen Wortbeiträgen!) 

Im Ergebnis werden hier nämlich reine Selbstver-
ständlichkeiten gefordert, was dem wichtigen und 
sehr ernsthaften Thema – nämlich der umfassenden 
Rehabilitation und Entschädigung der Opfer unter 
anderem des § 175 StGB – schlichtweg nicht ange-
messen ist. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle ganz deutlich sa-
gen, dass das Bundesgesetz richtig und wichtig ist 
und wir es ausdrücklich begrüßen. Schließlich han-
delt es sich dabei um einen Akt der Gerechtigkeit, auf 
den die Opfer des Unrechtsparagrafen 175 StGB 
lange haben warten müssen. 

(Sven Wolf [SPD]: Genau!) 

Wie stellt sich die Situation der vielfältigen gesell-
schaftlichen Gruppen in Nordrhein-Westfalen heute 
dar? Obwohl das strafrechtliche Verbot einvernehm-
licher homosexueller Handlungen nach heutigem 
Verständnis in besonderem Maße verfassungswidrig 
ist, ist ein diskriminierungsfreies Leben für die ca. 
1,25 Millionen Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans-
gender, Transsexuelle und Intersexuelle – kurz 
LSBTI – in Nordrhein-Westfalen immer noch keine 
Selbstverständlichkeit. Denn nach wie vor wird der 
gesellschaftliche Alltag von einer heterosexuellen 
Normvorstellung geprägt. 

Das führt dazu, dass LSBTI in unserer Gesellschaft 
bis dato noch nicht gleichgestellt leben und die ge-
genseitige Wertschätzung der unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Gruppen derzeit immer noch nicht 
ausreichend vorhanden ist. 

Wir haben diese bestehenden Herausforderungen 
erkannt und wollen sie anpacken. In diesem Sinne 
fordern wir null Toleranz gegenüber Diskriminierung 
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aufgrund der sexuellen Orientierung und setzen uns 
für ein Nordrhein-Westfalen ein, das offen und viel-
fältig ist. Denn Vielfalt ist etwas Positives; sie macht 
uns stärker, liebenswerter und weltoffener. 

Unser Ziel ist, dass die gegenseitige Wertschätzung 
der unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen 
gelebt wird. Aus diesem Grunde wollen wir die Lan-
desregierung beauftragen, eine Allianz für Vielfalt 
und Chancengerechtigkeit zu gründen, die Men-
schen jeden Geschlechts, Menschen mit Behinde-
rungen, mit Migrationshintergrund, LSBTI, Men-
schen jedweden Alters oder jedweder Religion um-
fasst.  

Wir wollen zweitens einen Aktionsplan gegen Gewalt 
an Jungen, Männern und LSBTI entwickeln lassen.  

Drittens wollen wir eine Bundesratsinitiative zur Neu-
fassung des Transsexuellengesetzes einbringen, bei 
der insbesondere Namens- und Personenstandsän-
derungen erleichtert werden.  

Viertens sollen Projekte gefördert werden, die aktiv 
gegen Diskriminierung aller Art vorgehen, und das 
soll ausdrücklich auch Projekte beinhalten, die die 
strafrechtliche Verfolgung homosexueller Menschen 
nach dem alten § 175 StGB wissenschaftlich und di-
daktisch aufarbeiten.  

Sie sehen, dass wir hier effektive und umfangreiche 
Maßnahmen präsentieren, die zu einer weitreichen-
den Verbesserung unseres gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens in Nordrhein-Westfalen führen wer-
den. Wir gehen damit über den SPD-Antrag hinaus 
und werden ihn daher ablehnen.  

Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung 
muss ein für alle Mal der Vergangenheit angehören. 
Deswegen bitte ich Sie – unterstützen Sie unseren 
Antrag. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kamieth. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Freynick. 

Jörn Freynick (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine sehr geehrte Damen 
und Herren! Als Sprecher für LSBTI freut es mich, 
dass wir heute dieses wichtige Thema ansprechen: 
die Rehabilitierung und Entschädigung homosexuel-
ler Justizopfer. 

Denn zwischen 1945 und 1994 wurde über 60.000 
Menschen ein großes Unrecht zugefügt, die kein 
Verbrechen begangen hatten, sondern sich lediglich 
mit Menschen des gleichen Geschlechts verbunden 
fühlten. Die damalige Gesetzgebung in der Bundes-
republik sprach jedoch unter dem § 175 des Strafge-
setzbuches diesen Menschen das Menschenrecht 

ab, zu entscheiden, mit wem sie sich emotional ver-
bunden fühlen. Auch in der DDR bedeutete der § 151 
des dortigen Strafgesetzbuches, dass Menschen nur 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung verurteilt wur-
den.  

Ich hatte schon in meiner ersten Rede hier im Ple-
num deutlich gemacht: Liebe verdient Respekt. Da-
her freue ich mich, dass Bundestag und Bundesrat 
die Menschen, die zwischen dem 8. Mai 1945 und 
dem 11. Juni 1994 wegen einvernehmlicher homo-
sexueller Handlungen verurteilt wurden, nun rehabi-
litiert und dass sie entschädigt werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, die Inten-
tion Ihres Antrages ist zu begrüßen. Was dies an-
geht, ist die FDP-Fraktion völlig auf Ihrer Seite. In-
haltlich enthält dieser Antrages jedoch einige Unfrei-
heiten enthält. Eine jährliche Berichterstattung durch 
den Rechtsausschuss – so gut der Vorschlag auch 
klingen mag – gestaltet sich schwierig; denn dieses 
Gesetz würde eine Umsetzung durch das Bundes-
amt für Justiz voraussetzen. Auch wenn es gut ge-
meint ist, ist eine Berichterstattung hier entbehrlich.  

Ich erwähnte es bereits: Inhaltlich sind wir bei Ihnen, 
doch bei Ihrem Anliegen für die verbesserte gesell-
schaftliche Akzeptanz von Lesben und Schwulen, Bi-
sexuellen, Transgender und Intersexuellen greift der 
Antrag etwas zu kurz. Deshalb hat die NRW-
Koalition einen Entschließungsantrag eingebracht, 
der folgende Punkte neben der Rehabilitierung und 
der Entschädigung beinhalten soll. 

Erstens: die Einrichtung einer Allianz für Vielfalt und 
Chancengerechtigkeit, die Menschen jeden Ge-
schlechts, Menschen mit Behinderung oder Migrati-
onshintergrund, LSBTI, Menschen jeden Alters und 
Religion umfasst.  

Zweitens. Wir wollen die Landesregierung beauftra-
gen, einen Aktionsplan unter dem Titel „Gewalt ge-
gen Jungen, Männer und LSBTI“ auszuarbeiten.  

(Sven Wolf [SPD]: Und den bestehenden fort-
zusetzen!) 

Drittens. Wir möchten des Weiteren durch eine Initi-
ative im Bundesrat eine Neuauffassung des Trans-
sexuellengesetzes anstoßen, damit künftig Änderun-
gen im Namen oder beim Personenstand einfacher 
ermöglicht werden können.  

Viertens. Letztlich brauchen wir noch eine umfas-
sende Aufklärung, die in die Mitte unserer Gesell-
schaft hineinwirkt. Dies soll vor allem durch die För-
derung von Projekten geschehen, die sich intensiv 
mit der Geschichte der Diskriminierung durch den 
§ 175 des Strafgesetzbuches befassen und dieses 
traurige Kapitel der deutschen Justizgeschichte der 
Nachkriegszeit aufarbeiten.  
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Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
würde mich freuen, wenn wir in dieser Sache ein frak-
tionsübergreifendes Zeichen setzen würden. Von da-
her bitte ich um Ihre Zustimmung zu diesem Ent-
schließungsantrag. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Freynick. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Paul. 

Josefine Paul (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Geschichte der Ver-
folgung homosexueller Männer in der Bundesrepub-
lik ist ein sehr dunkles Kapitel der bundesrepublika-
nischen Geschichte. Es hat auch sehr lange gedau-
ert, bis die Bundesrepublik sich dazu durchringen 
konnte, dieses Unrecht anzuerkennen und dieses 
Unrecht aufzuheben.  

Wir haben darüber auch hier in diesem Haus sehr in-
tensiv diskutiert, ob ein Rechtsstaat Unrecht tun 
kann. Ich finde, es ist eine sehr starke Geste des 
Rechtsstaates, dieses Unrecht am Ende anerkannt 
zu haben und die Urteile aufzuheben. Es ist aus mei-
ner Perspektive gerade eine Stärke eines Rechts-
staates, zuzugeben, dass er in einem historischen 
Kontext falsch gehandelt hat. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Die individuelle Entschädigung der Betroffenen kann 
dabei natürlich nur eine Geste sein. Aber diese Geste 
ist wichtig, und es war höchste Zeit, dass das erlit-
tene Leid und die Ungerechtigkeit auch staatlicher-
seits anerkannt und entschädigt werden. Leider – da-
rauf ist schon hingewiesen worden – können es nicht 
mehr alle Betroffenen erleben, und das ist auch eine 
traurige Seite bundesrepublikanischer Geschichte.  

Neben der individuellen Rehabilitierung und Ent-
schädigung geht es aber auch um die gesellschaftli-
che Aufarbeitung; denn der § 175 steht ja nicht au-
ßerhalb eines gesellschaftlichen Kontextes. Deshalb 
ist es so wichtig, dass wir uns unter dem Motto „Zu-
kunft braucht Erinnerung“ diesem gesellschaftlichen 
Kontext widmen.  

In NRW widmet sich die ARCUS-Stiftung dieser 
wichtigen Aufgabe, beispielsweise mit einem Zeit-
zeugInnenprojekt zur Aufarbeitung der Verfolgung 
und Diskriminierung von homosexuellen Männern 
unter dem § 175 StGB.  

Hierzu gehört aber auch die Lebenssituation lesbi-
scher Frauen in der Bundesrepublik. Anders als in 
Österreich galt der § 175 StGB in Deutschland nie für 
Frauen. Nichtsdestotrotz haben in der Bundesrepub-
lik auch lesbische Frauen unter einer bestimmten, 
sehr restriktiven gesellschaftlichen Haltung gegen-
über unterschiedlichen Lebensformen gelitten, unter 

einer sehr restriktiven Auffassung eines restriktiven 
Frauen- und Familienbildes. Auch das gilt es in den 
Blick zu nehmen; denn auch die Marginalisierung 
und Diskriminierung lesbischer Frauen muss Teil 
bundesrepublikanischer Erinnerungskultur werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir sind sehr froh, dass es noch 2016 gelungen ist, 
der ARCUS-Stiftung die Zustiftungen aus nicht ver-
ausgabten Mitteln der entsprechenden Titelgruppe 
im Haushalt zur Verfügung zu stellen, sodass im Jahr 
2017 immerhin 135.600 € an Zustiftungen an die 
ARCUS-Stiftung gehen konnten. So konnte man dort 
diese wichtigen Projekte weiter vorantreiben und da-
mit auch die Sichtbarkeit homosexueller, schwuler, 
lesbischer, Bi- und Trans-Geschichte und Erinne-
rungskultur in diesem Land stärken.  

Es geht aber nicht nur darum, die Diskriminierung 
und Verfolgung in den Blick zu nehmen. Die Ge-
schichte der Rehabilitierung von homosexuellen 
Männern, aber auch die Geschichte lesbischer Dis-
kriminierung wäre ja nicht möglich gewesen, gäbe es 
nicht eine starke LSBTI-Emanzipationsbewegung in 
diesem Land. Auch diese Geschichte muss aufgear-
beitet und erzählt werden. Dazu gehört eben auch, 
dass die Verfolgung und die Emanzipation als Teil 
historischer Bildung innerhalb und außerhalb schuli-
scher Bildung Eingang in unsere Erinnerungskultur 
findet und Teil einer bundesrepublikanischen Ge-
schichtserzählung wird.  

Ich habe im Entschließungsantrag der regierungstra-
genden Fraktionen sehr wohlwollend zur Kenntnis 
genommen, dass es hier ein ganzes Maßnahmen-
bündel gibt, mit dem Sie sich der Aufgabe verschrei-
ben, eine Allianz für Vielfalt zu gründen, einen Akti-
onsplan gegen Gewalt an jungen Männern und 
LSBTI. Ich finde, das ist eine etwas merkwürdige Zu-
sammensetzung, aber nichtsdestotrotz ist das ja 
nicht falsch. Ich möchte an der einen oder anderen 
Stelle erklärt bekommen, wie es zu dieser Zusam-
mensetzung gekommen ist. 

Aber grundsätzlich ist das der richtige Weg. Ich hätte 
nur die Frage, was denn mit den vielen Projekten, die 
von der Vorgängerregierung im Aktionsplan gegen 
Homo- und Transphobie aufgegriffen worden sind, 
passiert. Dort wartet man dringend auf ein Signal, ob 
es nun weitergeht oder nicht. Werden die Landesre-
gierung und die sie tragenden Fraktionen auch diese 
Projekte fortschreiben? – Ich hoffe da auf ein positi-
ves Signal Ihrerseits; denn die Arbeit, die dort ge-
macht wird, ist gut und wichtig und verdient es, auch 
weiterhin gefördert zu werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich finde es auch sehr gut und richtig, dass Sie hier 
eine Bundesratsinitiative zur Neufassung des Trans-
sexuellengesetzes in Aussicht stellen. Das ist, so 
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meine ich, ein ganz wichtiger Punkt; denn diese Men-
schen sind lange Zeit wenn auch nicht in der Art und 
Weise nach § 175 StGB verfolgt, aber doch sehr 
marginalisiert und an den Rand der Gesellschaft ge-
drängt worden. Daher ist es wichtig, ihre Rechte und 
ihre Forderungen jetzt mehr in den Blick zu nehmen. 
Unsere Unterstützung haben Sie an dieser Stelle.  

Ich möchte Ihnen auch sagen, dass ich es sehr gut 
finde, dass wir hierzu einen breiten Konsens in die-
sem Hause haben. Die eine oder andere Wahlkampf-
rhetorik von Herrn Kamieth fand ich bei dieser an-
sonsten doch sehr breiten und sachlichen Debatte 
leider ein bisschen schade.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir werden aber nichtsdestotrotz beiden Anträgen 
zustimmen; denn sie gehen in die richtige Richtung. 
Lassen Sie uns bei diesen Themen weiterhin ge-
meinsam in eine Richtung gehen. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Für die AfD-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Tritschler.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kollegen! Es freut uns, dass die 
SPD sich um die Opfer strafrechtlicher Verfolgung 
Homosexueller sorgt. Der § 175 StGB war eine 
Schande. Als Konservative sind wir der Auffassung, 
dass das Schlafzimmer Privatsache ist.  

Wir sind dieser Auffassung übrigens auch in heutiger 
Zeit, wo linksgrüne Ideologen versuchen, unsere Kin-
der schon in der Schule mit ihren verqueren Vorstel-
lungen umzuerziehen.  

(Beifall von der AfD – Lachen von Arndt Klo-
cke [GRÜNE]) 

Sexualität unter Erwachsenen ist Privatsache, und 
der Staat hat sich herauszuhalten – egal, wer gerade 
regiert.  

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Reden Sie doch ein-
mal zum Thema! – Markus Wagner [AfD]: Das 
müssen Sie gerade sagen!) 

Aber nicht nur deshalb umweht diesen Antrag ein 
Hauch von Pharisäertum. Meine Damen und Herren 
von der SPD, Sie sprechen davon, dass der Staat 
nun endlich dieses schreiende Unrecht beende. 
Dann muss die Frage nach Ihrer eigenen Vergan-
genheit schon gestattet sein. Vielleicht sollten Sie 
sich da einmal an die Aufarbeitung machen. So war 
es beispielsweise Ihr Bundeskanzler Schmidt, der 
noch in den 70er-Jahren eine Abschaffung des § 175 
verhinderte. 1989 stimmte die SPD … 

(Zuruf von der SPD) 

– Da brauchen Sie nicht zu widersprechen. Fragen 
Sie Ihren Fraktionschef, der war wahrscheinlich da-
bei.  

1989 stimmte die SPD aus der Opposition heraus im 
Bundestag gegen die Abschaffung. Noch 1997 kom-
mentierte der SPD-Verteidigungsminister Scharping 
die Strafversetzung eines homosexuellen Offiziers 
mit folgenden Worten:  

„Homosexualität begründet erhebliche Zweifel an 
der Eignung und schließt eine Verwendung in sol-
chen Funktionen aus, die an Führung, Erziehung 
und Ausbildung von Soldaten gebunden ist.“  

(Zurufe – Markus Wagner [AfD]: Das ist Ihre 
Geschichte!) 

Und noch im Jahr 2009 versagte die SPD im Bun-
destag genau dem Gesetz die Zustimmung, auf das 
sie sich hier bezieht.  

(Zuruf: Jetzt aber mal zum Antrag!) 

Mit Verlaub – aber Ihre Bilanz als Vorkämpferin für 
die Rechte homosexueller Deutscher ist alles andere 
als lupenrein. Vielleicht wäre da etwas Demut ange-
bracht.  

(Beifall von der AfD) 

Stattdessen stellen Sie vom hohen Ross herab Sym-
bolanträge. Nichtsdestotrotz werden wir diesem spä-
ten Akt der Gerechtigkeit zustimmen.  

Wenn das erledigt ist, können Sie sich ja jetzt um das 
Leben der Homosexuellen kümmern, die nicht schon 
tot sind, und die gerne noch ein bisschen weiterleben 
möchten. Diese Menschen setzen Sie mit Ihrer völlig 
fehlgeleiteten Migrations- und Integrationspolitik 
nämlich Gefahren aus, die eine Verurteilung nach 
§ 175 StGB geradezu harmlos erscheinen lassen.  

(Beifall von der AfD) 

Ihre Symbolpolitik hilft dem schwulen Paar nämlich 
nicht, das abends von einer Horde Flüchtlinge zu Brei 
geschlagen wird, weil es sich nicht der Idealvorstel-
lung ihres Mullahs anpassen möchte. Und Ihre Sym-
bolpolitik hilft auch nicht dem homosexuellen Schü-
ler, der von seinen zugereisten Mitschülern gemobbt 
wird.  

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ihre Vorurteile sicher 
auch nicht!) 

Sie holen Millionen von Menschen ins Land, die 
Schwule am liebsten vom Baukran hängen sehen o-
der vom Dach werfen wollen. Wenn solche Heuchler 
die besten Freunde der Homosexuellen im Land 
sind, meine Damen und Herren, dann haben Sie 
keine Freunde.  

(Beifall von der AfD)  
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Ersparen Sie uns bitte zukünftig solche selbstgerech-
ten Auftritte und kümmern Sie sich um die Gegen-
wart, anstatt Ihre eigene Vergangenheit schönzufär-
ben. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Für die Landes-
regierung hat jetzt Herr Minister Biesenbach das 
Wort. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Verehrte Damen! Verehrter Herren! Etwa 
64.000 Männer wurden in der Bundesrepublik nach 
den §§ 175 und 175a Strafgesetzbuch verurteilt. 
Auch in der DDR waren homosexuelle Handlungen 
lange Zeit mit Strafe bedroht. Heute haben wir er-
kannt: Die sexuelle Orientierung eines Menschen ist 
Teil seiner unveräußerlichen Menschenwürde. Seine 
Bestrafung ist eine Menschenrechtsverletzung. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Auch wenn die seinerzeit einschlägigen Strafvor-
schriften seit 1994 glücklicherweise Geschichte sind, 
dauerte das Leid vieler Betroffener weiter an. Be-
troffene berichteten eindrucksvoll, wie sehr der unge-
rechte Strafmakel auf ihrer Seele lag und wie sehr 
die jahrelangen Heimlichkeiten und die Diskriminie-
rungen an ihnen gezehrt haben. 

Im Jahre 2000 hatte sich der Bundestag zwar für die 
strafrechtliche Verfolgung homosexueller Bürger, die 
durch die drohende Strafverfolgung in ihrer Men-
schenwürde und in ihren Entfaltungsmöglichkeiten 
empfindlich verletzt wurden, entschuldigt.  

Es bedurfte am Ende aber doch eines Gutachtens im 
Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
und bis zum Mai vergangenen Jahres, um die kollek-
tive Rehabilitierung der Betroffenen durch ein Aufhe-
bungsgesetz zu erreichen. Die Rehabilitierung durch 
das Gesetz soll es den Opfern ersparen, in einer Ein-
zelfallprüfung erneut mit einer entwürdigenden Ver-
letzung ihrer Intimsphäre konfrontiert zu werden. 

Der Bundesgesetzgeber hat damit am 22. Juli dieses 
Jahres in einer einstimmigen Entscheidung in selte-
ner Klarheit die zu Unrecht verurteilten homosexuel-
len Menschen rehabilitiert. Er hat damit zugleich zum 
Ausdruck gebracht, dass auch denjenigen, die nicht 
verurteilt wurden, die aber aus Furcht vor staatlicher 
Strafverfolgung ein Leben in Lüge und Verleugnung 
geführt haben, Unrecht geschehen ist. Auch diese 
Männer sind rehabilitiert. Auch ihr Leid wird aus-
drücklich anerkannt. – Herr Wolf, bis dahin sind wir 
uns alle einig.  

Wir sollten aber diesen wichtigen Schritt, den ich ge-
rade geschildert habe, nicht dadurch entwerten, dass 
wir nun als Landesparlament den Eindruck erwe-

cken, es bedürfe noch weiterer Schritte für die Be-
troffenen, um eine Anerkennung des Unrechts zu er-
reichen oder gar den belastenden Strafmakel zu be-
seitigen. Die wesentliche Errungenschaft des Geset-
zes zur strafrechtlichen Rehabilitierung der nach 
dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmlicher homose-
xueller Handlungen verurteilten Personen besteht 
doch gerade darin, dass es einer weiteren Umset-
zung in seinem wichtigsten Teil gerade nicht bedarf.  

Nur in den Fällen, in denen die Betroffenen zusätzlich 
zu ihrer Rehabilitation eine Entschädigung in Geld 
beanspruchen möchten, ist das anders. Die Entschä-
digung gewährt aber nicht das Land, sondern das 
Bundesamt für Justiz. Wir sind also für das Entschä-
digungsverfahren nicht zuständig. 

(Sven Wolf [SPD]: Wir dürfen dabei aber trotz-
dem helfen! Das wäre ein schönes Signal, 
Herr Minister!) 

Mehr noch: Ob sich Betroffene überhaupt an das 
Bundesamt wenden möchten, liegt einzig und allein 
bei ihnen. Dem Landtag stünde es nach meiner 
Überzeugung nicht gut an, sich jetzt schon wieder auf 
paternalistische Weise in die höchstpersönlichen 
Entscheidungen der Bürger dieses Landes einzumi-
schen. 

(Sven Wolf [SPD]: Es geht nur um Hilfestel-
lung, Herr Minister!) 

Die Landesregierung hat selbstverständlich dafür 
Sorge getragen, dass die Staatsanwaltschaften, die 
bei der Beschaffung der notwendigen Unterlagen für 
einen Entschädigungsantrag helfen sollen, davon 
rechtzeitig Kenntnis erlangen. Längst gibt es Infor-
mationsmaterial und Musterbescheinigungen. Die 
Verfahren laufen an. 

Die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung und 
Wertschätzung aller Menschen ungeachtet ihrer se-
xuellen Orientierung ist für uns eine selbstverständli-
che und ständige Verpflichtung. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Deshalb können wir jetzt getrost die zuständigen 
Bundesbehörden ihre Arbeit machen lassen. Eine 
Beschlussfassung des in dieser Sache unzuständi-
gen Landtags bedarf es dazu nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Biesenbach. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ich hatte mich schon 
vor 4 Minuten gemeldet!) 

– Es tut mir leid! Herr Kollege Klocke beschwert sich 
gerade, weil ich offensichtlich zu spät – und die 
Schriftführer leider auch – gesehen habe, dass er 
sich zu einer Zwischenfrage gemeldet hat. Damit es 
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nicht zu Unstimmigkeiten kommt, frage ich Herrn Kol-
legen Biesenbach, ob er bereit wäre, jetzt noch eine 
Frage zuzulassen. 

(Minister Peter Biesenbach zuckt mit den 
Schultern.) 

– Herr Kollege Klocke, wenn Sie sich freundlicher-
weise einschalten, gebe ich Ihnen das Mikrofon frei. 
Es gibt auch keinen Protest bei den anderen. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Danke, Frau Präsidentin. – 
Herr Minister, danke für Ihre Ausführungen. Inhaltlich 
kann ich bei vielem zustimmen. Die betroffenen Ver-
urteilten sind teilweise in einem sehr hohen Lebens-
alter. Sie haben eben dargestellt, dass das Land 
keine weiteren Aufgaben übernehmen sollte und 
man es den individuellen Betroffenen überlassen 
sollte, ob entsprechende Anträge gestellt werden.  

Meinen Sie nicht, dass es dem Land und auch dem 
Bund gut anstehen würde, wenn man über die jetzt 
getroffenen Regelungen breit öffentlich informieren 
würde, sodass die damals Verurteilten noch eine 
Chance haben, entsprechende Entschädigungsan-
träge zu stellen, sodass sie überhaupt die Informati-
onen erreichen, dass diese Möglichkeit jetzt besteht, 
weil es sich eben um Menschen handelt, die in einem 
sehr hohen Lebensalter sind und sicherlich von der 
heutigen Debatte oder von einer kleinen Pressemel-
dung unter „ferner liefen“ nichts mitbekommen ha-
ben? 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Minister 
Biesenbach. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Vielen Dank, 
Frau Präsidentin. – Herr Klocke, ich habe immer et-
was dagegen, wenn wir in Situationen den Men-
schen, die tief emotional verletzt oder berührt wur-
den, im Grunde aufzwingen wollen, dass sie sich mit 
etwas beschäftigen sollten. Wir haben in der Diskus-
sion im letzten Jahr im Bundestag und bei der Ver-
abschiedung des Gesetzes in großer Breite mit einer 
öffentlichen Begleitung diese Themen doch so be-
handelt, wie ich sie gerade vorgestellt habe. 

Ich bin sicher, dass jeder, der betroffen ist und betrof-
fen war, davon Kenntnis erlangen konnte und Kennt-
nis erlangt hat. Jetzt sollten wir es doch ihm ganz per-
sönlich überlassen, ob er daran noch einmal erinnert 
werden möchte oder nicht. Alle Hilfe, die erforderlich 
ist, wird natürlich gewährt, aber wir sollten es dem 
Einzelnen überlassen, ob er meint: Mir reicht das 
jetzt. – Wir sollten keine erneute Diskussion führen 
nach dem Motto: Wir zwingen dir jetzt auf, noch mehr 
zu tun. 

Ich finde, gerade aus den Bereichen, die in die tiefs-
ten Empfindungen der Betroffenen hineinreichen, 

sollten wir uns aus staatlicher Sicht möglichst weit 
heraushalten. Das ist die Situation des Einzelnen. Je-
der, der möchte, wird seinen Antrag stellen können. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen jetzt 
aber nicht vor. Damit können wir auch die Debatte zu 
Tagesordnungspunkt 10 schließen. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar erstens über 
den Antrag der Fraktion der SPD Drucksachennum-
mer 17/817. Hierzu wurde direkte Abstimmung bean-
tragt. Die führen wir jetzt durch. Wer dem Antrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die AfD-Fraktion und die 
beiden fraktionslosen Abgeordneten Pretzell und 
Langguth. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer 
möchte sich enthalten? – Die CDU-Fraktion und die 
FDP-Fraktion und ein Kollege der AfD-Fraktion. 
Dann ist mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis der Antrag Drucksache 17/817 angenommen. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, nämlich über 
den Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU 
und FDP Drucksachennummer 17/884. Wer möchte 
hier zustimmen? – Das sind die CDU-Fraktion, die 
FDP-Fraktion, die SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind die AfD-
Fraktion und die beiden fraktionslosen Abgeordne-
ten. Gibt es auch Enthaltungen im Haus? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist mit diesem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis der Entschließungsantrag 
Drucksache 17/884 der Fraktionen von CDU und 
FDP ebenfalls angenommen worden. 

Ich rufe auf: 

11 Hohe Datenschutzstandards sicherstellen – 
Wirtschaft bei Umsetzung der Europäischen 
Datenschutzreform unterstützen! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/803 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die antragstellende Fraktion Herr Kollege Bolte-Rich-
ter das Wort. 

Matthi Bolte-Richter*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Es wird in der 
letzten Zeit immer wieder das Bild bemüht: Daten 
sind das Öl des digitalen Zeitalters. – Wenn das so 
ist, dann sollten wir auch aus der Vergangenheit ler-
nen. Denn wenn Daten das digitale Öl sind, dann 
brauchen wir Umweltschutzstandards. Dann brau-
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chen wir doppelwandige Öltanker, Emissionsvor-
schriften und manchmal auch Vorgaben zu Ver-
brauchswerten. 

Denn Datenschutz, das ist kein überholtes Konzept. 
Wir brauchen ihn mehr denn je. Ohne die Selbstbe-
stimmung über die Art und Weise der Informations-
verarbeitung werden die Menschen zu fremdbe-
stimmten Objekten, die nur noch berechnet werden, 
bei denen vorausgesagt werden kann, was als 
Nächstes kommt, was wir denken, was wir tun wer-
den, welche Bedürfnisse und Probleme wir haben.  

Das merken wir heute schon, meine Damen und Her-
ren, wenn uns plötzlich im Internet bestimmte Zah-
lungsmethoden nicht mehr angezeigt werden, weil ir-
gendein Algorithmus vermutet, dass unsere Kredit-
karte vielleicht nicht gedeckt sei oder unsere Rech-
nung nicht bezahlt werden könnte. Das liegt dann 
nicht einmal unbedingt an unserem eigenen Verhal-
ten, an unserer eigenen Zahlungsfähigkeit, sondern 
manchmal auch einfach nur an dem Wohngebiet, in 
dem wir leben, oder an dem von uns verwendeten 
Gerät. 

Das bedeutet: Datenschutz ist Schutz der Selbstbe-
stimmung und Schutz der Menschenwürde und nicht 
einfach nur ein Verbraucherschutzrecht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, den Schutz der Men-
schenwürde bringt uns die europäische Daten-
schutzreform. Sie ist für mich ein weiterer Beweis da-
für, dass mehr Europa für uns alle etwas Gutes 
bringt. Die europäische Einigung bringt uns nicht nur 
Frieden, Wohlstand und eine Million Erasmus-Ba-
bys, sie bringt uns auch einen wirksamen Rechtsrah-
men für den Schutz unserer Privatsphäre im digitalen 
Zeitalter. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Datenschutz-
grundverordnung, die im Kern der europäischen Da-
tenschutzreform steht, bringt uns Vorteile in drei Di-
mensionen:  

Sie bringt uns mehr Rechte für die Betroffenen. Sie 
bringt uns mehr Transparenz, und sie bringt weniger 
Bürokratie. Sie bringt endlich einen einheitlichen 
Rechtsrahmen, einen hohen Datenschutzstandard 
für 550 Millionen Bürgerinnen und Bürger.  

Unternehmen können sich nicht mehr das Land mit 
dem niedrigsten Standard und der schwächsten Auf-
sicht für ihren Sitz aussuchen. Sie bringt Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern das Recht auf Vergessen 
und das Recht auf Datenportabilität.  

Sie sorgt dafür, dass es endlich eine konkrete und 
informierte Einwilligung geben muss. Die Einwilli-
gung darf in Zukunft nicht mehr an die Verarbeitung 
von Daten gebunden sein, die mit dem eigentlichen 
Dienst nichts zu tun haben. Viele von uns, denke ich, 
kennen die Taschenlampen-App, die in Zukunft nicht 

mehr verlangen darf, dass sie auch auf das Adress-
buch zugreifen kann. 

Diese Reform bringt uns auch weniger Bürokratie. 
Das ist schließlich auch der Anlass für den Antrag 
gewesen. Es ist mir auch wichtig, an dieser Stelle im-
mer wieder zu betonen, dass sie uns weniger Büro-
kratie bringt, gerade weil immer wieder von Unter-
nehmensverbänden der Umstellungsaufwand und 
vermeintliche Rechtsunsicherheiten beklagt werden. 
Bisher ist es nämlich so, dass nur 15 % der Unter-
nehmen mit mehr als 20 Beschäftigten laut einer Bit-
kom-Umfrage angeben, dass sie die Reform zum 
Stichtag umgesetzt haben werden. Aber die Reak-
tion kann jetzt nicht sein, dass man diese Standards 
noch einmal infrage stellt, sondern stattdessen müs-
sen Unternehmen bei der Umsetzung unterstützt 
werden. 

Denn der einheitliche Rechtsrahmen bedeutet eben 
weniger Bürokratie. Es gibt nur einen einzigen Stan-
dard, und der gilt für ganz Europa. Unternehmen 
müssen sich nicht mehr an 28 verschiedene Gesetze 
halten. 

Die Reform bringt uns eine einheitliche Rechtsdurch-
setzung. Es gibt einen europäischen Datenschutz-
ausschuss, der die einheitliche Anwendung sicher-
stellt. Bei Fällen von europaweiter Bedeutung kann 
dieser Ausschuss auch unabhängig bindende Ent-
scheidungen treffen, wie wir es auch von den natio-
nalen und regionalen Behörden gewohnt sind. 

Es gibt für alle Bürgerinnen und Bürger und Unter-
nehmen auch einen festen Ansprechpartner nach 
dem One-Stop-Shop-Ansatz. Wer sich beschweren 
möchte, kann sich an seine heimische Aufsicht wen-
den, auch wenn der Datenschutzverstoß in einem 
anderen Land passiert ist. 

Das sind, meine Damen und Herren, immense Vor-
teile für die Bürgerinnen und Bürger, aber auch für 
die Unternehmen, und alle Beteiligten – da bin ich mir 
sicher – werden von dieser Reform profitieren. 

Aber wir müssen sie gut umsetzen, und das geht am 
besten gemeinsam. Neue Regeln müssen nämlich 
nicht nur rechtlich implementiert werden – auch da 
haben wir ja noch eine ganze Menge vor uns –, sie 
müssen auch gelebt werden.  

Darum möchte ich gerne die Kolleginnen und Kolle-
gen, die nach mir sprechen und die im weiteren Ver-
fahren beteiligt sein werden, herzlich einladen. Wir 
haben unseren Antrag ja an vielen Stellen bewusst 
offen formuliert. Wir haben auch auf Angriffe etwa auf 
die Bundesregierung verzichtet, auch wenn die an ei-
nigen Stellen fachlich durchaus möglich gewesen 
wären. 

Ich möchte mit Ihnen gemeinsam gern daran arbei-
ten, die Datenschutzreform bei uns im Land, bei uns 
in Nordrhein-Westfalen zum Erfolg zu führen. Ich 
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hoffe, dass wir eine gemeinsame Grundlage in unse-
rem Antrag finden können. Lassen Sie uns also gern 
im Anschluss an diese Debatte oder im Ausschuss 
darüber sprechen, wie wir gemeinsam zu guten We-
gen kommen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte-Richter. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Kollege Braun. 

Florian Braun (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Kollege 
Bolte-Richter, ich stimme Ihnen zu: Die EU-
Datenschutzverordnung ist ein wichtiger Eckpfeiler 
zur Schaffung europaweit einheitlicher Standards. 
Dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung, 
also vor allem dem Datenschutz, kommt in unserer 
vernetzten Gesellschaft, insbesondere im öffentli-
chen wie auch im privaten Bereich, eine große Be-
deutung zu. Dessen ist sich auch die NRW-Koalition 
mehr als bewusst.  

Sie greifen mit Ihrem Antrag ein spannendes Thema 
auf, das wir weiter in den Ausschüssen für Inneres, 
für Wirtschaft, für Wissenschaft sowie für Digitalisie-
rung und Innovation diskutieren werden. Darauf 
freue ich mich.  

Ich will aber hier und heute in diese Debatte einstei-
gen: Die in Ihrem Antrag und eben auch in Ihrer Rede 
beschränkte einseitige Darstellung der EU-Daten-
schutzreform hat mich wieder einmal staunen lassen. 
Zwei Dinge werden von Ihnen ausgeblendet.  

Erstens. Mithin scheint es so, dass die Datenschutz-
verordnung, obwohl noch nicht einmal in Kraft, schon 
wieder überholt ist. Phänomene wie Cloudcompu-
ting, vernetzte Mobilität oder Internet der Dinge im 
Zusammenhang mit Fragen nach Datenhoheit, Aus-
lesbarkeit und/oder Zugriffsberechtigungen bleiben 
in der Reform und auch in Ihrem Antrag nahezu un-
behandelt.  

Zweitens müssen wir, sehr geehrte Damen und Her-
ren, genau überlegen, ab wann gut gemeinter Daten-
schutz das eigentliche Ziel verfehlt und Wirtschaft so-
wie Forschung unnötig beschränkt.  

Da Sie selbst mit Ihrem Antrag die Wirtschaft in NRW 
stärken wollen, sollten Sie, liebe Kollegen der Grü-
nen, diese Abwägung in Erwägung ziehen. Scheint 
in einer Welt, die immer mehr auf den Mehrwert ag-
gregierter Daten fußt, der Ansatz von Datensparsam-
keit nicht überholt zu sein, oder wäre eine Pseudony-
misierung der Daten mit höchsten Datensicherheits-
standards nicht besser, um Chancen und Möglichkei-
ten der Digitalisierung zu nutzen und zugleich einen 
angemessenen Schutz der Persönlichkeitsrechte zu 
gewährleisten? – Auch das, sehr geehrte Damen und 
Herren, ist Datenschutz.  

Diese Diskussionspunkte sollten wir auch in diesem 
Hause nicht unberücksichtigt lassen. Im Koalitions-
vertrag äußert sich die NRW-Koalition in diesem 
Sinne klar zum Privatsphärenschutz. Wir wollen die 
Bürgerrechte verteidigen und den Schutz personen-
bezogener Daten gewährleisten. Gleichzeitig blen-
den wir ebendiese Realität, sprich: den Wandel von 
Datenverarbeitung und IT-Sicherheit, nicht aus. Da-
für werden wir unter anderem die Grundlagenfor-
schung, die angewandte Forschung und auch die 
Lehre in diesem Bereich stärken.  

Auch die personelle Ausstattung der Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit wer-
den wir selbstverständlich ausbauen und somit auch 
das Beratungsangebot für Unternehmen. Wir sehen 
den Bedarf an personeller Stärkung ausdrücklich und 
haben dies bereits im Koalitionsvertrag benannt.  

Allerdings war ich irritiert, dass nun gerade Bünd-
nis 90/Die Grünen eine personelle Stärkung einfor-
dern, da sie doch selbst, wie im Antrag formuliert, 
erst im vergangenen Jahr zusätzliche Stellen bei der 
Landesbeauftragten geschaffen haben.  

(Zuruf von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]) 

Liebe Kollegen der Grünen, Sie müssen einsehen: 
Die Forderung Ihrerseits nach einem weiteren Aus-
bau kann also nur als Bestätigung einer unzureichen-
den rot-grünen Regierungspolitik vergangener Jahre 
gesehen werden.  

(Beifall von der CDU – Matthi Bolte-Richter 
[GRÜNE]: Ich frage nicht, was bei Schwarz-
Gelb damals passiert ist!) 

Ein Hinweis zur Standort- und Förderpolitik: Mit der 
EU-Datenschutzreform schaffen wir gleiche Rah-
menbedingungen und gleiche Voraussetzungen für 
Unternehmen. Darüber hinaus stellen wir gleichwer-
tige Regeln für einen einheitlichen Verbraucher-
schutz auf. Schließlich schützen wir die Daten nicht 
um ihrer selbst willen. Europaweit gesetzgeberisch 
gleiche Rahmenbedingungen zu einem lokalen 
Standortfaktor in Sachen Datenschutz zu erheben, 
ist allerdings durchaus krude.  

Richtig wäre – das tun wir als NRW-Koalition und das 
tun bereits viele Unternehmen und Hochschulen in 
unserem Land –, den wichtigen Weg der Datensi-
cherheit zu beschreiten. Bei der Datensicherheit kön-
nen wir ein NRW-Profil schärfen sowie aktive Wirt-
schafts- und Förderpolitik betreiben. Ausnahms-
weise war NRW tatsächlich schon 2015 im bundes-
weiten Vergleich Spitzenreiter bei der Anzahl ansäs-
siger Unternehmen im IT-Sicherheitsbereich: 415 
Anbieter, 34 % aller deutschen Unternehmen.  

Die Telekom als Bonner Unternehmen ist beispiels-
weise bei der Pseudonymisierung führend. Weiteres 
Beispiel: Die Universitäten Bochum und Dortmund 
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haben sich zusammengeschlossen und bauen si-
chere Datenbanksysteme zur Verarbeitung großer 
Datenmengen.  

So muss tatsächlich mit diesen Voraussetzungen 
Datensparsamkeit nicht das oberste Gebot des Da-
tenschutzes sein, sondern dann können wir mit Da-
teninnovation und mit hohen Sicherheitsstandards 
neuen Produkten, Dienstleistungen und Fortschritts-
möglichkeiten den Weg öffnen. Das ist ein Standort-
faktor, den wir weiter stärken wollen.  

Auch wir leisten unseren Beitrag. Die Landesregie-
rung wird ihren Beitrag leisten. Im Bereich des E-
Governments wollen wir mit Blockchain-Verfahren 
testen, wie wir auch den Verwaltungsbereich Nord-
rhein-Westfalens zum IT-Sicherheitsspitzenreiter 
und Vordenker Deutschlands und Europas machen 
können, sprich: Wir kehren auch vorm eigenen Haus. 
Dazu werden Sie weiter von uns hören.  

Ich freue mich auf die weitere Debatte. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Braun. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Kampmann.  

Christina Kampmann (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrter Herr Braun, Sie finden die Debatte zur Da-
tenschutzgrundverordnung einseitig. Ich muss sa-
gen: Ich finde die Digitalisierungspolitik der Landes-
regierung bisher ziemlich einseitig. Denn dabei geht 
es ganz oft um Start-ups. Da geht es um Entfesse-
lung. Wenn man ganz viel Glück hat – Sie haben es 
gerade angesprochen –, geht es auch mal um die Di-
gitalisierung in der Verwaltung. Aber tatsächlich ist es 
doch eine recht einseitige Debatte.  

Deshalb freue ich mich sehr, dass wir heute auch ein-
mal mit Ihnen, Herr Reul, über ein sehr wichtiges 
Thema der Digitalisierungspolitik, nämlich den Da-
tenschutz, diskutieren können. Ich glaube nämlich, 
dass wir die Risiken an vielen Stellen sehr viel erns-
ter nehmen sollten, als wir das bisher getan haben.  

Das funktioniert eben nicht, wenn wir nach dem Prin-
zip „Bedenken second“ agieren, sondern das funkti-
oniert nur, wenn wir die Risiken erkennen – das ist 
auch unser Anspruch als Politik –, wenn wir sie auf-
greifen und wenn wir diese Risiken dann mit ganz 
konkreter Politik reduzieren.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Meiner Meinung nach ist die europäische Daten-
schutzgrundverordnung dafür ein ganz hervorragen-
des Beispiel.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen: Dass 
das Thema „Datenschutz“ in Deutschland eine so 
große Bedeutung hat, wurde lange Zeit belächelt. Ich 
glaube aber, dass diese Zeit vorbei ist – spätestens 
seit dem NSA-Skandal, spätestens seitdem Millionen 
von Daten inzwischen in den Händen eines verwirr-
ten amerikanischen Präsidenten liegen.  

Lieber Herr Braun, ich finde: Wir sind einer Meinung, 
wenn wir darüber sprechen, dass die Wirtschaft an 
vielen Stellen schon weiter ist, als es viele glauben.  

Die Wirtschaft sieht es nämlich nicht mehr als Wett-
bewerbshindernis, sondern als Standortfaktor. Da 
haben wir in Deutschland schon einen guten Weg 
beschritten. Wenn ich Unternehmer wäre, würde ich 
meine Daten, ehrlich gesagt, auch lieber in eine 
Cloud legen, von der ich weiß, dass sie sicher ist und 
dass in dem Land entsprechende Datengrundsätze 
und Datenregelungen herrschen, statt in eine Cloud, 
bei der ich nicht darauf vertrauen kann, dass die Da-
ten darin tatsächlich sicher sind. 

Diese Datenschutzgrundverordnung ist tatsächlich 
ein großer Meilenstein in der Datenschutzpolitik Eu-
ropas, und zwar zum einen – Matthi Bolte-Richter hat 
es eben angesprochen –, weil sie den Flickenteppich 
an unterschiedlichen nationalen Regelungen, die wir 
bisher hatten, beseitigt.  

Wenn wir uns anschauen, aus welchem Jahr die vor-
herigen Regelungen stammen, dann ist das ein Jahr, 
in dem wahrscheinlich selbst Jupp Heynckes noch 
als große Nachwuchshoffnung des deutschen Fuß-
balls gehandelt wurde, nämlich das Jahr 1995. Jeder 
kann sich vorstellen, welche Rolle das Internet und 
der Datenschutz in dem Jahr gespielt haben und wie 
sich diese Rolle und die Bedeutung seitdem verän-
dert haben. 

Die wichtigen Fortschritte der Datenschutzgrundver-
ordnung wurden schon aufgezählt. Das ist für mich 
das Marktortprinzip, das ist das Recht auf Verges-
sen, das ist aber auch das Prinzip der Datenportabi-
lität, durch das ich Daten von einem Anbieter zum 
nächsten mitnehmen kann und mir eine größere 
Souveränität als Bürger zugesteht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über Da-
ten sprechen, dann klingt das oft so distanziert. Aber 
tatsächlich sind Daten das, was wir fühlen, was wir 
meinen und das, worüber wir kommunizieren. Genau 
aus diesem Grund sollten wir das Thema „Daten-
schutz“ sehr hoch hängen und ihm eine große Be-
deutung zumessen. Genau aus diesem Grund freue 
ich mich auch auf die weitere Debatte im Aus-
schuss. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kampmann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Brockmeier. 
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Alexander Brockmeier*) (FDP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Um es direkt vorwegzunehmen: Der Antrag der 
Grünen greift ein wichtiges Thema auf. – So weit das 
Positive. 

In dem Forderungsteil wird es dann aber etwas dürf-
tig. Man stellt in diesem Antrag eine Mischung aus 
Selbstverständlichkeiten und bereits vorhandenen 
Angeboten zusammen. Immerhin sind wir uns dar-
über einig, dass das Thema „Datenschutz“ ganz 
zentral ist.  

Bereits im Koalitionsvertrag der NRW-Koalition wird 
dem Thema „Datenschutz“ daher Rechnung getra-
gen. Ihm kommt in unserer vernetzten Gesellschaft 
eine sehr große Bedeutung zu. Tatsächlich schafft 
die EU-Datenschutzgrundverordnung einen großen 
Fortschritt beim Datenschutz. Darüber sind wir uns 
alle einig. Das wurde gerade auch schon mehrfach 
gelobt.  

Aber diese Datenschutzgrundverordnung stellt auch 
die Wirtschaft vor große Herausforderungen. Da ste-
hen wir als NRW-Koalition an der Seite der Wirt-
schaft, um sie bei der Bewältigung dieser Herausfor-
derung zu unterstützen. 

Auch die Stärkung der Landesdatenschutzbeauftrag-
ten haben wir auf der Agenda. Insofern ist es schön, 
dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Grü-
nen, sich der Position der NRW-Koalition anschlie-
ßen.  

Beratungsangebote insbesondere zur Unterstützung 
der Wirtschaft gibt es bereits. Die NRW-Koalition wird 
diese auch weiter ausbauen. Das hat der Kollege der 
CDU gerade schon angeführt.  

Beispielhaft zu nennen ist das Netzwerk nrw.uniTS, 
das alle Akteure der IT-Sicherheit in NRW miteinan-
der verbindet und neben Unternehmen auch For-
scherinnen und Forscher sowie weitere Multiplikato-
ren einschließt.  

In Dortmund gibt es außerdem das Kompetenzzent-
rum Mittelstand 4.0 West, das kleine und mittelstän-
dische Unternehmen bei der Umsetzung von Indust-
rie 4.0 unterstützt, sie informiert, aber auch qualifi-
ziert.  

Weitere nennenswerte Initiativen sind die Sicher-
heitspartnerschaft Nordrhein-Westfalen, die Allianz 
„Wirtschaft und Arbeit 4.0“ oder die Förderlinie „Digi-
tale Sicherheit“ vom Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft in Nordrhein-Westfalen.  

Das sind bei Weitem noch nicht alle Beratungsstellen 
und Netzwerke, die sowohl Privatpersonen als auch 
Unternehmen eine bessere Auseinandersetzung mit 
dem Thema „Datenschutz“ ermöglichen. Mit Ihrer 
Forderung nach Beratungsangeboten rennen Sie 
also längst offene Türen ein.  

Ihren letzten Punkt des Antrags, die Umsetzung der 
europäischen Datenschutzreform auf Bundesebene 
zu begleiten, halten wir schlichtweg für selbstver-
ständlich. Dafür braucht es keinen extra Antrag, wie 
Sie ihn eingebracht haben. 

(Beifall von der FDP) 

Ich möchte hier noch einmal betonen: Das Thema 
„Datenschutz“ ist für uns ohne jeden Zweifel sehr 
wichtig! Das haben alle hier im Plenum gesagt. Aus 
diesem Grund hat die NRW-Koalition viele Maßnah-
men in ihrem Koalitionsvertrag festgehalten und zum 
Teil bereits mit deren Umsetzung begonnen. Mit uns 
steht die Unterstützung der Wirtschaft bei der digita-
len Transformation jetzt endlich auch auf der Agenda 
des Regierungshandelns.  

Da die Digitalisierung auch nicht über Nacht kam, 
hätten Sie natürlich selbst bereits alles tun können, 
um das Thema „Datenschutz“ voranzubringen,  

(Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]: Nein, das hät-
ten wir nicht tun können, weil das Bundesge-
setz erst am 25. April geändert wurde! Herrje!) 

um die Wirtschaft zu unterstützen und die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher zu sensibilisieren.  

Ich ende, wie ich begonnen habe, und betone das 
Positive: Ich freue mich auf die Beratungen im Aus-
schuss. Dort können wir über das Thema „Daten-
schutz“ gern und ausführlich diskutieren. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Kollege Brockmeier. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Be-
geisterung der Grünen für die Europäische Daten-
schutzverordnung vermögen wir nicht zu teilen – und 
nicht nur wir. 

Der renommierte Datenschutzrechtler Thomas Hoe-
ren von der Universität Münster etwa bezeichnete sie 
als eines der schlechtesten Gesetze des 21. Jahr-
hunderts.  

Aus deutscher Perspektive muss man sich schon fra-
gen, ob es wirklich sinnvoll war, das weltweit als vor-
bildlich und hochentwickelt geltende deutsche Da-
tenschutzrecht auf dem Altar EU-weiter Harmonisie-
rung zu opfern. Denn es war wie so oft in Brüssel: 
Zuerst kommen die Harmonisierer, dann kommen 
die Lobbyisten und dann kommt viel Mist. 

Tatsächlich konnte der deutsche Standard in vielen 
Bereichen auf die europäische Ebene gehoben wer-
den, aber eben nicht in allen. Ganz sicher aber 
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kommt mehr Bürokratie. Da irrt der Antragsteller, 
wenn man dem Bundesverband der Datenschutzbe-
auftragten Glauben schenken darf. 

(Beifall von der AfD) 

Auch ist es ein bisschen widersprüchlich, in einem 
Antrag neue Planstellen zu fordern und gleichzeitig 
zu behaupten, das Vorhaben diene dem Abbau der 
Bürokratie.  

(Beifall von der AfD) 

Das ganze Vorhaben aber zeigt, wie schwierig und 
falsch es ist, von Finnland bis Griechenland einen 
einheitlichen Rechtsraum herbeiharmonisieren zu 
wollen. 

So sind zum Beispiel die besonderen Vorrechte der 
deutschen Anwälte unter den Tisch gefallen. Der 
Deutsche Anwaltverein hat scharf kritisiert, dass Da-
tenschutzbehörden nun unter anderem die Möglich-
keit haben, auf besonders geschützte Mandantenda-
ten zuzugreifen. 

Die Mängelliste ist lang, und das ist auch kein Wun-
der, denn die vorherrschenden Vorstellungen in die-
sem Bereich sind von Nation zu Nation höchst unter-
schiedlich, und das lässt sich eben nicht wegharmo-
nisieren. 

Sie haben die Büchse der Pandora geöffnet und der 
von Lobbyismus durchseuchten EU den Daten-
schutz überlassen. Und weil Sie alle nicht den Mumm 
haben, sich auch einmal etwas aus Brüssel zurück-
zuholen oder zumindest die Interessen des eigenen 
Volkes zu vertreten, müssen wir jetzt alle die Suppe 
auslöffeln. 

(Beifall von der AfD) 

Greenpeace hat bereits im letzten Jahr Unterlagen 
aus den Geheimverhandlungen zum sogenannten 
TiSA-Abkommen veröffentlicht, wonach die Daten-
schutzverordnung quasi komplett ausgehebelt wer-
den soll, sobald unsere Daten auf den amerikani-
schen Kontinent überspielt sind. Meine Damen und 
Herren, das passiert, wenn man die Rechte der Deut-
schen nach Brüssel verschachert, anstatt Politik im 
eigenen Interesse zu machen. 

(Beifall von der AfD) 

Und wenn TiSA dann kommt, stehen die Grünen bei 
der Demo in der ersten Reihe und weinen Krokodils-
tränen um den Ausverkauf des deutschen Daten-
schutzes. 

(Zuruf: Unglaublich!) 

Nein, meine Damen und Herren, an dieser EU-
Verordnung gibt es nichts zu feiern und auch nichts 
zu begrüßen. Sie ist der Einstieg in den Ausstieg aus 
dem deutschen Datenschutz. Wir lehnen die Vorlage 
daher ab, stimmen der Ausschussverweisung jedoch 
zu. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Tritschler. – Für die Landesregierung spricht 
nun Herr Minister Reul. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich 
möchte noch einmal feststellen, dass Datenschutz 
richtig, wichtig und notwendig ist. Aber es kommt 
auch immer auf das richtige Maß an. Darüber hat 
man sich in der Politik gestritten, und man wird sich 
auch weiterhin darüber streiten. Wir brauchen einen 
klugen und sachgerechten Datenschutz und, wie 
auch bei anderen Fragen, keinen ideologischen Ei-
fer. 

Dieser Antrag – das finde ich ein bisschen irritie-
rend – erweckt den Eindruck, dass die Datenschutz-
Grundverordnung den Datenschutz in Deutschland 
voranbringt. Das ist nun wirklich falsch. Das Interes-
sante und Richtige und auch Wichtige ist damit – und 
da widerspreche ich meinem Vorredner –, dass der 
Datenschutz in Europa vorangetrieben wird und es 
eine Vereinheitlichung in Europa gibt. Das ist eine 
Riesenchance auch für Deutschland und für deut-
sche Unternehmen. Das ist richtig und vernünftig. 

In Deutschland gibt es schon feste Regeln. Es gibt 
Regeln, die die Rechte von Betroffenen in den Blick 
nehmen. Sie sind teilweise streng, manche sagen, 
sie seien sehr streng. Zumindest im europäischen 
Vergleich sind sie viel strenger als anderswo. Wir 
hatten somit keinen Nachholbedarf. Das war nicht 
das Problem. Das Problem dieser Regulierung war 
vielmehr, den Versuch zu unternehmen, das in ganz 
Europa zum Tragen zu bringen, weil damit dann 
auch für die Wirtschaft gleiche Chancen in den euro-
päischen Staaten gegeben sind. 

Ich glaube, das Problem ist vielmehr verknüpft mit 
der Frage, ob andere Staaten in Europa diese Re-
geln am Ende auch einhalten werden. Dann besteht 
natürlich eine große Chance für Unternehmen, auch 
für internationale Unternehmen. Im Moment suchen 
internationale Unternehmen – das weiß jedermann – 
nämlich gerade deshalb bestimmte europäische 
Staaten auf, weil die Datenschutzregelungen dort 
nicht so streng sind wie beispielsweise in Deutsch-
land. Das ist insbesondere für diejenigen Unterneh-
men bedeutsam, für die Daten eine wertvolle Wäh-
rung sind. 

Insofern kann diese Verordnung auch für deutsche 
Unternehmen und den Standort Deutschland Vor-
teile bringen. Allerdings gilt das nur dann, wenn sich 
auch alle Mitgliedstaaten daran halten. 

Gut ist an dieser Verordnung, dass die Sicherheits-
behörden von ihr ausgenommen worden sind. Wäre 
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das nicht passiert – das war anfangs übrigens im Eu-
ropäischen Parlament so geplant –, dann hätte diese 
Verordnung dem internationalen Terrorismus Vor-
schub geleistet. Dazu ist es Gott sei Dank nicht ge-
kommen. Ich möchte jetzt nicht weiter darauf einge-
hen, wer diese zusätzlichen Verschärfungen im Eu-
ropäischen Parlament realisieren wollte. Das hätte 
übrigens auch viele Nachteile für die deutsche Wirt-
schaft gehabt. 

Ich persönlich finde nicht, dass es die allerbeste vor-
stellbare Datenschutzverordnung ist, die man hätte 
machen können. Ich war damals selber noch im Eu-
ropäischen Parlament und kann Ihnen sagen, dass 
ich mir an einigen Stellen auch andere Punkte hätte 
vorstellen können.  

Es fehlen nämlich Entlastungen und Ausnahmen für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie für Start-ups. 
Dieser Teil ist leider nicht durchgesetzt worden. Er ist 
an einigen politischen Kräften im Europäischen Par-
lament gescheitert. Interessant ist, dass es sich um 
diejenigen handelt, die jetzt meinen, das sei ein gro-
ßer Push für die nordrhein-westfälische Wirtschaft. 

Wir werden diese Umsetzung als Landesregierung 
weiterhin kritisch begleiten. Wir werden auf ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen Datenschutz und 
Wettbewerbsfähigkeit achten. Die Umsetzung, die im 
Sommer auf Bundesebene erfolgte, ist bereits ein 
erster guter Schritt, übrigens auch deshalb, weil die 
Datenschutzrichtlinie für die Zusammenarbeit von 
Polizei und Justiz gleich mit umgesetzt wurde. 

Aber ich sage es noch einmal: Die wirklich span-
nende Umsetzung ist diejenige, die in den übrigen 
Staaten Europas erfolgt. Ob und wie sie erfolgt, wird 
interessant sein. An den Ergebnissen wird sich am 
Ende zeigen, ob die Datenschutz-Grundverordnung 
vorteilhaft ist und etwas gebracht hat und sich mit 
dem hohen Standard, den es in Deutschland gibt, 
messen kann. 

Insofern freuen auch wir uns auf die Debatte. Ich 
hoffe, es wird eine sachgerechte und abgewogene 
sein, denn nur dann bietet sie eine Chance. Wenn es 
eine Eiferer-Diskussion wird, bringt sie nichts. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Reul. – Meine sehr verehrter Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 
Wortmeldungen liegen mir zu diesem Tagesord-
nungspunkt nicht vor, sodass wir am Schluss der 
Aussprache sind. 

Wir können zur Abstimmung kommen, und zwar über 
die Überweisungsempfehlung des Ältestenrates, der 
uns nahelegt, den Antrag Drucksache 17/803 an 
den Ausschuss für Digitalisierung und Innova-
tion – federführend –, an den Innenausschuss, an 

den Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Lan-
desplanung sowie an den Wissenschaftsaus-
schuss zu überweisen. Die abschließende Abstim-
mung soll dann im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen.  

Ich darf die Zustimmung zu dieser Überweisungs-
empfehlung abfragen und bitte um das Handzei-
chen. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion der 
CDU, der Fraktion der SPD, der Fraktion der FDP, 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion 
der AfD sowie alle drei fraktionslosen Abgeordneten. 
Damit ist die Überweisungsempfehlung angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

12 Altersdiskriminierung vermeiden – Alters-
grenze für staatlich anerkannte Bausachver-
ständige endlich anheben! 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/766 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU dem Abgeordneten 
Schrumpf das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Fabian Schrumpf (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sie können einem 69-jährigen Arzt Ihr 
Leben anvertrauen. Sie können in diesem Alter noch 
als Notar oder Öffentlich bestellter Vermessungsin-
genieur arbeiten. Ob Bundespräsident, Bundeskanz-
ler, Minister, Oberbürgermeister oder Landrat – all 
diese Ämter kennen nach oben keine Altersgrenze. 
Zu Recht trauen wir all diesen Menschen zu, im Alter 
noch leistungsfähig zu sein. Für einen staatlich aner-
kannten Bausachverständigen in Nordrhein-Westfa-
len ist jedoch mit 68 Jahren Schluss.  

Unabhängig von ihrer geistigen oder körperlichen 
Kondition schicken wir Menschen zwangsweise in 
den Ruhestand, die noch weiterhin arbeiten könnten 
und dies auch wollen. Das Ergebnis ist oftmals, dass 
sie nach Hessen abwandern, wo sie arbeiten dürfen, 
bis sie 70 Jahre alt sind. Nordrhein-Westfalen gehen 
damit wertvolle und erfahrene Fachkräfte verloren. 
Das, meine Damen und Herren, dürfen und wollen 
wir nicht länger zulassen. 

(Beifall von der CDU) 

Gerade auch für die wirtschaftliche Aufholjagd unse-
res Landes brauchen wir diese erfahrenen und enga-
gierten Köpfe.  

(Michael Hübner [SPD]: Das ist eine Entfesse-
lungsoffensive! Unglaublich!) 
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Anstatt Menschen also vorzeitig zum alten Eisen zu 
erklären, müssen wir ihre Fähigkeiten gerade auch 
vor dem Hintergrund der demografischen Entwick-
lung und des in vielen Bereichen drohenden Fach-
kräftemangels für unser Land erhalten. § 5 Abs. 1 
Buchstabe b der Verordnung über staatlich aner-
kannte Sachverständige nach der Landesbauord-
nung ist daher aus unserer Sicht nicht mehr zeitge-
mäß. 

Am Beispiel der hessischen Regelung sieht man, wie 
eine Bestimmung aussehen kann, die sich bewährt 
hat. Dem Sicherheitsaspekt und der Leistungsfähig-
keit in der täglichen Arbeit wird in der Regelung in 
Hessen gleichzeitig dadurch Rechnung getragen, 
dass die Anerkennung als Bausachverständiger 
dann widerrufen werden kann, wenn die betreffende 
Person infolge einer geistigen oder körperlichen Er-
krankung, eines Gebrechens, nicht mehr in der Lage 
sein sollte, ihre Tätigkeit ordnungsgemäß auszu-
üben.  

Auch in Nordrhein-Westfalen sind wir aber in ande-
ren Bereichen bereits weiter. So gilt zum Beispiel bei 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren keine 
Altersgrenze. Stattdessen kann auch hier im Falle ei-
ner Erkrankung, einer körperlichen oder geistigen 
Einschränkung die Bestellung eines Vermessungsin-
genieurs aufgehoben werden.  

Dies, meine Damen und Herren, sind sinnvolle Re-
gelungen, um die Arbeitsfähigkeit der Menschen mit 
ihrem Arbeitswillen in Einklang zu bringen. Dabei 
geht es in keiner Weise darum, Menschen auf Kos-
ten der Sicherheit am Bau oder der Qualität der er-
brachten Leistungen oder gar gegen ihren Willen län-
ger arbeiten zu lassen. Bereits jetzt ist es in Nord-
rhein-Westfalen geltende Rechtslage, dass die Aner-
kennung von der zuständigen Kammer zu widerrufen 
ist, sofern der staatlich anerkannte Sachverständige 
seine Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben 
kann. Im Ergebnis geht es also um die moderate An-
hebung der Altersgrenze um zwei Jahre auf dann 
70 Jahre, wie auch in Hessen.  

Sowohl die Grundrechtecharta der Europäischen 
Union wie auch das allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz verbieten die Benachteiligung von Menschen 
aufgrund ihres Alters. Angesichts der demografi-
schen Entwicklung, der Lebenserwartung der Men-
schen und des medizinischen Fortschritts müssen 
wir also hinterfragen, ob die Antworten, die wir der-
zeit mit der zitierten Regelung geben, die wir vor 30 
oder zehn Jahren noch gegeben haben, heute über-
haupt noch zeitgemäß sind. 

Meine beiden Töchter, heute knapp fünf Monate und 
knapp drei Jahre alt, haben rein statistisch gesehen 
eine Lebenserwartung von über 83 Jahren. Ja, sie 
haben sogar eine realistische Chance, mehr als 
100 Jahre alt zu werden. Mit der steigenden Lebens-
erwartung geht erfreulicherweise einher, dass die 

Menschen auch immer länger gesund und aktiv blei-
ben.  

Um eines unmissverständlich klarzustellen: Niemand 
wird gezwungen, länger als heute zu arbeiten. De-
nen, die dies jedoch noch können und auch wollen, 
werden wir eine Perspektive eröffnen. 

Als Christdemokraten wollen wir nicht nur gegen jede 
Form von Altersdiskriminierung vorgehen, sondern 
Nordrhein-Westfalen auch zum Vorreiter im Abbau 
von Altersdiskriminierung machen. Im Koalitionsver-
trag von CDU und FDP haben wir deshalb ausdrück-
lich festgehalten, dass Alter eben kein Maßstab für 
die Beurteilung eines Menschen sein darf. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
heute ein Signal an die Menschen im Land senden, 
dass jeder unabhängig von seinem Alter gebraucht 
wird und im Rahmen seiner persönlichen Möglichkei-
ten herzlich eingeladen ist, zum Erfolg unseres Lan-
des beizutragen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schrumpf. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Herr Kollege Paul das Wort. 
Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Stephen Paul*) (FDP): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Aktuell dürfen Bau-
sachverständige in Nordrhein-Westfalen nur bis zu 
einem Alter von 68 Jahren arbeiten. Fabian 
Schrumpf hat dazu schon eingeführt. Mit Vollendung 
dieses Lebensjahres verlieren sie dann automatisch 
die staatliche Anerkennung, werden also zwangsläu-
fig in Rente geschickt.  

Das ist nicht mehr zeitgemäß, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. In unserer Gesellschaft wünschen sich 
viele Menschen einen flexibleren Renteneintritt. Auf-
grund der Alterung unserer Bevölkerung wird über 
die Höhe des Renteneintrittsalters gesprochen, auch 
um unserer Volkswirtschaft Fachkräfte länger zu er-
halten. 

Auch für andere Berufsgruppen galt eine Alters-
grenze von 68 Jahren. So durfte beispielsweise ein 
Hausarzt seine Patienten von 1993 an nur so lange 
behandeln, bis er diese Altersgrenze noch nicht 
überschritten hatte. Jedoch galt dies nur für Kassen-
patienten. Seine Privatpatienten durfte er darüber 
hinaus behandeln. Es ist schon fast ein Jahrzehnt 
her, dass diese unsinnige Vorschrift gekippt wurde. 

Warum sollten also ausgerechnet Bausachverstän-
dige gezwungen werden, bereits mit 68 Jahren in 
Rente zu gehen, wenn sie freiwillig länger arbeiten 
möchten und das auch können? Staatlich aner-
kannte Bausachverständige sind Experten und erfül-
len für den Bauherrn eine ganz wichtige Funktion. 
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Durch eine umfangreiche Prüfung haben sie nachge-
wiesen, dass sie neben langjähriger Berufserfahrung 
über eine besondere Sachkunde in ihren Fachberei-
chen verfügen.  

Mit dem staatlich anerkannten Bausachverständigen 
hat der Bauherr in Nordrhein-Westfalen einen star-
ken Partner an seiner Seite, um die Planung und Ab-
stimmung seines Bauvorhabens zu beschleunigen 
sowie in technischer und finanzieller Hinsicht zu op-
timieren. Staatlich anerkannte Bausachverständige 
arbeiten privatrechtlich. Sie übernehmen Aufgaben, 
die früher von Behörden abgedeckt wurden. Damit 
tragen sie auch zur Entlastung von Behörden bei. 

Bereits im vergangenen haben wir Freie Demokraten 
uns hier im Landtag – auch mit Unterstützung der 
CDU-Fraktion – dafür ausgesprochen, die Alters-
grenze für staatlich anerkannte Sachverständige an-
zuheben. Die abgewählte rot-grüne Mehrheit hatte 
seinerzeit unsere Initiative noch abgelehnt.  

Auf Nachfrage in einer Kleinen Anfrage erklärte der 
damals verantwortliche Bauminister Michael Gro-
schek lediglich, dass es nicht ausgeschlossen sei, 
dass die Altersgrenze nach Verabschiedung der No-
velle der Landesbauordnung auf 70 Jahre angeho-
ben werde. Was ist dann passiert? Wir wissen es 
alle: nichts! Stattdessen haben Sie zugesehen, wie 
staatlich anerkannte Bausachverständige kurz vor 
Vollendung ihres 68. Lebensjahres etwa nach Hes-
sen abwanderten.  

Dort ist in § 7 Abs. 1 Nr. 2 der Hessischen Prüfbe-
rechtigten- und Prüfsachverständigenverordnung 
geregelt, dass das automatische Erlöschen der 
staatlichen Anerkennung erst mit Vollendung des 70. 
Lebensjahres eintritt. Fabian Schrumpf hatte darauf 
eben auch in seinem Redebeitrag bereits hingewie-
sen. Dort können staatlich anerkannte Bausachver-
ständige dann also noch zwei weitere Jahre arbeiten. 
Warum also nicht bei uns in Nordrhein-Westfalen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen? 

Der Prüfstatiker Dr. Spitz aus Euskirchen hatte sich 
in der Anhörung des Bauausschusses im Hause letz-
tes Jahr für eine höhere Altersgrenze ausgespro-
chen. Ich zitiere ihn einmal:  

„Diese Begrenzung ist nicht mehr zeitgemäß, im 
Wesentlichen aus folgenden Gründen:  

Die Europäische Gleichbehandlungsrichtlinie, als 
allgemeines Gleichbehandlungsgesetz in deut-
sches Recht umgesetzt, sieht unter anderem vor, 
dass kein Bürger wegen seines Alters benachtei-
ligt werden darf. Hiernach wären Altersgrenzen 
eigentlich gänzlich abzuschaffen. Dies ist bisher 
in Nordrhein-Westfalen auch in einigen Fällen ge-
schehen.“ 

Und zu der höheren Altersgrenze in Hessen sagte 
Dr. Spitz:  

„Natürlich hatte diese Verschiebung von zwei 
Jahren auf die Sicherheit von Gebäuden keinen 
Einfluss, denn die Leistungsfähigkeit eines alters-
gemäß gesunden 70-Jährigen reicht allemal aus, 
die Tätigkeit des Prüfingenieurs auszuüben. 
Diese besteht in erster Linie“  

– so der Sachverständige weiter –  

„aus Schreibtischarbeit, und auch die Besichti-
gungen auf der Baustelle erfordern keine beson-
deren Anstrengungen.“ 

– Zitat Ende. – Nun frage ich Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen: Ist es unser Ziel, dass die Bausachver-
ständigen aus Nordrhein-Westfalen weggehen, weil 
wir es Ihnen als Gesetzgeber nicht ermöglichen, län-
ger zu arbeiten? Denken wir neu.  

Mit der vorliegenden Antragsinitiative der Koalitions-
fraktionen von CDU und Freien Demokraten hat die-
ser Landtag die Gelegenheit, Altersdiskriminierung in 
unserem Land weiter abzubauen und die gesetzli-
chen Vorschriften an die Wirklichkeit anzupassen – 
zum Vorteil der Bauherren in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP, der CDU und der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Paul. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion der SPD der Abgeordnete Kramer das Wort. 
Bitte schön, Herr Kollege.  

Hubertus Kramer (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will am heutigen Tag 
nicht noch einmal auf die mehr als einjährige inhaltli-
che Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt einge-
hen, da das Thema ausreichend bekannt sein dürfte.  

Worauf ich heute zu sprechen kommen möchte, ist 
der Vorlauf zur heutigen Debatte und die Verwunde-
rung meiner Fraktion, warum uns heute noch einmal 
dieser Antrag vorliegt. Ausgangspunkt für die bishe-
rigen Diskussionen zu diesem Thema war eine 
Kleine Anfrage des Kollegen Dr. Wolf vom März 
2016. In dieser Kleinen Anfrage brachte er erstmals 
die Erhöhung der Altersgrenze für anerkannte Bau-
sachverständige für die Prüfung der Standsicherheit, 
für die Prüfung des Brandschutzes und für die Prü-
fung des Erd- und Grundbaus von gegenwärtig 68 
auf 70 Jahre im Land NRW zur Sprache. Seinerzeit 
stand übrigens noch eine Erhöhung der Altersgrenze 
um zwei oder mehr Jahre im Raum. Das steht heute 
ja nicht mehr zur Debatte.  

Bereits in der Antwort vom 1. April letzten Jahres hat 
die damalige Landesregierung deutlich gemacht, 
dass sie im Zusammenhang mit der neuen Landes-
bauordnung auch die Verordnung für die Bausach-
verständigen novellieren wolle. Damals hieß es in 
der Antwort der Landesregierung wörtlich:  
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„Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass die Alters-
grenze auf 70 Jahre angehoben wird.“ 

Ungeachtet dessen stellte die FDP-Fraktion Ende 
Mai 2016 im Plenum den Antrag „Altersdiskriminie-
rung vermeiden – Altersgrenze für staatlich aner-
kannte Bausachverständige zügig anheben!“. Der Ti-
tel kommt Ihnen allen bekannt vor, weil es heute der-
selbe ist.  

In der anschließenden Plenardebatte haben sowohl 
der Kollege Klocke vom Bündnis 90/Die Grünen, 
mein damaliger Fraktionskollege Manfred Krick als 
auch der zuständige Minister Mike Groschek aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass die Regierung 
und die regierungstragenden Fraktionen dem Antrag 
ausdrücklich aufgeschlossen gegenüberstehen.  

Es wurde damals vom Minister betont, dass es sich 
dabei aber eben nicht um ein Gesetzesvorhaben 
handelt, sondern um die Änderung einer ministeriel-
len Verordnung, der die notwendigen Gespräche mit 
allen Beteiligten und eine Abwägung aller einzube-
ziehenden Kriterien vorausgehen werde.  

Der Minister sagte im Plenum aber eine ausrei-
chende Beteiligung der politischen Gremien zu. Wir 
haben dann im November letzten Jahres im Aus-
schuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr die Anhörung des Sachverständigen Dr. 
Heribert Spitz erlebt. Und wir haben im Dezember 
den Antrag der FDP noch einmal im Ausschuss auf-
gerufen, der dann mit Hinweis auf die angekündigte 
Initiative des Ministeriums mehrheitlich abgelehnt 
wurde.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor diesem Hinter-
grund und mit diesem Vorlauf erwartet die SPD-
Fraktion weiter die vom Ministerium angekündigte 
Initiative. Auch der mittlerweile vollzogene Regie-
rungswechsel dürfte am zugesagten Verfahren ja 
nichts ändern. Eine solche Initiative hätte längst ei-
nen neuen Antrag von CDU und FDP überflüssig ge-
macht.  

Um es noch einmal zu betonen: Wir stehen der In-
tention des FDP-Antrages aus dem Jahre 2016 und 
seiner Neuauflage heute weiterhin aufgeschlossen 
gegenüber, halten die neuerliche Initiative aber für 
überflüssig. Insofern wird sich die SPD-Fraktion 
heute bei der direkten Abstimmung enthalten. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kramer. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat nun der Kollege Klocke das Wort. 
Bitte schön.  

Arndt Klocke (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege von der SPD hat 

eben darauf hingewiesen: Wir führen diese Debatte 
nicht zum ersten Mal. Wir hatten Ende der letzten Le-
gislaturperiode eine Debatte zum Thema. Es wäre 
laufendes Regierungsgeschäft jetzt, das entspre-
chend zu ändern. Es bräuchte heute nicht des Antra-
ges von CDU und FDP. Sie könnten die entspre-
chende Gesetzesnovellierung auf den Weg bringen, 
zumal wir als damalige Regierungskoalition und vor 
allen Dingen der damalige Minister damals schon ge-
sagt haben, dass die entsprechende Novelle in Vor-
bereitung ist.  

Ich vermute mal, dass dies in den Abstimmungspro-
zessen im Haus so weit gediehen ist, dass man das 
jetzt entsprechend in geltendes Recht überführen 
könnte. Nichtsdestotrotz ist der inhaltliche Aufschlag 
richtig. Das unterstützen wir von grüner Seite. Ent-
sprechend werden wir gleich auch Ihren Antrag un-
terstützen. 

Mir fehlt gerade der philosophische Drive, den der 
Kollege Schrumpf soeben hatte, um das so weit zu 
erklären und zu erhöhen, dass ich meine Rede auf 
fünf Minuten ausbauen könnte. 

Die Notwendigkeit, die Grenze von 68 auf 70 Jahre 
zu erhöhen, besteht. Wir wissen darum, dass es sich 
um eine verantwortungsvolle Aufgabe handelt, dass 
dazugehört, sich fortdauernd an die neuesten techni-
schen Veränderungen anzupassen, dass man sich 
entsprechend fortbilden muss, aber dass über die 
Lebensjahre hinweg auch eine hohe Qualifikation 
entsteht und dass Bausachverständige entspre-
chend auch mit 69 und 70 Jahren noch wirken kön-
nen. All das lässt uns zu der Erkenntnis kommen, 
dass die Veränderung wichtig und notwendig ist. 

Wir gehen davon aus, dass die neue Landesregie-
rung und die Ministerin das jetzt auf den Weg bringen 
und können dem Antrag von CDU und FDP zustim-
men. – Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Klocke. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der AfD der Abgeordnete Beckamp das 
Wort. Bitte schön. 

Roger Beckamp*) (AfD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Dem Abgeordneten Klocke fehlt 
der philosophische Drive, so sagte er; er schafft es 
aber trotzdem, drei Minuten lang etwas zu sagen. 

(Beifall von der AfD) 

Der Antrag ist richtig. Die AfD wird zustimmen, die 
Altersgrenze anzuheben. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Meine Damen 
und Herren, jetzt hat noch für die Landesregierung 
Frau Ministerin Scharrenbach das Wort. Bitte schön. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen! Die Lan-
desregierung greift gerne die Initiative der Koalitions-
fraktionen von CDU und FDP auf. Wenn der Gesetz-
geber heute eine entsprechende Änderung haben 
möchte, dann wird mein Haus das entsprechend vor-
bereiten und umsetzen. Damit geben wir ein Be-
kenntnis zu den nordrhein-westfälischen Bausach-
verständigen ab und wirken mit der Arbeitszeitverlän-
gerung dem Fachkräftemangel in diesem Bereich 
entgegen. 

Einen herzlichen Dank an die Koalitionsfraktionen 
von CDU und FDP für diesen Antrag. Wenn der Ge-
setzgeber das wünscht, dann ist es guter Brauch, 
dass die Exekutive das auch umsetzt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Roger 
Beckamp [AfD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Wir befinden 
uns also am Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen haben direkte Abstimmung beantragt. 
Somit lasse ich nun über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 17/766 abstimmen. Wer dem Inhalt des 
Antrags zustimmen möchte, den darf ich jetzt um das 
Handzeichen bitten. – Das sind die Abgeordneten 
der Fraktionen der CDU, der FDP, Bündnis 90/Die 
Grünen und der AfD sowie die drei fraktionslosen Ab-
geordneten des Hauses. Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Bei Enthaltung der Kolleginnen und Kolle-
gen der Sozialdemokratie ist der Antrag Drucksa-
che 17/766 mit dem festgestellten Abstimmungsver-
halten angenommen. 

Ich rufe auf: 

13 Abberufung von Mitgliedern des Kontrollgre-
miums gemäß § 23 des Gesetzes über den Ver-
fassungsschutz in Nordrhein-Westfalen (PKG) 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/899 

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 4 des Verfassungsschutz-
gesetzes kann der Landtag Mitglieder des Kontroll-
gremiums oder Stellvertreter mit einer Mehrheit von 

zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen abberufen. 
Ihnen liegt mit der Drucksache 17/899 ein diesbezüg-
licher Antrag vor. Eine Aussprache ist nicht vorgese-
hen.  

Deshalb beabsichtige ich, jetzt hier unmittelbar über 
den gesamten Antrag abstimmen zu lassen. Ich 
schaue noch einmal in die Runde. – Das findet kei-
nen Widerspruch. Dann verfahren wir so.  

Wer dem Antrag Drucksache 17/899 zustimmen 
möchte, den darf ich jetzt um das Handzeichen bit-
ten. – Das sind die Abgeordneten der Fraktionen der 
CDU, der SPD, der FDP, Bündnis 90/Die Grünen und 
der AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Bei Enthaltung der drei fraktionslosen Abgeordneten 
des Hauses ist damit der Antrag mit der Drucksa-
chennummer 17/899 angenommen.  

Ich stelle ausdrücklich fest, dass die nach § 24 Abs. 1 
Satz 4 des Gesetzes über den Verfassungsschutz in 
Nordrhein-Westfalen erforderliche Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen erreicht wurde.  

Damit sind wir am Schluss des Tagesordnungs-
punkts 13 und auch am Schluss unserer heutigen 
Beratungen angekommen. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für Mittwoch, den 
15. November 2017, 10:00 Uhr.  

Ich wünsche Ihnen allen noch einen erfolgreichen ar-
beitsreichen Nachmittag. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss 16:28 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 


